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Regel das Verfahren oder der Act nur dann nichtig, wenn die
Nichtigkeit von der Gegen-Parthei gerügt wird. Geschieht
dieses nicht, so sagt man die Nichtigkeit sey durch die Par¬
theien gedeckt. Auch durch srt. 1029 des co«I. ä. pi-ocöll.,
nach welchem keine seiner Bestimmungen blos drohend (oom-
minatoire) ist, ward vielen Uebelständcn *) der alten Gesetz¬
gebung abgeholfen.

8 - 4 .

Wir wollen nun, nachdem wir das Civil-Verfahren, in so
weit es hier geschehen konnte, erklärt, auch über das Criminal-
Verfahren, sowohl das altere als neuere, in der Kürze Einiges
sagen. Unter dem Namen des ältern verstehen wir auch hier
dasjenige, welches, seit Ludwig dem Vierzehnten, bis zur Revo¬
lution fast unverändert bestanden hat. Die Abweichung dessel¬
ben von dem in den frühesten Zeiten wird, um den Zusammen¬
hang nicht zu unterbrechen, in besondern Noten angeführt wer¬
den. Uebrigens werden wir hier einen von dem vorigen Etwas
verschiedenenGang befolgen. In Civil-Sachen nämlich ist
das ältere (besonders das seit 1667 eingeführte) Verfahren dem
neuesten so ähnlich, daß sich beide füglich nebeneinander und
in Einem Zusammenhang erklären liessen. Allein in Criminal-
Sachen findet zwischen dem ältern und neuern Verfahren eine
so große VerschiedenheitStatt, daß wir befürchten müßten,
durch eine nebeneinanderlaufende Erklärung beider, den Leser
mehr zu verwirren als aufzuklären. Wir hoffen, es werde ihm
die Uebersicht **) erleichtern, wenn wir, die Zeitfolge beobach-

*)M. s. Älerlin und kerriere srt. cominiostoire.
**) Eine kurze Uebersicht über das neuere Verfahren in Crimi-

nal-Sachen gibt meine im I. 1816 bei Dümont-Schauberg
in Köln erschienene Schrift: Ueber das öffentliche Verfah¬
ren vor Gericht u. s. f.



tcnd, mit dem ältern den Anfang machen, nm so mehr, als

man ungeachtet der gänzlichen Verschiedenheit beider Verfah-

rungsarten, doch bei näherer Beobachtung, den Ursprung des

neuern aus dem ältern nicht verkennen wird. —

Die wichtigste Verordnung über das Verfahren in Crimi¬

nal-Sachen, welche bis zu der Revolution mit wenigen Abän¬

derungen befolgt ward, ist die von Ludwig dem Vierzehnten

im August 1670 erlassene, *) (auch unter dein Namen der
orclnn. oi'imin. bekannt). Dieser kann man unter den ältern

vorzüglich die zu Dillcrs-Cotterets im I. 1530 von Franz dem

Ersten erlassene, die von Monlins (erlassen von Carl dem

Neunten im August 1566), und unter den spätern die Er¬

klärung Ludwigs des Fünfzehnten vom 5ten Februar 1731,

die Verordnung desselben Königs vom Juli 1737, über das

Verfahren bei Verfälschungen, nebst noch einigen andern beifü¬

gen. — Die genannte Criminal-Ordnung (vom I. 1670) ist

mngeachtet ihres Namens, durchaus nicht als ein peinliches

«Gesetzbuch (ooäo pönsl) anzusehen, sondern eben so wie die
wl-äon. oiv. (ä. 1667) kein bürgerliches Gesetzbuch, sondern

nur eine Vorschrift für das Verfahren in bürgerlichen Ncchts-

streitigkeitcn ist, so enthält auch die Verordnung vom I. 1670

nur Bestimmungen über das gerichtliche Verfahren in Criminal-

Sachcn. Ein eigentliches Criminal-Gesetzbuch war vor der

Revolution **) in Frankreich durchaus nicht vorhanden. Die

Gewohnheiten (ooutume«), worin fast die ganze Cidil-Gesetz¬

gebung des ehemaligen Frankreichs enthalten ist, sind fast stumm

über das Criminal - Recht, sowohl was die Strafbestimmung

als auch das Verfahren betrifft. Viel reichhaltiger sind in die¬

ser Hinsicht die königl. Verordnungen. Allein auch in densel¬

ben findet sich durchaus kein Ganzes, sondern, wie gerade ein

Verbrechen um sich griff, oder aus andern zufälligen Gründen,

ward durch die königl. Verordnungen eine Strafe gegen das-

*)Jousse, Rath bei dem Präsidial-Gericht zu Orleans, gab
dieselbe im I. 1756 (jedoch ohne seinen Namen) mit An¬
merkungen heraus.

**)Vor dem coäo pe-nsl der Constituirenden, decret. den
25stcn September, promulg. den 6ten Oktober 1791. (üe-
seono tum. III. p. 352).
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selbe bestimmt. *) Es blieb daher fast Alles dem Gerichts.
Gebrauch, (welcher selbst sehr dem römischen Gesetz folgte)
überlassen, so daß man es als Grundsatz ansah, in Frankreich
seyen die Strafen willkührlich (grkitrsiro8) d. h. dem Ermes.
sen des Richters überlassen, Verriore, welcher (l)iot. 6. vroit.
srt. peino, poino grliitrgire) dieses einräumt, behauptet doch
an einer andern Stelle (srt. vrime), es werde nicht leicht ein
Verbrechen geben, wogegen sich nicht in den königl. Verordnun¬
gen eine Strafe bestimmt finde. Allein, da die Umstände, un¬
ter welchen ein Verbrechen begangen würde, ins Unendliche
wechselten, so müsse freilich in der Bestimmung der Strafe vie¬
les dem Ermessen des Richters überlassen bleiben, welches vor¬
züglich für die höhern Gerichtshöfe (oours sonversines) **) gelte.
Man beschränkte dieses indessen doch meistens dahin, daß
1) die Gerichte die Todesstrafe nur in solchen Fällen, wo die
Gesetze selbst es ausdrücklich ***) bestimmten- auch 2) keine
ander» Arten von Strafen als die in Frankreich bekannten und
gebräuchlichenerkennen könnten. ****) Was diesen letzter»

*)Der Commentator der prstigno juäio. Imkert hat
(liv. III. obsp. 21) eine ziemlich vollständige Liste aller
damals (etwa im I. 1600) gegen die verschiedenen Arten
von Verbrechen üblichen Strafen angehängt. M- s. auch
kspon. Oolleot. Xrrestor. lib. XXII, XXIII, und beson¬
ders L-sn^e nouv. krst. Vrsno. tom. II. lir. I.

**)kgpon. Oolloot. irrest. lib. XXIV. tit. 10. sppenä.
srrest 2. „Notsnäum 08 t in genere, gusmvi8 in Vrsn-
cis poonss srkitrarise sint, stlsmen nonnisi sä Ourism
moäersnäsrum poonsrnm juro oonstitntsrnm ju» »xeo-
tsro."

***)?spon Oolloot. irrest. lik. XXIV. tit. 10- srrest. 2.
behauptet aber ausdrücklich das Gegentheil. „Hnsnäo
poens srkitrsris egt et oklivio juäivis äoolaranä» ro-
linczuitur, suäex mortis ^oensm äooernoro pote8t, «i
orimen esm morestur.stc^uo its srrv8to
Hsrisiensi, ^noä ästnin inenso Oooowkri 1545, jnäies»
tnm 4uit.

****)1?spon. OoUoct. ^rr68t. lib. XXIV. tit. 10. sppeoä. sr-
ro8t. 1. „Inäioi novs8 poons8 prsetor U8itsts8 säinvo-
nire, oxoszitsro oa8guo u8urxars non lioot log. sot
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Punkt betrifft, so kam Frankreich darin mit den meisten andern
Landern Europa's fast gänzlich überein. Doch gab es einige
Eigenthümlichkeiten. Man unterschied die Strafen theils dem
Grade- theils der Art nach. Dem Grade nach, theilte man
sie in Capitale- und nicht Capitale. Unter erster» verstand man
diejenigen, welche den natürlichen oder bürgerlichen Tod nach
sich zogen, wie außer der eigentlichen Todesstrafe, die lebens¬
längliche Vcrurtheilung zu den Galeeren oder Verbannung.
Der Art nach, theilte man die Strafen in Geld- entehrende -
und körperliche oder peinliche Strafen (xeines peeunisires,
intsmsnkes, et eorporolles ou sktlietives) nachdem sie den
Schuldigen entweder in seinem Vermögen, in seiner Ehre, oder
unmittelbar in seiner Person treffen. Unter den Geldstrafen
(smenäes) war die Confiscation des ganzen Vermögens die
härteste. Die Gewohnheits-Rechte einiger Provinzen liessen
dieselbe gar nicht zu. Andere (z. B. die von Touraine (olisx.
äes orirnes sr-t. 6) beschränkten sie auf das Majestäts-Verbre-
chen und die Ketzerei. In noch andern mußte sie wenigstens
in dem Urtheil ausdrücklich erkannt werden. In den meisten
Provinzen war sie aber mit der Vcrurtheilung zum natürlichen
oder bürgerlichen Tod nothwendig verbunden; so daß es als
Grundsatz feststand, „gui oonüs^ne le corps eonlisguo los
Kiens." Diese von je her gehässige Strafe, die den Unschul¬
digen mit dem Schuldigen trifft, und, wie Montesquieumit
Recht bemerkt, die Grausamkeit durch die Habsucht reiht, (gui
tente Is crusute par l'avsl'ioo) war in Frankreich uralt.
(M. s. d. Lno^vlopeck. art. Lonlisosüon). Die constituircnde
Versammlung schaffte sie durch das Gesetz vom Listen Januar
1790. Art. 3. durchaus ab. (Vasen. tom. III. x. 177.) *)

äsmnum 1?. <ls poen. vietumguo luit a ^rseleoto ka-
risiensi (prevüt 3o Usris) insle ju6icsturn luisso, kene
sk ^nglo ^uoäsrn gppellsrnm, c^ui gcl cstspontismuln
seu sukmersionem (a etre no^e) eonäeningtus luerat:
prseäietusgne reus eonäemnslus Init, ut psne et sgua,
ns^ue nuo Uesi plseuerit, in custoäia xsseeretur.
21. )nl. 1456 "

^°)Doch ward das Vermögen von Einem, gegen den xrise



Mein in den Stürmen der Revolution ward sie durch die Ge¬
setze vom 30sten August 1792, 19tcn März 1793, für Verbre¬
chen gegen die Sicherheit des Staats wieder eingeführt. (Do¬
sen. wm. III. p. 455, 479), welches das Gesetz vom Istcn
Brumairc I. 2 auch auf die Falschmünzerei ausdehnte, (ibill.
x. 506). Das letztere ward auch durch den ooä. lies clelits

et äes peines vom 3ten Brum. I. 4 (25sten Oktober 1795)

»rt- 610, 6l1 stillschweigend beibehalten, obschon die Vcrmö-
gcns-Confiscatkonunter den Criminal-Strafen (srt. 602, 603)
nicht aufgeführt wird. Auch in die NapoleonscheGesetzgebung
ward sie, jedoch unter Etwas mildern Formen aufgenommen,
(voll. pen. gk-t. 7, 37, 38). Die Charte vom I. 1814. Art.
66 schaffte sie endlich durchaus ab.

Was die zweite Gattung von Strafen betrifft, so war
zwar bei einer Menge anderer Strafen z. B. der Verurthei-
lung zu den Galeeren oder zum Zuchthaus u. d. g., ja sogar
Lei jeder in einem eigentlichen Criminal - Prozeß* *) verhängten
Geldstrafe, der Verlust der Ehre eine nothwendigeFolge.
Allein wir begreifen hier unter dieser zweiten Gattung von
Strafen diejenigen, welche unmittelbar die Entehrung und Be¬
schimpfung des Verurtheiltcn bezwecken. Unter diesen gab es
emigc, die Frankreich fast eigenthümlich waren. Die gelindeste
dieser Strafen war die unter dem Namen: Erinnerung (sämo-
nition) bekannte. Sie ward bei geringern Verbrechen (Raufe¬
reien u. d. g.) erkannt. Die Verurtheilten erhielten dieselbe
bei verschlossenen Thüren, und sie war nicht entehrend. **)

3« oor-ps bestand, und der sich nicht einstellte, mit Be¬schlag belegt, und seine Einkünfte während der Contumaz
flössen in die Staats-Kassc. Deen. ll. 16. Lsplki-. 1791-
O. Is just. ei'im. rit. 9. srl. 13, 14, 16.

*)Was hier unter einem eigentlichen Criminal - Prozeß zu
verstehen ist, wird aus dem Folgenden näher erhellen. M.
s. die Aumcrk. von Jouffe zu tlt. 10. gl-r. 19. der orllon.
3. 1670, auch k'em-iel-e Divt. <1. Droir. grt. iulsmes,
amencle en mstiöre erimiuello , und ruimosne.

**)Die Form des Urtheils war: „dlous -»von» äeolsi'ö lo-
llit ..... clstment stteint et eonvüioeu lies exces et

voie» clo lait mentionnos su proees; pouo rezisratioir



Schon ein weit härterer Grad dieser Strafe war der sogenannte
strenge Tadel (KIs8me). Derselbe zog den Verlust der Ehre
nach sich.* *) Er ward meistens gegen Beamten wegen Ver¬
letzung ihrer Dienstpflicht erkannt.

Eine der härtesten unter den Strafen, welche die Ehre
treffen, war die sogenannte schimpfliche oder entehrende Abbitte,
(gmenäe konorakle) , welcher vielleicht der höllische Witz der
Henkersknechte, der jedes Unheil nach dem entgegengesetzten
Guten benannte, den Namen einer ehrenvollen (KonorsKIe)
gegeben. **) Diese Strafe ward vorzüglich gegen diejenigen

äe , rei s msnäe en Is cksmkre, et ackmoneste/
lui ksissnt <1eken 8 S 8 cle reciäiver, ni cl'u 8er äe psreilles
voios, 8 ur telle 8 peine 8 ^u'il gppsrtienärs. De con-
äsmnon 5 en.livre? äo flommsges et intervts
enver 8 ..... et en . . . . . livres äsnrnone sppli-
cskles gnx psuvres äe I'Hopitsl äs ..... et sux äe-
xen8. — Man bemerke daß in diesem Urtheil der Ange¬
klagte „s l'sumöne" und nicht ü l'sroenäe verurtheilt
wird. Letzteres wäre entehrend gewesen.

*)Das Urtheil lautete: ,,lXou 8 oräonnon 8 gne leäit 8 ers
insncle s Is cksmkre, pour etre klsme ^>our avoir com-
»N 8 168 exces mentionnss su proces: lui (sisons cle-
1 en 8 k 8 äe reciäiver, 8 uo tolles pein08 gue äs rsi 8 on,
1e conäsmnon« en . . . . . Iivr 68 ä'smenäe, en.

livres cle repsrstion civil envers leclit.et sux
äepen 8 äu proces."

**)So wie auch der große und kleine Willkommen, die Jung-
fernkammer u. s. f. Wahrscheinlicher ist jedoch die Mei¬
nung von serviere (Die:, cl. Droit srt. smencle Kono¬
rsKIe) daß der Ausdruck KonorsKIe daher komme, weil
diese Strafe für den Beleidigten oder Gekränkten ehrenvoll
(eine Ehren-Erklärung) sey, und nur im Gegensatz gegen
jeden in Geld geleisteten Schaden-Ersatz (smenäe pecu-
nisire, die auch smencle proktskle hieß) smenäe Kono¬
rsKIe genannt werde. Sie ward indessen meistens ange¬
wendet, wo es keinen eigentlichen Beleidigten, als etwa
Gott und den Staat, gab. Imkert krst. juäic. Uv. III.
cksp. 21 . „et svous scconstumö inlliger teile smencle,
nusnä le äelict S 8 t ksit contre l'sntkorito et l'konneur
äe Dien, clu Uo^, et äe 1s cko 8 e pukliguv on cl'nne
psrtie prive'e. ..klt si aucun O8 t tronve



erkannt, die durch ihre Verbrechen öffentliches Aergerniß gege¬

ben hatten. Es gab zwei Grade dieser Strafe. Der geringere Grad
hieß eine einfache oder trockene Abbitte „amencle Konorsbls

kimple ou söclre", der zweite, schärfere Grad ward „amenäs

bonorsdle in 6Zuris" genannt. Wer zu dieser letzter» ver-

urtheilt war, mußte die Abbitte (eigentlich das Bekenntniß sei¬

ner Schuld), auf einen öffentlichen Platz (vor der Kirche z. B.)

auf den Knien, im blosen Hemd, eine Wachskerze in der Hand,

und einen Strick um den Hals thun, wobei er von dem Hen¬

ker geführt ward. Sehr häufig war diese Strafe noch mit

andern peinlichen Strafen, selbst der Todesstrafe verbunden.

Bei dem gelindern Grad dieser Strafe (der smencle bonorsdls

«svke) that der Vernrtheilte die Abbitte auch auf den Knien

und mit entblößtem Haupt, aber nicht auf einem öffentlichen

Platz, sondern im Sitzungssaal des Gerichts oder auch wohl

in der Rathskammcr, und ohne die andern, eben erwähnten,

erniedrigenden Umstände.

Die Formel des Urtheils bei dieser Strafe (des strengsten

Grades) war wie folgt: „l^ous avons leclit.äeclare

äürnent atteint et convsincn äs.pour rezrarstioa

6e guoi, le con6smnons ä karre amencle bonorsble, nu en

clremise, la corcke au col, tenant en se» msins une torcbe

cle eire grclente äu poirls cle cleux livres, I'suckiencs te-

nant; et la etsnt nue töte et ä Aenoux, clire et «leelsrer

ä baute et intelligilile voix, gue meobamment et cornnre

rnal aviso il s . . . . . clont il se repent, et clont il cle-

msnäe parclon ä Oieu, au kor et ä Is fustice; le conäsrn-

nons en outre en.livres äe repsrstion civile; äoin-

lna^es et interets envers.en ..... livres ä'a-

rnenäes envers le koi et aux äepens cku xrocös." Diese

Strafe, welche ursprünglich, doch unter mildern Formen, eine

Canonische war, bestand in Frankreich seit uralten Zeiten.* *)

svoir poursuiv^ cslomnieusemont une socusstion äs
guelgues gros crimes cke importence, et en äeclret, il
est orckinsirement conclamne en teile amencke beno-
rsble. Lsr nous n'usoos xas cle xeine cle tslion etc."

*) Man sehe die Supplemente von Oarxentier zu dem 6Ios-



Sie ward erst seit der Revolution, und zwar stillschweigend,
abgeschafft, indem sie in dem Strafgesetzbuch der Constituiren-
den vom 25sten September 1791 *) unter die gesetzlichen Stra¬
fen tit. 1 . -»-t. 1 . nicht aufgenommen ward, und dasselbe Gc,
setzbnch (tit. 1 . sit. 35) die Anwendung aller andern, als der
in demselben ausdrücklich aufgeführten Strafen verbot. Eine
der schrecklichsten aller entehrenden Strafen, welche dem Sträf¬
ling die Rückkehr zur Tugend versperrt, ist das Brandmark

(Is tletiissui-e). In Frankreich schnitt man ehemals (zu den
Zeiten Ludwigs des Zwölften und früherhin) den Verbrechern,
um sie kenntlich zu machen, die Ohren ab. Als man aber
fand, daß diese Unglücklichen (esoilllvs) nirgends Arbeit und
Unterkommen fanden, also zum Stehlen gezwungen waren, so
setzte man das Brandmark an die Stelle der genannten Strafe.
Die Gesetzgebung der Constituirenden schaffte diese Strafe ganz,
lich ab. Allein sie ward leider durch die Gesetze vom 23sten
Flor. I. 10 (13ten Mai 1802) und vom 12tcn Mai **) 1808
für gewisse Falle wieder hergestellt, und ging auch in das pein¬
liche Gesetzbuch Napoleons über. Zu den entehrenden Strafen
hat das Straf-Gesetzbuch der Constituirenden tit. 1. am. 1.
noch eine neue, nämlich den Verlust der bürgerlichen Rechte

(llögrallstion oivigue) hinzugefügt (llesen. tom. III. 352),
welche auch die folgenden Gesetzgebungen, das Straf-Gesetz«

8sr. von I)u-6sngs sM. emonlla llonorsliilis. (mulota
donorsris). Genest. Uai'Ism. ksli8. so. 139-1 „Vetrus
Luille, ?6trus Ouernorii.all emonllam Iionors-

llilom lsoivnllsm null» in Lsmisiis, ^sol1>u8 aoeonsis in
msnilius 8lli8 tenentes loonllemnsrenkuist." — In den
allerältesten Zeiten war eine besonders entehrende Strafe,
daß der Verurtheilte, ehe die Todesstrafe an ihm vollzogen
ward, einen Hund oder Sattel aus einer Grafschaft in
die nächste (Grafschaft) tragen mußte. Ein französischer
Schriftsteller, der zu den Zeiten Ludwigs des Siebenten
lebte, spricht von dieser Strafe als einer zu den Zeiten
Pipin's gebräuchlichen. Otto von Freisingcn (gest. 1158)
siwicht lib. II. llo A68t. Vrillerio ebenfalls umständlich
von derselben. M. s. Oa-LsnZo Olo88ar. sll voo. 8ells.

*)Oe8on. tom. III. 352.

**)Oe8ea. tom. IV. p. 321, 37st.



buch vom 3tcn Brum. I. 4. (srt. 602) und das Napoleonsche
(coä. xsn. si-r. 8) aufgenommen haben. Indessen gehen da,
durch nur die politischen Rechte verloren (coä. psn. srr. 34);
so daß man diese Strafe nicht mit dem bürgerlichen Tode
(mort civile) verwechseln muß. Asi-I. Ilsp. srt. OsAvsäst. civ.

Was die eigentlich peinlichen Strafen (poines sMieOvss)
betrifft, so herrschte in der frühern GesetzgebungFrankreichs
derselbe Geist von Härte und — man darf wohl sagen —
von Grausamkeit, wie ehemals in den Gesetzgebungen von fast
ganz Europa. Die martervollstcn Todesarten, rädern, ver¬
brennen, lebendig sieden, "0 mit Pferden auseinander reisscn,
waren gesetzlich vorgeschrieben und wurden von den Gerichten
erkannt, UNd wirklich vollzogen. (M. s. b'srricl'o srt. Isss-
n,g)6stc). Als einen wahren Fortschritt der Menschheit muß
man es ansehen, wenn das Straf-Gesetzbuch der Constitnircn-
dcn HO. 1- 2, 3) bei der Hinrichtung der zum Tod Ver-
urthcilten jede Art von Marter verbot.*) **) Die leibliche Ver¬
nichtung des Verbrechers scheint wirklich die Gränze zu seyn,
welche, ohne die Menschheit zu schänden, die menschliche Rache

*) Dieses war in ältern Zeiten die Strafe der Falschmünzer.
Bei Boutil. findet (man im Anhang i>. 899). „Item s !g
Leo er» ss rsrrs louts la eognvisssncs clo ioiis äsins

........ st äs iou8 css gui s sustioo et 8eignsui'is

gppsrriennsnt st peuvsrit sppsrtsoii': 8i comms sväoii'

^our c»8 ^ui Is äs8ivs, äs trsinei' st äs psnävs pour
incurtrs st pour rept st selon suoun8 äs öouillir ponr
4gu88« menno^s sulvo ^us äu : 080 pur oslls äu

Itv)' su en sppsrlisnt is coAnoi88Snoo st nun ssulrs ero." Auch einige Gewohnheits - Rechte z. B. die
von Touraine (cbsp. ä. crime«. srt. 1) schreiben diese
schreckliche Strafe ausdrücklichvor. In den letzten Zeiten
(vor der Revolution) war indessen die Strafe der Falsch¬
münzerei meistens der Galgen, (k'srriore srr. t'su88«-
rnonnois)

**)vs8sn. lom. III. p. 352. — Schon den 21stcn Jän. 1790,
hatte die Constituirende ein Gesetz gegeben (dasselbe, wo¬
durch die Confiscation des Vermögens abgeschafft ward),
nach welchem keine Art von Schimpf auf den Familien
der Vcrurthcilten haften, der Leichnam eines Hingerichte¬
ten, seiner Familie auf Verlangen wiedergegeben, und zum
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^ oder Gerechtigkeit nicht überschreiten darf. Auch das Straf-
^ j Gesetzbuchvom 3tcn Brum. I. 4. Art. 603, so wie das von

Napoleon, dem Einige — nicht immer in der besten Absicht —
Ä! j eine zu große Harte vorwerfen — hat alle grausamen Strafen
si. ' durchaus verbannt, und die Todesstrafe auf die blose Hinrich-

tung beschrankt, (voll. pön. srt. 12, 13, 14).
-s Die Wuth zu strafen war in dem alten Frankreich so
- groß, daß in gewissen Fallen die Strafe sogar an der Leiche
st des Schuldigen oder wenn man auch diese nicht hatte, an sci-
P nein Bild (on eksigio) vollstreckt ward. In der Regel ward

zwar durch den Tod eines Angeklagten jeder fernern Vcrfol,
k« gung desselben ein Ende gemacht. Allein bei dem Verbrechen

der Verletzung der göttlichen und weltlichen Majestät, des
Mz Selbstmordes und noch einiger andern *) ward der Leiche oder
w dem. Andenken des Angeklagten förmlich der Prozeß gemacht,
kx. Es ward für denselben ein Eurator ernannt, der fast so wie

der Angeschuldigte selbst, verhört und mit den Zeugen confron-
,, tirt ward. Ward der Angeklagte verurtheilt, so vollstreckte
z. man die Strafe an der Leiche. Sie ward, mit dem Gesicht

gegen die Erde gekehrt, auf einer Hürde durch die Straßen
geschleppt (trsinö 8ur uns olsio Is kaoo contro Is terro par

i!s lo8 rues et oarookours), und aufgehängt, oder bei dem Ver-
« brechen des Hochverraths mit vier Pferden auseinander geris-
^ sen. Hatte man auch nicht einmal die Leiche des Verurtheilten,
^ ! so ward eine menschliche Figur, die denselben vorstellen sollte,
^ ^ verfertigt, und an dieser dieselbe Strafe vollzogen. Etwas
t ^ ähnliches geschah (oräon. ci-im. cl. 1670. tit. 27. sot. 16) bei
j i allen zum Tod verurtheilten, wenn man derselben nicht habhaft
s' ^ werden konnte. Nämlich ein Gemälde, welches die Hinrichtung
^ des Verurtheilten darstellte, ward an einem öffentlichen Ort
H aufgestellt. Die neuere Gesetzgebung milderte auch dieses,
ü- Durch den Tod ist, nach srt. 2 des ooä. ällnsro. orim., so

K ^ gewöhnlichen Begräbniß zugelassen werden sollte. Auch
»» ^ sollte in den Personenstands-Registern die Art des Todes

! nicht bemerkt werden. (il>i<1 177). M. vergl. oo3. pön.
ll> srt. 14, eoä. oiv. srt. 85.

^ *) Oräon. crim. cl. 1670. tir. 22. art. 1.



wie nach srt. 7 des cost. st. z. Krum. s. 4 . bei jedem Verbre¬
chen die öffentliche Klage auf Bestrafung (l'sction xubligus
xour I'gxplivstion sto Is yeine) erloschen. Die Strafe wird
auch an den in contumsoism Verurtheilten nie im Bildniß *)
(en ettigie) vollzogen, sondern ein Auszug des Urtheils (eost.
ä'insl,-. erim. srt. 472) auf einem öffentlichen Platz an einem
Pfahl angeheftet.

Nach demjenigen, was wir bis hierhin über den Geist der
ehemaligen französ. Criminal-Gesetzgebung gesagt haben, wird
man leicht muthmaßen, daß man dort in der Verfolgung und
Bestrafung jener lächerlichen Verbrechen, die nur durch die Bc-
thörung der Menschen eristircn, und wogegen sich ihre Wuth
eben deßhalb um so heftiger entflammt, ich meine die Hexerei
und Zauberei, hinter den übrigen Ländern nicht zurückgeblieben
ist. Die Untersuchung gegen diejenigen, welche dieser Verbre¬
chen angeklagt waren, ward auf dieselbe schreckliche Art (durch
die Folter) geführt, und hatte auch dasselbe Resultat, wie
sonst allenthalben. Sehr viele dieser Unglücklichen gestanden
selbst, daß sie Zauberer und Hexen seyen, mit dem Teufel zu,
sammcnkämen, und mit ihm in fleischlicher Gemeinschaft lebten,
ja was noch schrecklicher war, sie gaben oft eine Menge von
Personen, die in hohem Ansehen standen, als ihre Mitschuldi¬
gen an. **) Eine große Zahl derselben ward von den Parla¬
menten (auch wohl von besondern Kommissionen) zum Feuer¬
tode verdammt, wie noch im I. 1634 der bekannte Pfarrer
Drksin Orsnstier, dessen Schauer erregender Prozeß sich im
2ten Band der esuses cvlebro» findet. Doch hörte in Frank¬
reich dieser Unfug eher auf, als in Deutschland. Im Jahr
1672 war bei dem Parlament von Rouen eine große Menge
Schäfer als Zauberer angeklagt. Allein durch einen Beschluß
des Staats-Raths wurden sie Alle in Freiheit gesetzt. Der
König erließ im I. 1672 eine Erklärung,***) wodurch allen

*) Schon die Constituirende bestimmte dieses voll. xea. st. 25-
7kro 1791- ksrt. I. tit. 3.

**) Imkert ?rst. justio. liv- III. cksx. 22, auch Kerriero
srt. 8ortiIeA6.

***)M. s. die Luc^cloxest. srt. «oreellerie und soroier^ Die
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Gerichten verboten ward, wegen einfacher Hexerei (d. h. die

- mit keinem andern Verbrechen verbunden war) eine Klage an-

zunehmen. Seit dieser Zeit verschwand die Hexerei in Frank-

! reich- Diese ehemals so gcfürchtcte Kunst ist die einzige, wel-

che unterging, seitdem sie erlaubt worden; welches ein Haupt-

M ! beweis für die Nichtigkeit derselben ist. — Doch es ist Zeit zur

Erklärung des eigentlichen Verfahrens in Criminal-Sachen über-

N zugehen.

rd In Frankreich/wie in allen Landern, machte man von je i

Ä her einen Unterschied zwischen eigentlichen Criminal-Vcrbrcchen i

^ und andern leichtern Vergehen, Uebertretungen der Polizei-Ge¬

ck > setze, Beleidigungen durch Worte oder Thaten u. s. f.'(dem

Mi > sogenannten grsnll er getit criminel). Nicht allein der Grad

rk« > der Strafe, sondern auch die Art des Verfahrens war für beide

i», Gattungen von Vergehen durchaus verschieden. Jeder Besti¬

ck ! digte konnte seine Genugthuung sowohl auf dem Civil- als

m i Criminal-Weg suchen. *) In beiden Fallen gehörte zwar die

A ^ Klage vor den Criminal-Richter; allein das Verfahren war
^ ' dem bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten fast gleich. Die Sache

m, ward entweder in der öffentlichen Sitzung abgemacht, und dort

» wurden auch nach Erforderniß die Zeugen vernommen, oder,

>tv wenn sie zu verwickelt war, so ward das schriftliche Verfahren

k, erkannt, und Alles so verhandelt, wie es oben bei dem Civil-
7- j Verfahren erklärt worden. Allein ein ganz Anderes fand Statt

7 ^ bei eigentlichen Criminal-Klagen. Die Gesetzgebung schien hier,

, über dem Bestreben die Gesellschaft zu sichern und zn rächen,

. alle Menschlichkeit und Schonung gegen die Einzelnen abgelegt

« > zu haben. Das Verfahren in Criminal-Sachen wich von dem

in dem ersten dieser Artikel (sorcellerio) angeführte königl.

, Erklärung vom I. 1672 findet sich nicht in der Samm-
lung der Ordonnanzen, die ich besitze- Im I. 1682 er-

III schien eine andere königl. Erklärung, wodurch alle Wahr¬

sager u. d. g. aus Frankreich verbannt wurden. Sie wer-
K den indessen darin nur als Betrüger (imxvsleurs) behan¬

delt.

' *) M. s. k'orriere srt. Injares verbales und lVlerlin kie-
pert. srt. ^rsncl er petit erimine!^ lojures, suclienee und

^ xablieite fies suäienees. 30



in Civil-Sachen darin wesentlich ab, daß alle Criminal-
Prozesse sowohl in erster als letzter Instanz schriftlich und
in geheimer Sitzung *) abgemacht wurden. Hierzu kam
noch Etwas für die Angeklagten sehr gefährliches und welches
sie fast zur Verzweiflung bringen mußte, nämlich, daß bei Ca¬
pital-Verbrechen**) denselben, auch nachdem sie verhört waren,
nicht gestattet ward, sich mit einem Vertheidiger oder mit
irgend Jemand zu berathen, (orll. or-im. Ut. 14. srt. 8). Hier¬
von waren nur wenige Falle, nämlich Anklagen wegen Unter¬
schlagung öffentlicher Gelder (peculsr), Erpressungen (oonous-

*) In den allerältestcn Zeiten war dieses jedoch anders. Noch
von den Zeiten des Königs Johann (reg. 1350 —1304)
cristirt ein Schreiben desselben vom Dezember 1362, worin
er den Einwohnern von Langreö die ihnen vom Bischof
bewilligten Privilegien und unter andern auch das bestä¬
tigt, daß vor der Eröffnung eines Criminal-Prozesscs eine
geheime Untersuchung (intoi-mstion seeretto) Statt fin¬
den sollte, wenn das Verbrechen nicht ganz notorisch und
der Angeklagte übel berüchtigt wäre. Es war in Frank¬
reich eine allgemeine, wie es scheint, durch Tradition fort¬
gepflanzte Meinung, daß das Criminal-Vcrfahren erst durch
die von Franz dem Ersten erlassene Verordnung vom
I. 1539 geheim geworden sey. Der Commentator der
80INM6 rurslo von Boutillier bemerkt, daß er von alten
Practikcrn gehört, und aus alten Prozeß-Acten ersehen
habe, daß das Criminal-Verfahrenehemals öffentlich ge¬
wesen. Er gibt ebenfalls die eben erwähnte Verordnung
als die Epoche an, von welcher an das Verfahren geheim
geworden sey. Mit demselben völlig übereinstimmend, er¬
klärte sich der erste General - Advocat Talon in der sieben¬
ten der über die oräon. orimin. 3. 1670 gehaltenen Con-
ferenzen. Montesquieu (espi-. 3. loix Uv. XXVUI. ol,->p.
34) glaubt, daß diese Veränderungnur nach und nach
geschehen sey.

**) In Fällen, wo es sich nicht von einem Capital-Verbrechen
handelte, konnten die Richter dem Angeklagten, nach dem
Verhör, gestatten, sich mit jedem zu berathen (ur. 14. arn. 9).
Bei Verbrechen,die in der öffentlichen Gerichtssitzungge¬
schahen, und worüber auf der Stelle entschieden ward,
erhielt nach dem Gerichts-Gebrauch des Parlaments von
Paris der Angeklagte ebenfalls einen Rcchtsbeistand (oon-
seil).
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«ionl, betrügerischem Bankerott, wegen Diebstählcn der Secre-
taire und Gesellschafter in Finanz- und Bank-Sachen, Verfäl¬
schung von Aktenstücken fksussetu 3e xiöces), fälschlich ange¬
gebener Geburt »»^positiv» 3v sirnu) und solcher Verbrechen,
wo es sich von dem Stand der Personen handelt, ausgenom¬
men. In diesen Fällen nämlich, welche, wie in den Conftrenz-
Protokollcn über die oi 3on. o im. gesagt wird, zugleich Civil
und Criminel sind, ward es dem Richteramt überlassen, den
Angeklagten, nachdem sie verhört waren, zu gestatten, sich mit
ihren Sccretairen (aveo lours oommi«) zu berathen. *)

^Licser Artikel fand in den über die or-llon. eoim. gehalte¬
nen Confcrcnzen von Seiten des ersten Präsident de La-
moignon, so wie auch des General-Advocat Talon heftigen
Widerspruch. Vor der oe3on. cl. Villel-s-Oottei'etg (unter
Franz dem Ersten im I. 1539) war es in Frankreich üb¬
lich, dem Angeklagten (selbst ehe er verhört war) einen
Vertheidiger zn gestatten. Allein srt. 162 der so eben an¬
geführten oeclon. 3. 1539 befahl, daß alle Angeklagten
persönlich und mit ihrem eigenen Mund (p-n-leui bonöllv)
über die gegen sie vorgebrachten Beschuldigungen antwor¬
ten sollten. Die oiäon. 3. 1539 spricht nicht weiter da¬
von, ob dem Angeklagten auch.nach seinem Verhör ein
Vertbeidigcr gestattet werden soll oder nicht. Doch hatte
der Gerichts- Gebrauch es eingeführt, daß der Angeklagte,
nachdem er mit den Zeugen confrontirt war, einen Ver¬
theidiger erhielt. Der Präsident Lamoignon berief sich auf
diesen Gcrichts-Gcbrauch, und bemerkte, daß das neue Ge¬
setz dem Angeklagten bald mehr bald minder günstig wäre,
als das bestehende. Derselbe fübrte noch ferner an, daß
die Befugnis' sich mit einem Vertheidiger zu berathen, kein
durch die bürgerlichen Gesetze oder Verordnungen verliehe¬
nes Privilegium, sondern in dem natürlichen Recht gegrün¬
det sey; daß, wenn auch hin und wieder ein Schuldiger
durch seinen Vertheidiger der wohlverdienten Strafe ent¬
gehe, es doch besser sey, 1000 Schuldige frei zn sprechen,
als Einen Unschuldigen zu vcrurtkcilcn; daß das Parla¬
ment allezeit diese Marime befolgt habe u. s. f. Allein
ungeachtet dieser schönen Redensarten gab Lamoignon doch
zu, daß es mehrere Fälle gebe, wo es unzweckmäßig seyn
würde, dem Angeklagten einen Vertheidiger zu gestatten.
Er schlug daher "vor, es in jedem Fall dem Gutdün¬
ken der Richter zu überlassen, ob der Angeklagte



Unter den Sccretairen (vommis) , welches Wort sehr zwei¬
deutig ist, sollten, wie aus den über die oräon. cr-im. gehalte¬
nen Conferenzen (man sehe das Protocol der 5ten) hervorgeht,
die Correspondemen, Gesellschafter oder Angehörigen des An-

einen Vertheidiger erhalten sollte oder nicht. Der Gene¬
ral-Advocat Talon äußerte sich fast in demselben Sinn.
Er sagte, daß in Folge der Verordnung von Villcrs - Cot-
terets oft mehrere Unschuldige aus Mangel eines Verthei¬
digers in Gefahr gerathen wären, unschuldig verurtheilt
zu werden; daß es daher durch den Gerichts - Gebrauch
gemäßigt, und den Angeklagten verstattet worden wäre,
sich mit einem Vertheidiger zu berathen; daß aber dieses,
welches nur mit großer Vorsicht und voller Kenntniß der
Sache hätte geschehen sollen, zuletzt in eine allgemeine
Regel umgewandelt worden wäre. Er schloß sich dem
Vorschlag von Lamoignon, dem Gutdünken der Richter die
Entscheidung dieses Punkts zu überlassen, an, wobei er
noch insbesonderebemerkte, daß es außer den in dem Ar¬
tikel genannten Fällen mehrere andere noch mehr verwickelte
gebe, worin den Angeklagten der Rath eines Rechtsbei-
stands eben so nothwendig wäre. Der Staats-Rath Puf¬
fert erwiederte, die Erfahrung lehre, daß die Advocaten
sich eine Ehre daraus machten, und es in ihrem Gewissen
für völlig erlaubt hielten, durch alle möglichen Mittel die
Straflosigkeit des Angeklagtenzu erwirken. Alle Vorstel¬
lungen von Lamoignon und Talon hatten weiter keinen
Erfolg, als daß den in dem Entwurf des Artikels schon
angeführten Fällen, wo die Berathung mit einem Verthei¬
diger verstattet war, noch ein Paar andere, worauf Ta¬
lon aufmerksam gemacht hatte, nämlich: „«upposiuon äs
part st sutres 0IIM68 oft il s'sgiis äs l'ötst äss per-
soone»" beigefügt wurden. — Nachdem einmal die or-ckon.
erim. Gesetzeskraft erhalten hatte, ward die Bestimmung
des srr. 8. rit. 14. sehr streng und zwar gegen hohe so¬
wohl als geringe Personen befolgt. Lally-Tolendal, der
während der Zeit des siebenjährigen Kriegs die ganze
französische Macht in Ostindien befehligte, aber unglücklich
war, und Pondichery (den 22sten Januar 1761) an die
Engländer verlor, ward bei seiner Zurückkunst wegen sei¬
nes Benehmens angeklagt, von dem Parlament (den 6ten
Mai 1766) zum Tod verurtheilt und den Neu desselben
Monats zu Paris wirklich hingerichtet, ohne daß ihm ein
Vertheidiger zugestanden worden wäre« Man hatte ihm.
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geklagten verstanden werden, worunter sich wohl ein Rechrsge-
lehrtcr verstecken, oder die wenigstens den Rath desselben mit¬
theilen konnten. Ein eigentlicher Rcchtsbcistand war, wenig¬
stens den Worten des Gesetzes nach, dem Angeklagtenbei Ca¬
pital-Verbrechen, nie gestattet: das Gesetz und zwar derselbe
Artikel (tit. 14- »rt. 8), welcher jede Berathung des Angeklag¬
ten mit andern verbietet, macht es den Richtern zur Pflicht,
vor dem definitiven Urtheil genau zu untersuchen, ob in dem
Verfahren irgend eine Nichtigkeit begangen worden sey. Allein
dieses war nur ein schwaches Schutzmittel, indem, wie aus dem
5ten Confcrenz-Protocol über die oräon. «i-im. hervorgeht, nur
bei den größer» Gerichten der Referent des Prozesses ein an¬
derer Richter war, als derjenige, welcher die Untersuchung
geführt hatte.^*>

In Criminal - Sachen ist es von der größten Wichtigkeit,
von wem und wie die erste Untersuchung geführt wird. Es
ist eine der schwierigstenAufgaben für die Gesetzgebung, hier
Strenge und Milde gehörig zu mäßigen und ein Verfahren
anzuordnen, wodurch gleich beim Entstehen die erste Spur des
Verbrechens sicher entdeckt, und der Faden zur Verfolgung des
Urhebers festgehalten wird, ohne die Freiheit und den guten
Ruf eines Bürgers der Willkühr der Beamten zu leichtfertig
Preis zu geben. Die Schnelligkeit, und eben so die Verschwie¬
genheit welche dabei Statt finden muß, machen es leider noth¬
wendig, die Leitung der Untersuchungden Händen eines einzi¬
gen Richters anzuvertrauen. In Frankreich war bei den mei-

die Erlaubniß zu schreiben gegeben, die er, nach Voltaire's
Behauptung, nur zu seinem Verderben gebrauchte. Im
I. 1778 brachte sein Sohn (der berühmte Redner in der
constituircnden Versammlung, der bei der Rückkehr Ludwigs
des Achtzehnten znm Pair ernannt ward) in Verbindung
mit seinen Freunden, worunter vorzüglich Voltaire, es da¬
hin, daß der Prozeß cassirt und rcvidirt ward.

H Bei dem Parlament von Paris war es durchaus feste
Regel, daß der Richter , welcher die Untersuchung geführt,
nicht auch zugleich Referent in dem Prozeß seyn konnte.
Aber schon bei den Präsidial-Gcrichten war es anders.
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stcn Gerichten dazu ein besonderer Richter (bei den Vogteien
der Bogt, bei den Amtmannschaften und Präsidial-Gerichten
der Criminal-Stellvertreter (liemensnr eiiminel) angeord¬
net. *) Dieser vernahm die Zeugen, erließ die Verhaftungs-
Befehle n. s. f.z wobei er indessen, wie aus dem Folgenden
erhellen wird, meistens nur auf den Antrag der Staatsbehör¬
de verfahren durfte.— Was nun noch die Competenz der Ge¬
richte in Criminal-Sachen betrifft, so gehörte (nach der orcton.

orim. iit. 1 . srt. 1 und 9) in der Regel sowohl die Untersu¬
chung als das Erkenntniß erster Instanz dem Unterrichte! des
Orts, wo das Verbrechen begangen war. **) Doch erkannte

D^ei-ister-s 14ict. 6. I). srl. lieutensnt orim. — Man wird
in der oi-llon. e, im. bemerken, daß, wenn von der Instruk¬
tion die Rede ist, es allezeit heißt „ Is iu^ s," wofür in
Beziehung auf Urtheile immer „Io8 juges" steht.

**) Dieses ward zuerst durch srt. 55 der orston. äo llloulins
(erlassen unter Carl dem Nennten im I. 1586) eingeführt.
(„ Ln üöolai snt ol: »cljousrsnt ä N 08 proosclent68 Or-

llonnsnce8, voulong, -zuo Is oognoi88snes cls8 cleliets
np^srtionns sux suAv8 «1e8 Ueux ou i>8 guront L8ts

oommi8, non ol)8wnt ^us 16 prl8onnier no 8oit 8ur-
s>i-i,>8 en IlkiArgnr clelit. bik 8er-g ienu Is du llo-

mieilo ronvo^ei' le clelin^ugnt su lieu clu lleliot g'il en
S8r >-t-csui8."l Ein paar Jahre früher (im I. 1564) hatte
derselbe König (orclor,. ll. Uou88iI!on sin. 19) festgesetzt,
daß, wenn ein Verbrecher an dem Orte, wo er das Ver¬
brechen begangen, verhaftet würde, das Erkenntniß dem
Gericht, wo die Verhaftung Statt fand, gehören sollte.
Dem gemäß waren, um die Competenz des Gerichts zu
begründen, zwei Umstände erforderlich, die sehr häufig
nicht zusammen eintrafen. Der ->m. 35 der oi-llon. cl.
Noul. war also eine wahre Verbesserung, indem jede Un¬
sicherheit in Beziehung auf die Competenz des Richters da¬
durch aufgehoben ward. Bei den Conferenzen über die

oi clon. oi-im. 6. 1670, wovon wir schon früher geredet,
machte doch der Präsident von Lamoignon, der, wie es
scheint, zuweilen mehr von dem Geist des Widerspruchs
als der Gercchtigkcitsliebc geleitet ward. Einwürfe gegen
diese Bestimmung. Er wollte, daß den Parlamenten und
höbcrn Gerichten die Befugnis; gegeben würde, in Crimi¬
nal-Sachen den Richter zü bestimmen. Er bemerkte unter
andern, daß es gewisse Verbrechen (z. B. Mädchen-Raub)
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ein Gericht, bei welchem ein Criminal-Prozeß anhängig war,
auch zugleich über alle Verbrechen, deren derselbe Angeklagte
beschuldigt ward, so wie auch über seine Mitschuldigen (com-

gäbe, wo man den Ort des Verbrechens gar nicht bestim¬
men könnte, indem es an jedem Ort von neuem begangen
würde, welchen der Entführer berührte, oder wo er sich
aufhielt. Allein seiner Einwendungenungeachtet, ward
dennoch die Bestimmung vom sm. 35 der Verordnung von
Moulins auch in die von 1670 aufgenommen. — In frühern
Zeiten fand hierin nach Verschiedenheit der Provinzen, eine
große VerschiedenheitStatt. Nach dem Grundsatz, daß
die Gerichtsbarkeit patrimonial sey, galt in den meisten
das k'orum llomieilii, in einigen jedoch das Preventions-
Recht. Die kltskli88em. Ludwigs d. H. enthalten an vie¬
len Stellen (liv. I. cllsg. 41,57, 162; liv. II. cksp. 2»
13, 20) Bestimmungen über diesen Gegenstand. Ward
Einer auf frischer That ertappt, so gehörte er vor das
Gericht des Orts, wo er das Verbrechen begangen hatte.
Als auf frischer That ertappt ward auch noch derjenige
angesehen, der unmittelbarnach der That verfolgt und,
wenn schon auf einem andern Gebiet, eingeholt ward.
Doch entschied, wenn der Ertappte ein Unterthan des Kö¬
nigs (kome le Uo)0 war, das königl. Gericht, ob wirk¬
lich ein stggrsns lleliotum vorhanden sey (liv. II. ellsp. 2).
Beging Einer ein Verbrechen, und entfloh auf das Gebiet
eines andern Herrn, so ward er auf Verlangen an das
Gericht des Orts, wo er das Verbrechen begangen hatte,
jedoch gegen eine gewisse Vergütung ausgeliefert, (liv. I.
elmp. 41, 57). Ward einer wegen irgend eines Verbre¬
chens, wo er auch immer sich aufhielt, vor Gericht gefor¬
dert, so mußte er erscheinen, konnte aber vorschützen,daß
er der Unterthan eines andern Herrn sey, und vor dessen
Gericht gestellt zu werden verlange. Er mußte dieses aber
auf der Stelle, und ehe er sich eingelassen hatte, thun,
„esr" heißt es liv. II. cbsp. 13. „1l'gri8 Iiome si l'et
re8ponse ou ni (nie) 8SN8 svoer jii8tiee ae cort, il ne
ls guot Pui8 cleclinov spreg plet (plsill) entsme. 6sr
ls ou c>8t ple8t (glsicl) e8t entsme8 et commeneio8, il-
luee äoit prenäre 1s li-, etc. " Die letztere Bestimmung,
daß der Prozeß da, wo er angefangen, auch beendigt wer¬
den müsse, findet sich auch in der Komme Ilurslo von
Uoutillier (liv. I. tit. 34. p. 225) , welcher, wie schon oft
erinnert worden, gegen das Ende des l4ten und im An¬
fang des 15ten Jahrlmndcrts lebte. Uebcrhaupt findet



xüces). Eben so stand, wenn bei einem Civil-Prozeß gelogent,
lich eine Klage wegen Verfälschung erhoben ward, das Erkennt¬
niß darüber (jedoch mit Ausnahme der Handels - und derjeni¬
gen grundherrlichcn Gerichte, welche nur die niedere oder mitt,

man bei demselben an der angeführten Stelle ganz die
nämlichen Bestimmungen wie in den etsklissem. ä. 8 t.
Qouis. Er bemerkt nur noch daß, wenn Jemand einen
Verbrecher auf ein anderes Gebiet verfolge, das Erkennt¬
niß, ob er an die Behörde, welche ihn verfolgen ließ, aus¬
geliefert werde, dem Richter des Gebiets, worauf er ange¬
halten wird, gehöre. Um die Auslieferung fordern zu kön¬
nen war eine unerläßliche Bedingung, daß die Verfolgung
gleich nach geschehener That geschah. ,,Lt si cle prösenr
ot llo oliaucls ollste n'estoit prins (poi 8); lors oo ls
äoit ravoio, klar solon »»rouns encoies ve le n'ouroit-
il si sa msin 08toit »88180 psr Is poui^uivouo."
Boutill- a. a. O. Nach demselben Schriftsteller konnte
ein Verbrecher sich der Verfolgung eines Gerichts auch da¬
durch entziehen, daß er, um sich zu reinigen, entweder in
die königl. Amtmannschaft oder Vogtei, oder auf das Ge¬
biet des Grundherrn, wo er wohnte (oü. il etoit ooucllsnr
er levsnt), oder auch desjenigen, wo die That geschehen
war, floh und sich dort freiwillig ins Gefängniß begab.
Boutillier nennt dieses 8 s mettro ä lo^ er ä xurge.
Dieses ward nun dem Gericht, welches ihn verfolgen ließ,
angezeigt, und zugleich ein Tag bestimmt, wo jeder seine
Beschwerden gegen den Gefangenen vorbringen könnte.
Man findet bei Boutil. a. d. a. St. S. 227 ein Formu¬
lar einer solchen Anzeige. Bei sehr groben Verbrechen,
Meuchelmord, Straßenraub, Brandstiftung, gewaltsamer
Entführung u. s. f. war es nicht gestattet, sich auf diese
Art zu reinigen. Der Gebrauch, daß alle Verbrecher einen
Zufluchtsort in den Kirchen fanden, bestand auch noch zu
den Zeiten Boutilliers ( 8 om. Rui-. liv- ll. tit. 9). Die¬
ses galt wenigstens für nicht gar zu schwere Verbrechen
(en V38 romi 88 illl 6 sagt Boutil.). Erst die or-llvn. <1.
VUI608- 6 otteeot 8 cl. l'sn 1539. srt. 166 schaffte diesen
schändlichen Mißbrauch gänzlich ab. — Ueber die Compe-
tenz der Richter in Criminal-Sachen sehe man die Bemer¬
kungen von D'Agnegean: OIsximo8 8»o I» com^ötonos
äos jugss en mstiäoo eriminelle. Oouvr. tom. V.
p 543. v'äit. «1. 1767 4ta); auch die Anmerkungen von
Jonffe über tit. 1. srt. 1. der oräon. ä. 1670, endlich
Jmbert liv- III. okaj,. 6. 601.
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lere Gerichtsbarkeit hatten) demselben Gericht zu, wobei der
Eivil-Prozeß anhängig war. tüt. 1- »rt. 20). Dieselbe Regel
galt bei allen Widersetzlichkeiten gegen die Vollstreckungder
von einem Gericht erlassenen Urtheile (itziä). Auch durfte die
Klage wegen Ehebruch von dem Mann nur bei dem Gericht
des Wohnorts der Frau angestellt werden u. s. f. — Obschon
nun aber die Regel, daß die Bestrafung des Verbrechers von
dem Gericht des Orts, wo das Verbrechen begangen worden,
ausgeht, sowohl wegen des Beispiels als wegen der großem
Leichtigkeit der Untersuchung vor jeder andern den Vorzug ver¬
dient, so würde doch dadurch, wenn allen übrigen Richtern die
Verfolgung des Verbrechers gänzlich untersagt wäre, diesem
ein leichtes Mittel sich durch die Flucht der gerechten Strafe
zu entziehen, an die Hand gegeben. Um diesem zuvorzukom¬
men, war jeder Richter, der von dem Verbrechen Kunde erhielt,
befugt, eine Untersuchungdarüber einzuleiten, Zeugen darüber
zu vernehmen, so wie den Angeklagtennach Umständen zu ver¬
haften Und abzuhören. (Oeuvr. ll. tom. V. p.
546). Die grnndberrlichen Richter waren aber, wenn Ihnen
über den Fall kein definitives Erkenntniß zustand, verpflichtet,
den Angeklagten nebst den Untersuchungs - Acten innerhalb 24
Stunden an den hohem Richter abzuliefern. Unter den könig¬
lichen Richtern konnte sowohl der Richter des Orts, wo der
Beschuldigte seine Wohnung hatte, als wo er sich aufhielt,
förmlich gegen denselben verfahren. Allein sie waren verpflich¬
tet, die Sache auf Verlangen*) an den Richter des
Orts, wo das Verbrechen begangen war, (an das lorum äe-
lioti commissi) zurückzuschicken,(tlt. 1- srt. 1). — Uebcrhaupt
konnten die Richter hierin einander in der Regel nicht vorgrei¬
fen (n'svoient point llo prövention entro oux). Wenn in¬
dessen der königliche Unterrichter in einem Zeitraum von drei
Tagen, nachdem das Verbrechen begangen worden, noch gar

*)des Richters des Orts, wo das Verbrechen begangen war,
und nicht des Angeklagten. Dieser durfte die Verweisung
an ein anderes Gericht nur dann verlangen, wenn der
Richter, vor den er herangezogenwar, in Hinsicht seiner
Person oder des Gegenstandes inkompetent war.
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keine Untersuchung angestellt und den Beschuldigten weder ver¬
haften noch vorladen lassen, so konnten die königl. Ober-
richter*) die Sache vor ihren Richtcrstuhl ziehen. (Ur. I.srt. 7,8).

In Criminal-Klagcn gegen Geistliche, Adelichc und höhere
Gerichtspcrsonen gehörte sowohl die Untersuchung als Entschei¬
dung schon in erster Instanz den Amtmännern und Seneschal-
len, mit Ausschließung der königl. Vögte, an.**) (6t. l.siu.10).
Einige höhere Beamten standen gar in erster Instanz nur un¬
ter dem Parlament, und auf jeden Fall konnten die eben ge¬
nannten Angeklagten verlangen, daß ihre Sache, wenn sie bei
dem Parlament anhängig war, vor die versammelte große
Kammer desselben gebracht werde. (tit. 1. sr-t. 21, 22). ***)
Auch alle sogenannten königlichen (dem König vorbchaltencn)
Fälle (cas i'o^sux) gehörten gleich in erster Instanz zu der
Eompctcnz der Amtmänner und Sencschalle. (tir. 1. sm. II).
Zwar durften auch in diesen Fällen die königl. Vögte und selbst
die grundhcrrlichcn Richter die erste Untersuchung vornehmen;
aber sie waren nicht nur verpflichtet auf Verlangen der höhern
Richter (Amtmänner u. s. f.) die Sache an diese zu verweisen,
sondern sie mußten dieselben von Amtswcgen davon in Kennt¬
niß setzen, (tit. 1. srt. 1g).

*)Dcn königl. Amtmännern und Seneschallcn stand dieses
Recht in Beziehung auf die grundherrlichcn Richter ihres
Bezirks schon 24 Stunden, nachdem das Verbrechen began¬
gen war, zu. (tit. 1. srt. 9).

**)In Beziehung auf die Adelichen war dieses schon dnrch
Art. 5. des Edicts von Eremicu (vom I. 1536) festgesetzt.
Doch gab die in demselben Jahr über dieses Edict erschie¬
nene königl. Erklärung den grundhcrrlichen Richtern das
Recht, auch über Eriminal - Klagen gegen Adeliche zu ent¬
scheiden, wieder.

***) Dieses wird deutlicher durch den folgenden Abschnitt. Ue-
brigens hatten nach Art. 14 der königl. Erklärung vom
I. 1731 alle Angeklagten auf dieses Vorrecht Anspruch,
wenn auch nur ein Einziger, in den Prozeß verwickelter,
dazu qualificirt war. Hieraus erklärt es sich z. B., wa¬
rum in der berüchtigten Halsband - Geschichte alle Ange¬
klagten gleich in erster Instanz vor das Parlament von
Paris gestellt wurden, obschon eine Schauspielerin darun¬
ter war.

I



Die Zahl dieser dem König vorbehaltcnen Falle war ziem¬

lich groß. In dem angeführten Art. 11 sind davon mehrere

aufgezahlt. Es sind vorzüglich Verbrechen gegen das Ansehen

und die Majestät *) des Königs, oder gegen die öffentliche

*)Dcr General-Advokat Talon in dem Protokol der ersten

Confcrcnz über die oräon. crim. ü. 1670 gibt folgende
Erklärung: ,,1.08 css I 0 )aux en instisrs ceiminells con-

silleiLs en geneisl, 8ont tou8 log eiime8, clsn8 Ie8guel8
Is mgjo8te ein prinee, I«8 äl'oit8 äs 8S eouronns, In
äignile äs 808 o11ieier8 et In 8urete publigne, äont il

est le piotecieur, ont etv violees. Er äußerte indessen
doch den Wunsch, daß alle eg8 ro^aux namentlich ange¬

führt würden, worin der erste Präsident Lamoignon sein
Gegner war. Man beschloß endlich dem nrt. 11. Ut. 1.

worin mehrere es8 ro^nux aufgezählt werden, noch hinzu¬
zufügen; ,,et gutlL8 es8 expligue8 no8 oräonnsnoe8
et i6glomon8." Llropin Iil>. II. tit. 6 enthält ein regle-
ment, worin diese e->8 i-o^sux vollständig aufgezählt sind.
Auch Jonffe in seinen Anmerk. zu tit. 1. srt. 11. der

oi'llon. orim. gibt ein vollständiges Vcrzcichniß derselben.
Was das erste Confcrcnz-Protoköl über diesen Gegenstand
enthält, ist überhaupt merkwürdig. Man ersieht daraus.
Laß die Grundherrn von jeher Schwierigkeit gemacht ha¬

ben, irgend ein Verbrechen für einen dem König (oder
vielmehr dessen Richtern) vorbehaltenen Fall gelten zu
lassen. Man mußte daher mit ihnen unterhandeln, wobei

man sich theils nach der größer» oder geringern Macht
der Einzelnen, theils nach den Umständen der Zeit zu rich¬
ten genöthigt war. Mit den ehemaligen Herzogen von
Bretagne vorzüglich, fielen deßhalb große Streitigkeiten
vor, indem dieselben nicht einmal die Appellation an die

Parlamente zugeben wollten. Um diesem zuvorzukommen,

behielt der König, wenn er eine Provinz oder einen Theil
derselben als Apanage weggab, allezeit das Erkenntniß

über die königlichen Fälle seinen Richtern bevor. — Zu
dem, was schon S. 93 Not. über diese es8 i-o^snx ange¬

führt worden, kann man noch hinzusetzen, was I1u-6sn»e sä

voo. Ui'gepo8itu8 (Vogt) aus einer Charte von Philip August
vorn I. 1213 anführt: ,,8oisnäum e5t gnoä nullu8 ex
pgl'ts N08trg, äs latk'ocinio, äs inultro, cle raptu, äs
liomioiäio, äs ineenäio, äe 1ori8l'seti8 (l'oi'k'git^) e>8 8i-

inilibu8, äs guibu8 Iioino eonvietu8 remsneat in mann
äomini, äs corpore et äs rel»u8 8uis snpee slignem
cle oommunis elAMsre poterit, ni8i no», gnis nv8toa



Sicherheit und Ordnung, wie das Majcstatsverbrcchen nach
allen seinen Abstufungen (ea wo» sss cboks), Entweihung
des Heiligthums mit Einbruch, öffentliche Störung des Got¬
tesdienstes, Falschmünzerei, verbotene Zusammenkünfte, (sogar
die Ketzerei) u. s. f. Die Präsidial-Gerichte urtheilten überdem
in vielen (tit. 1. ->rt. 12) naher bezeichneten Fallen sogleich in
erster und letzter Instanz, (tit. 1. srt. 15). Doch unten wird
der schicklichere Ort seyn, davon zu reden.

Eine Criminal-Untersuchung ward entweder auf eine Klage
(plsinte) derjenigen, die durch das Verbrechen beschädigt wor¬
den (tit. III. srt. 1 , 2), oder auf eine förmliche, schriftlich ab¬
gefaßte Anzeige eines Dritten (äononcistion), oder auf die
Anklage der Staatsbehörde (svousstion) angefangen.* *) End-

svnt. Oo Omnibus gutem iis sliis girerolis bomines
äe eommunig oorsm prseposito nostro juckieio scsbi-
norum trsvtsbuntur. — Zu den ess ro^gux gehört auch
noch der Bruch des besondern königlichen Schutzes (8SUV6-
gsrcls enli-einte). Dieser Schutz (sslvsgsrclis) hatte eine
große Aehnlichkeit mit dem sssurement, wovon S. 103
gehandelt worden. Allein man ließ bei der ssuvoZsräo
denjenigen, vor dem man sich in Acht nehmen zu müssen
glaubte, nicht förmlich vorladen, sondern man erwirkte bei
den Kanzclleien ein besonderes Schreiben, welches man
demjenigen, den es betraf, insinuiren ließ. Diese ssovo-
Zgl'cko blieb bis zu den letzten Zeiten gebräuchlich, nachdem
das sssuromeot längst vergessen war. — Ueber die oas
ro^gux sehe man auch noch imkert, kost. juäio. liv. 111.
«bsp. 6.

*)Man vergl. eoä. ck'iristr. erim. srt. 1,31,63—70,358,359,
366,368. Eine eigentliche Klage (plsinte) konnte nur derje¬
nige anstellen, der durch das Verbrechen Schaden gelitten;
und zwar konnte er nach der Criminal-Ordnung vom I.
1670 und auch nach dem voll. ck'instr. erim. srt. 1 nur
auf Schadens-Ersatz und nicht auf die Art der Bestrafung
des Angeklagten antragen. Um zu dem erstern befugt zu
seyn, mußte und muß er sich noch förmlich als Civil-Par-
thei erklären, wodurch er auf eine gewisse Art ein Mitge-
hülfe des Staats-Procurators bei Verfolgung des Verbre¬
chers wird, sich aber auch verpflichtet, im Fall der Ange¬
klagte frei gesprochen wird, dem Staat die bei der Untersu¬
chung und dem Urtheil aufgegangenen Kosten zu ersetzen. Um
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sich konnte auch der Richter, wenn er hinreichende Gründe hatte
zu glauben, daß ein Verbrechen begangen worden, die Untersu¬
chung von Amtswegcn vornehmen. (M. s. die Einleitung von
Jousse zu tit. 3. d. orclon. ä. 1670). Dieselbe begann ge¬
wöhnlich mit Vernehmung derjenigen, welche die Anzeige von dem
Verbrechen machten, und der sonstigen Zeugen, so wie mir Besich¬
tigung und Constatirung der Spuren, die dasselbe zurückgelas¬
sen (ur. 4); wobei nach Umstanden Kunstverständige zugezogen
wurden. Zur Abhörung des Beschuldigten selbst ward in der

Jemand, der aus guter Absicht gegen einen Verbre¬
cher angeht, nicht leicht zu diesem Schaden zu bringen, ist
orckon. erim. tit. 3- srt. 5. und evcl. cl'instr. erim. srt. 66
festgesetzt, daß Niemand als Civil-Parthci (psrtie civile)
angesehen werden soll, der sich nicht ausdrücklich (oder da¬
durch, daß er auf Schadens-Ersatz antragt srt. 66) dafür
erklärt. Nach dem cocl. ä. ckel. er c>. pein. 6 . 3. l,,um.
1'sn. 4. (srt. 94, 96, 432) ward indessen jeder Beschädigte,
der klagte, als Civil-Parthei angesehen, wenn er nicht
ausdrücklich das Gegentheil erklärte. (Llerl. ködert, «rt.
xlsinto und xsrtie civile). Die Gewohnheit, daß Pri¬
vatleute sich mit dem Staats - Procnrator als Ankläger
gegen die Verbrecher verbanden, ist in Frankreich sehr alt.
Bei Boutillier kommt die Civil-Parthei unter dem Namen
„psrtie säjoincte" vor. Damals aber war sie befugt,
nicht allein auf Schadens-Ersatz sondern auch auf die Be¬
strafung des Angeklagten anzutragen, welches indessen
Boutill. für höchst bedenklich erklärt, indem, wenn der An¬
geklagte frei gesprochen ward, der Privatmann, der als
sein Ankläger aufgetreten war, Gefahr lief, sehr (eben so
wie der Angeklagte, wenn er überführt ward) gestraft zu
werden. Stur der Staats - Prokurator durfte dieses ohne
Gefahr thun. 8om. Kur. liv. I. tit. 10. .... . „Osr
ost il ^ a proeureur ck'ollice, s peiue so cloit nul svsn-
eer cke (sire eonelusion eriminelle kors Ic kroeureur
ä olliee, <pui p>eut ^sr Is »sture <le son ollice eonteuckre
s toutes (ins, et xsrtie «zui sueunekois eontenlliuit
eneourreroit Arietve peine selon l'sncienne lo^, se>-
voir est peine «le tslion ..... Kt pour es s este
^»ourveu tlu kroeureur ck'olüee ^ui peut s toutes tios
eontencire ssns peril rle ^srtie scljoineto, süngue äe
tous meslaiets Is verite ^uissv estre seeu, csr it ,() »
su cleksillir cle psrtie slljoinetv lu'smeaste eivile et
ckespeas."



Regel erst später, wenn der Verdacht gegen ihn näher begrün¬
det war, geschritten. Im Fall indessen, daß der Verbrecher
auf frischer That (in IlgAi-gnri) ertappt, oder durch öffentliches
Geschrei (nachrufen) verfolgt ward, konnte der Richter auch
auf der Stelle einen Verhaftungs-Befehl gegen ihn erlassen
(iit. 10. srt. 9), welches letztere im Fall eines Duells sogar
auf die bloss Notorietät erlaubt war. (illill si-r. 8). *) Sonst
konnte der richterliche Befehl (das Dekret) um einen Angeklag¬
ten zu verhaften oder auch nur zu verhören, in der Regel an¬
ders nicht als auf den Antrag der Staatsbehörde erlassen wer¬
den. **) Diese Dekrete oder Vorladungs-Bcfchle waren von
dreierlei Art, nachdem nämlich theils der gegen den Angeklag¬
ten bestehende Verdacht mehr oder minder dringend, theils das

*) Dieselbe Bcfngniß hatte der Richter bei der Klage eines
Hausherrn gegen seine Bedienten. (i<1. si-r.)

^H'So bestimmt rir. 10- srr. 1. der nräon. <1. 1670, wie die¬
ses schon die Verordnung Ludwigs des Zwölften vorn I.
1498 srt. 07 festsetzte. Nach den spätern Verordnungen
von Franz dem Ersten (gegeben zu Villers-Eottcrcts'im
August 1509) sm. 145 —148, der von Earl dem Nennten
(gegeben zu Orlcans im Januar 1560) s>r. 64, der von
Heinrich dem Dritten (fvon Blois) gegeben zu Paris im
Mai 1579) s, t. 184, sollen die Richter auf der Stelle,
sobald sie Kunde von einem Verbrechen erhalten, zur Ver¬
nehmung der Zeugen und des Angeklagten schreiten. Der
angeführte Artikel 64 der Verordnung von Orlcans legt
dem Richter sogar erst nach ganz vollendeter Jnstruction
die Pflicht auf,' die Staatsbehörde von der Lage der Sache
in Kenntniß zu setzen, „bis «oeont les juges rs»r äs
rios sours soiivsi'sinez i»lseieiire8 g8t,si»rs

lls eommunchuee Io8 proess oi iminels penllsnr I in8teuo-
iion ll'ioeux nk)8 prooursuis ki8osux <ls8 bau>8 ss8ti-
ciei'8, sie>8 cl'eux msme8 ei äs isur oklloe, er oiclonns-

roni es sppsrtiencli'g, fu8^u'ü l enrierv in8iruc-
rion. ok>8tslit Ie8 oellonnsnees cls i>v8 j>rsäsoS8-
8eur8 ä es contrsire8 ....... bl'entsnilon8 loutS8-
koi8 r^u6l8 s>ui88ent e8lseAil' lo pri 80 ni>isr, 8s»8 svoie
eommuniguö ls pioos8 ö no8trs proeureur ou gu ^ro-
eureur 1i8cgl, er vsu 8S8 conclii8ioii8." — In der Aus¬
übung ward auch die Bestimmung der oräon. 6. 1670
nicht "streng beobachtet.



ihm angeschuldigte Verbrechen mehr oder minder strafbar war.
(t,t. 10- srt. 2). Die gelindesten dieser Dekrete hiessen Vorla-

dungs-Befehle um vernommen zu werden («koei-els ä'sssigne

pour- ötl-e oui), welche man ehemals auch einfache Vorla-

dungs-Befehle (cleoret tl^gfournemeiN simple) nannte. Die

Dekrete des zweiten (geschärftem) Grades hiessen Befehle per¬

sönlich zn erscheinen (cleoiets cl'giouinement poesonnel). Ein

gerichtlicher Beamter, gegen welchen ein Dekret *) dieser zwei¬

ten Art erging, ward einstweilen von seiner Stelle entfernt,
(lit. 10- s,'t. 10, 11). Die dritte und schärfste Art dieser De¬

krete waren *****) ) die eigentlichen Verhaftungs-Befehle (-leeret,
äe priso äs oorps). Gegen angesessene Personen wurden

diese Dekrete indessen nur erlassen, wenn das ihnen angeschul¬

digte Verbrechen eine körperliche oder entehrende Strafe nach

sich zog. (tir. 10. sin. 19). Einer, gegen welchen nur ein De¬

kret der beiden gelindem Grade erlassen war, konnte nicht an¬

ders, als wenn neue Beweise hinzukamen, persönlich verhaftet

werden, (rit. 10. am. 7). Jedoch hatten die obersten Gerichts¬

höfe das Recht, bei Erlassung eines der gelindem Befehle zu¬

gleich im Geheimen zu beschlossen, daß der Angeschuldigte bei

seinem Erscheinen sogleich verhaftet werden sollte, (iä. srr).^**)

*)Die Benennungen: cleeret cl'sjournsmeni personnel, (le¬
eret «le Prise tle corps waren uralt. (M. s. z. B. Sl't. 14
der Verordnung Carls des Siebenten vom I. 1453). Was
die clecrets cl'gssignö pour etre oui betrifft, so bemerkte
der General-Advokat Talon in der vierten Confercnz über

die orclo». crim. , daß derselben in keiner einzigen königl.

Verordnung erwähnt werde, sondern daß sie nur eine Er¬

findung des Gerichts - Gebrauchs seyn, um über einen Be¬
amten, gegen welchen ein geringfügiger Verdacht Statt

fand, nicht sogleich die Jntcrdiction verhängen zu müssen,
welches eine nothwendige Folge eines -leeret ä'sclfonrne-

rnent personuel war.

**)Eincr, gegen den ein -leeret -le Prise äs corps erlassen
war, konnte nur durch ein Urtheil des ganzen Richter-Kol¬

legiums seiner Haft wieder entlassen werden. M. s. (rit.
10. ->ir. 22, 23) nebst den Anmerkungen von Jousse.

***) Diese dem Beschuldigten gelegte Falle hieß retentum oder
retinere in meine oui-ige. Schon durch die Verordnung
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Auch gegen einen, dem Namen nach unbekannten, einen soge¬
nannten „luiüam"* *), wenn er durch seine Gestalt, Kleidung
u. s. f. hinreichend bezeichnet war, konnte ein Verhaftungs-Be-
fehl erlassen werden. Die Dekrete aller drei Gattungen wur¬
den durch ganz Frankreich ohne viss oder xsrestis vollstreckt,
(si-r. 12). Man konnte zwar dagegen appellircn, allein diesel¬
ben wurden, der Appellation ungeachtet, vollzogen, sogar wenn
der Beschuldigte sich auf die Inkompetenz des Richters berief,
(tit. 10- srl. 12, tit. 26. srt. 3). In allen eigentlichen Cri-
minal-Sachen gehörte diese Appellation vor die obersten Ge¬
richtshöfe. Um dieselbe einzulegen, mußte man auf der Kan¬
zellei ein königliches Schreiben, wie in Civil-Sachen einlösen.
Man rechnete diese Appellationen zu den mündlichen OppeU»-
tions verbsles) so daß in der öffentlichen Sitzung darü¬
ber entschieden ward. (tit. 26- »r-t. 1, 2). Die Instruktion
des Prozesses ward ebenfalls ungeachtet der Appellation fortge¬
setzt. Die höher» Gerichtshöfe durften, wenn gegen einen An¬
geklagten ein Verhaftungs-Befehl erlassen war, nur, nach Ein¬
sicht der Prozeß-Acten, gebieten mit der Instruktion einzuhalten
(tit. 26- irrt. 4); welches, gemäß einer königl. Erklärung vom
Dezember 1680, auch meistens bei einem ckeorot ll'sjournowent

Heinrichs des Zweiten (gegeben zu Fontainebleau im Mär;
1549) ward dieses allein den eigentlichen Gerichtshöfen
erlaubt, srt. 10. 6N äet'enllsnt ü tous juges
piv'zillisux ot gutres fuge« inlorieurg 4o ns ksire rsts-
oir in mknts ourisb, gue en oompsroisssnt les gjonr-
nsL soront tsnns (»risonnier8." M. s. N. k'erriere nrt.
rotentum.

*) Mit diesem Namen pflegte man ihn im Dekret zu bezeich¬
nen. Derselbe ward auch in den ersten Zeiten der Revo¬
lution beibehalten, und er kommt noch in dem ooll. Z. 3.
di-um. s. 4. sm. 75 vor. Ehemals ward sogar einem
solchen guiclsm förmlich der Prozeß gemacht, so daß man
ihn endlich als nontumsx verurtheilte. Selbst nach Er¬
scheinung des genannten coll. 4. 3- drum. c>. '4 gibt eS
ein Beispiel, wo ein guillsm förmlich in Anklage-Zustand
versetzt worden ist. Allein das Verfahren ward von dem
Caffationshof für nichtig erklärt. Man sehe die^Loc^elo-
xöll. und Alerlia köpert. srt. luiäsm.



porsonnel galt. *) Jedem, gegen den eines der beiden gelin¬
der» Dekrete bestand, musste dasselbe förmlich insinuirt werden.
Er war alsdann verpflichtet, sich innerhalb der bestimmten Frist
auf dem Sccretariat zu melden, und sich dem Richter zu stel¬
len. That er dieses nicht, so löste die Civil-Parthci oder der
Staats-Prokurator auf dem Secrctariat darüber einen llslsot
aus, worauf das Gericht ohne Weiteres das Dekret in eines
von der unmittelbar schärfern Gattung verwandelte, (Ut. 10.
srt. 3, 4). Wenn Einer, gegen den ein Verhastuugs - Befehl
bestand, sich verbarg oder die Flucht ergriff, so ward sein Ver¬
mögen ohne weiteres Urtheil kraft des Vcrhaftungs-Bcfehls in
Beschlag genommen, (Ut. 17. srt. 1 .) Jeder Verhaftete mußte
unter schwerer Verantwortlichkeit des Richters wenigstens nach
Verlauf von 24 Stunden, von dem Augenblick seiner Verhaf¬
tung angerechnet, verhört werden. (Ut. 14. srt. 1,2). Dieses
Verhör (intsrrogstoire) wurde von einem Richter (deissö Jn-
structions-Richtcr) **) unter Zuziehung des Gerichts - Sccrc-
tairs, und zwar, wenn der Angeklagte verhaftet war, in einem
Zimmer des Gefängnisses,sonst (bei einem (leeret ll'sjour-
nem. Person.) in der Rathskammer vorgenommen, und durfte,
bei Ertappung auf frischer That abgerechnet, nirgendwo anders

*) M. s. b'erriere Oiot. <l. vroit. srt sjournement per-
sonnel.

**)Nach Ut. 14. srt. 2Muß der Richter in eigener? Person
den Angeklagten vernehmen, und darf dieses in keinem
Fall dem Gerichts-Sccrctairüberlassen. Dieselbe Regel
wird til. 7. srt. 9. für die Abhörung der Zeugen vorge¬
schrieben. In frühern Zeiten (vor der orllon. 3. Villers-
Ootterets rl. 1539) herrschten hierin grosse Mifibräuchc.
Nämlich die Vernehmung der Zeugen sowohl als des An¬
geklagten geschah nach Umständen von den Staats-Procu-
ratoren, Gerichts - Secrctairen und selbst von den Schrei¬
bern dcr'lctztcrn. Ja nach Jmbert (liv. III. obsp. II.)
konnten die Zeugen von einem Gerichtsdiencr (solvent)
unter Zuziehung eines königl. Notars vernommen werden.
Die orclon. cl. Villors-Oottei'ets schaffte dieses ab, indem
sie (srt. 144) vorschrieb, daß die Richter selbst oder ihre
Stellvertreterund Beisitzer sich diesem Geschäft unterziehen
sollten.



geschehen, (rü. 14. art. 4, 5). Die Staatsbehörde sowohl als
die Civil-Parthei konnte dem Richter Bemerkungen über die
Punkte, worüber der Angeklagte zu vernehmen sey, übergeben;
wovon derselbe nach Gutdünken Gebrauch machte. (>ir. 14. si t.3).
Eine grausame und unmenschliche Sitte war es, daß der An¬
geklagte vor seinem Verhör schwören mußte *) die Wahrheit
zu sagen. (nr. 14- s»r. 7). Das Verhör konnte nach Umstän¬
den wiederholt werden; eine Abschrift davon mußte indessen
unverzüglich sowohl der Staatsbehörde als der Civil-Parthci
mitgetheilt werden, (tit. 14. sm. 17, 18). Die Zeugen-Ver¬
höre, welche in Criminal - Sachen inkorumtiorm heißen, **)

*)In der 5ten Conferenz, welche über die orston. orimin.
gehalten ward, machte der erste Präsident Lamoignon die
stärksten Vorstellungen gegen diese Bestimmung. Er gab
zu, daß es in Frankreich seit sehr langer Zeit herkömmlich
sey, die Angeklagten vor ibrem Verhör schwören zu lassen.
Er bemerkte aber, daß es durch kein einziges Gesetz vor¬
geschrieben sey, und daß sehr viele berühmte RechtSgelehrte
sich dagegen erklärt; daß unter andern der berühmte erste
Präsident de Thon sich diesem Gebrauch nicht gefügt habe.
Lamoignon bemerkte ferner, daß er zwar den Ursprung
dieser grausamen Sitte mit Bestimmtheit nicht angeben
könne, daß indessen der erste ihm bekannte Schriftsteller,
der davon spreche, Emcricus in seinem Dircctorium der
Inquisitoren vom I. 1360 sey, so daß dieser Gebrauch
wahrscheinlich aus dem Verfahren der Inquisition in daö
Französische übergegangen sey. Bei allem dem ward der
Art. 7 so wie er war, beibehalten, wozu vielleicht der
Umstand nicht wenig beitrug, daß es schon durch Art. 154
der oi'llon. 3. 1530 ausdrücklich vorgeschrieben war, den
Angeklagten vor seiner Confrontation mit den Zeugen
schwören zu lassen, daß er die Wahrheit sagen wolle, va-
moignon suchte diesen Einwurf zwar durch die Bemerkung
auszuräumen, daß dieser Eid sich nur darauf beziehe, dssß
der Angeklagte Nichts unwahres gegen die Person des
Zeugen vorbringen wolle. Allein dieses ist den klaren
Worten vom Art. 154 der orsio». 3. 1539 zuwider.

*-sIm Gegensatz gegen die Civil-Sachen, wo die Zcugcn-
Verhöre onguisies genannt wurden. Diese letztere Benen¬
nung ist für die Civil-Sachen auch in der neuern franz.
Gesetzgebung beibehalten, (oo3. 3. p>avö3. civ. Uv. H.
tU. 10 ). Allein in Criminal-Sachen heißt das Zeugen-



wurden ebenfalls von Einem Richter (dem mit der Untersu¬
chung beauftragten, ju^s ä'instruoncin) in Beistand des Ge-

richtschrcibers abgehalten. Jeder Zeuge ward allein und abge¬
sondert abgehört et>r. 6. ->rt. 11), und die Aussage eines jeden
zu Protokol genommen, welches von dem Richter, Gerichtschrei¬
ber und Zeugen unterschrieben, und dabei jede Seite von dem
Richter numcrirt und mit seinem NamenSzug versehen (oot6 er
psrspliö) ward. (srt. 9, 12). Der Gerichtschreibcr durfte we¬
der dem Angeklagten noch überhaupt einem andern als dem
Beamten der Staatsbehörde, oder dem Richter das Zcugen-
Verhör oder sonst ein geheimes Aktenstück mittheilen. Ort. 15,
16). Von der Civil-Parthei thut die Criminal-Verordnung
vom I. 1670 in dieser Hinsicht keine besondere Erwähnung.
Allein eben darum versteht es sich von selbst, und es war übcr-
dcm durch einen allgemeinen Beschluß (orröt äs röglomenl)
des Parlaments von Paris (vom lOten Juli 1665 »rt. 42)
festgesetzt, daß von allen eigentlichen Criminal-Actcn, den Zeu¬
gen-Verhören (inkormstions) ,* *) den Anträgen der Staats-
Behörde u. s. f. der Civil-Parthei nur das Verhör des Ange¬
klagten mitgetheilt werden sollte. — Was die Zeugen selbst
betrifft, so sollte die Civil - Parthei oder der Staats-Procura-
tor dieselben dem Jnstructions-Richtcr angeben, (rit. 6. srt. 1).
Doch konnte der letztere überhaupt jeden, dem nach seiner Mei¬
nung von der Sache Etwas bekannt war, vernehmen. Allein
er mußte auf den Antrag des Staats-Prokurators vorgela¬
den werden. Die Zahl der Zeugen in Criminal-Sachen war
unbeschränkt. (?spon Lolleot. si rest. lib. IX. tit. 11. -irregs. 10).
Auch enthält die oräon. or-im. kein Verbot, selbst die nächsten
Anverwandten und Verschwägerten des Angeklagten als Zeu¬
gen zu vernehmen. (t>t. 6. srt. 5). Die Ausübung hatte dic-

Ncrhör suäiuon lieg rolnoins. (ooä. ä'instruot. crim.
liv. I. clillp. 6. H. lll. srt. 71).

*)Zuweilen wurden selbst in einem Criminal-Prozeß, wie
wir sogleich hören werden, die Zeugen gerade so wie in
einem Civil-Prozeß vernommen. Diese Verhöre hiessen
dann nicht mehr inkormailoo» sondern enguöles, und
wurden der Civil-Parthei mitgetheilt.
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ses indessen dahin gemildert, daß Vater und Sokm, Bruder
und Schwestern, Mann und Frau, Onkel und Neffe, so wie
Geschwister-Kindcr und Enkel nicht gezwungen werden
könnten, in Criminal-Sachcn (das Majestäts-Verbrcchen jedoch
ausgenommen) gegeneinander Zeugniß abzulegen. *)

Das ältere franz. Verfahren bediente sich bei Ermange¬
lung von Zeugen und anderer Beweise noch eines ganz beson¬
dern Mittels um die Urheber und nähern Umstände eines Ver¬
brechens zu entdecken. Die Richter wandten sich zu diesem
Ende an die Geistlichkeit, und liessen durch diese alle Gläubi¬
gen unter Ercommunicationsstrafe auffordern, was sie von der
Sache wüßten, der Obrigkeit anzuzeigen. Der Befehl dazu
ging unmittelbar von dem Official aus, welcher indessen dcri-
selbcn, wenn der weltliche Richter es verordnet hatte, Nicht
verweigern durfte, (tit. 7- sm. 1,2). Der Official fertigte

*) In Civil-Sachen konnten nach der oillon. cl. 1667- (itt.
22. »rt. 1k) Verwandten bis zu den eben erwähnten Gra¬
den weder für- noch gegeneinander zeugen. Um so mehr
ist es zu bewundern, daß die später erschienene orllon.
vrlm. von diesem Umstand nicht spricht. Auch in der
(dritten) Eonferenz über diesen Tit. ist in dieser Hinsicht
Nichts bemerkt worden. Nach der jetzigen Gesetzgebung
(oocl. ck'inst,'. ci'im. gif. 150, 189, 322) können in allen
Polizei-, Corrcctionnellcn- und Criminal-Sachcn die As-
cendcnten und Descendenten des Angeklagten, eben so
Mann und Frau, selbst nach geschiedener Ehe, Schwester
und Bruder, und die in gleichem Grad verschwägerten
weder für- noch gegeneinander zeugen, ohne daß jedoch
die Vernehmung derselben, wenn sie ohne irgend einen
Einspruch geschehen ist, eine Nichtigkeit hervorbringt. Die¬
ses Verbot bezicht sich indessen nur auf die öffentlichen
Sitzungen, worin das definitive Urtbeil gefällt wird. Bei
der, von dem Jnstructions-Richtcr vorläufig vorgenommenen
Untersuchung können alle Verwandten als Zeugen vernom¬
men werden. So versteht man wenigstens meistens s,t.
75 <l. evtl. crim. In Civil-Sachen ist das Ver¬
bot nach der neuern Gesetzgebung (ooll. 6 . proeöll. oiv.
sm. 268) nicht so streng. Nur Personen, die mit einer
der Partheien oder deren (selbst geschiedenen) Ehegatten
in gerader Linie verwandt oder verschwägert sind , werden
nicht als Zeugen vernommen.



demgemäß eine Schrift aus, worin die That dargestellt, und
wodurch zugleich Alle zu der oben bemerkten Anzeige aufgefor¬
dert wurden. Tiefe Schrift, welche Ermahnungsschrcibcn (mo-
niwiro) hieß, ward öffentlich von allen Kanzeln verkündigt.
Sie mußte die Thatsache gerade so angeben, wie sie in dem
Urtheil des weltlichen Richters enthalten war, auch auf die
Personen der Verbrecher nur in ganz unbestimmten Ausdrücken
hinweisen, (welches letztere freilich nicht immer möglich war).
Alle Anzeigen, welche die Geistlichkeit in Folge einer solchen
Aufforderung erhielt, wurden versiegelt an das Secretariat
des Gerichts gesendet, (Ut. 7- srt. 9). Dem Staats-Procura-
tor wurden diese Anzeigen mitgetheilt, die Civil-Parthci aber
erhielt nur Kunde von den Namen und dem Wohnort der
Zeugen. *) Der Angeklagte selbst erfuhr von Allem diesem

*)Nach Bontil. (Uv. I. Ut. 38) gab es in der Picardic und
einigen andern Gegenden noch ein besonderes Mittel die
Spuren eines Verbrechens zu verfolgen, welches man
lenii' VLI-Itö nannte. Der Grundherr rief zu dem Ende
sein Gericht zusammen, stellte den Fall vor und nannte
den Verdächtigen, „Us8 bommes (sagt Bontil.) solvent

llire s Is sonjure «lit seiAneur. 8 ii's ouis Is vo 8tse
plsints psr Isguells vou 5 nous svos semons äs lo^
äire, riouü vous äisons gus »ur Is lliot (sit vous sve/
(sistes a Ilimsnsbs ^roslrsin ou sutrs jvor ä'^p08trs
iionsei' s I'ögli 86 lls s>a,oi 88 S ou Is (sit s S 8ts klont
plsints svs2 tsiets, s I'buirs cls Is grsncl llls 88 s <^us
tou 8 soucbsn 8 st Ievsii 8 cis la kerrs ä vou 8 sppsrts-

nsnt en Is psroi 88 s 8 oit su tier 8 jour spiss on so

jonr <^us vou 8 S88i^nsre2 8 ur ss en eeitsiii lie» pour
8UI? SS tS 8 lnoi^nSl' t08M0IANSAS lls vsritv 8UN Is kglt

lls V08tis somplsinte ets. " An dem bestimmten Tag
erschien der Herr, begleitet von drei Rcchtsgclckrten

(bo,»ms 8 <Ie Is lo/) und ließ Alle mit aufgehobenen Han¬
den schwören die Wahrheit zu sagen. Dann wurden die
einzelnen abgesondert vernommen und ihre Aussagen schrift¬
lich abgefaßt und beschworen. Ueber das Ganze ward
nun spater an das Gericht berichtet, welches entschied.
Der Grundherr konnte, selbst wenn kein besonderer Fall
vorgekommen war, jedes Jahr einmal eine solche Untcriu-
chung über Alles, was etwa vorgefallen seyn könnte, an¬
ordnen. Dieses hieß „kl-snobs vsrits. " Nur deu Ober-
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Nichts. Es war (tit. 28. »rt. 1) den Richtern sogar vorge¬
schrieben, Beweise über Thatsachen, die den Angeklagten recht,
fertigen könnten (ksit8 ssi8tilieatil8), nicht eher zuzulassen und
eben so die Zeugen darüber nicht eher zu vernehmen, als nach¬
dem der Prozeß völlig instruirt war (rit. 28- »>u. i), und die
Richter gemeinschaftlich darüber berathen hatten. *) Es be¬
durfte alsdann noch eines besondern Urtheils, wodurch dem
Angeklagten erlaubt ward, die Beweise der Thatsachen, die
ihn rechtfertigten, vorzubringen. Ort. 3). In diesem Urtheil wa¬
ren auch die Thatsachen, worüber er Beweise liefern durfte, ge¬
nau bestimmt. Er mußte, (rit. 28. art. 4) nachdem ihm das Urtheil
mitgetbcilt war, auf der Stelle die Zeugen nennen, die er zu seiner
Rechtfertigung(und zwar auf seine Kosten) vernommen haben woll¬
te. Alle spater von ihm vorgeschlagenen, wurden nicht angenom¬
men. (t!t. 28. srt. 5). **) Die Verhöre dieser Schutz-Zeugenwur-

Gerichtshcrrn (llauks ftiztioiors) stand eine solche Befng-
niß zu. — M. s. n. Uli-OgnZe gl 088 ,ir. sst voe. Veritg8.
Lon8uetnst. kOr»el>8. ex 'I'sliulgr. ^eustomsr. „Ire« ve-
ritste8 genersle8.stekent in <^uolil>et snno
lieri ste omnilru8 storelgetis trium listrsrum. krsete-
rea gooliket gnno stst verits« likers, 8l Lomes vnlt
Imkere, cle omnil,u8 storeOeti«."

*)„ apres I.-, visite st» proces. " Eigentlich, erst nachdem
der Angeklagte mit den Zeugen confrontirt worden, wovon
sogleich. (M. s. kOrriere srt. l'sit8 jiistiliestil's). In der
Ausübung mag diese empörende Maßregel zwar nicht so
ganz genau befolgt worden seyn, wozu der gesunde Ver¬
stand der Richter und der Scharfsinn der Commeutatorcn
das Ihrige gethan zu haben scheinen. Es gab indessen
eine Menge von Beschlüssen der höhern Gerichtshöfe, wo¬
durch den Unterrichtern verboten ward, die Angeklagten
auf den Grund, der Geistcs-Verrücktheit, frei zu "sprechen.
Dieser Rcchtfertigungsgrundsollte nämlich erst in der
Appel vorgebracht werden.

**) Dieses ist art. 157, 158 der orston. st. Villers - Lotteret«
gemäß. „lesguelles orstonnances (sagt Imkert liv. III.
ekap. 12) sont lnervsilleu8emer>t rigoureose«; et est
sstveno a l aulkeur st'ioelles eomme a kerillius. Der
Urheber dieser Verordnung war nämlich der Kanzler Poyet,
der, als ihm bald darauf (im I. 1542) der Prozeß ge¬
macht ward, und er sich über die Härte des gegen ihn



den, wie in Civil-Sachen, engnötos genannt. Die Protokolle
darüber wurden sowohl der Staatsbehörde als der Civil-Par-
thci, doch nicht dem Angeklagten mitgetheilt, (si-r. 8). War
nun die Jnstrnction geschlossen, so ward durch ein Erkenntniß
des ganzen Richter-Kollegiums* *) festgesetzt, ob für den Pro¬
zeß das außerordentlicheVerfahren Statt finden, oder derselbe
allenfalls in einen Civil-Prozeß (wovon sogleich) verwandelt
werden sollte. Ersteres, welches man regle-- un proces L
I'extl-goi-clinüii-o nannte, konnte nur erkannt werden, wenn bei
hinreichenden Nerdachtsgründendie angeschuldigte That eine pein¬
liche oder entehrende Strafe nach sich zog. Durch dieses Erkenntniß
ward der Prozeß erst ein eigentlicher Criminal-Prozeß im engern
Sinne des Worts. (M. s. S. 440. N.) In der Ausübung war es
sogar angenommen, daß in dem Endurthcil keine peinliche oder
entehrende Strafe verhängt werden konnte, wenn nicht durch
ein früheres Erkenntniß das außerordentliche Verfahren ange¬
ordnet war. Dieses Verfahren bestand darin, daß alle schon
vernommenen Zeugen nochmals und zwar nach einer besondern
Form vernommen, und wenn es nöthig war, dem Angeklag¬
ten- auch wohl dieser seinen Mitschuldigen **) gegenüber

angewendeten Verfahrens beklagte, zur Antwort erhielt
„Paters legem gusrn tuleris."

*) Dieses ward wenigstens zuletzt in der Ausübung beobach¬
tet. (M. s. die Anmcrk. von Jousse zu tit. 15- srt. 1).
In der orckon. erim. selbst ist nichts Bestimmtes darüber
verordnet. Doch scheint es wohl aus der Verglcichnng
von tit. 25. art. 11 und 12 zu folgen. — In frühern
Zeiten z. B. denjenigen von Jmbcrt, scheint dieses aber
gar nicht der Fall gewesen zu seyn. M. s. Urat. juclio.
Uv. III. cbsg. 11 und 12, wo ausdrücklich von diesem Ge¬
genstand gehandelt und nur gesagt wird, daß darüber
der Richter ein Urtheil erlassen müsse. Dieses Stillschwei¬
gen beweist um so mehr, als liv. III. cllap. 14 ausdrück¬
lich bemerkt wird, daß die Folter nur unter Zuziehung
von mehren: Ncchts-Gelehrten erkannt werden könne.

'"*)Diescs mußte in dem Urtheil ausdrücklich bestimmt seyn;
indem es sich nicht nothwendig von den Mitschuldigen und
den Zeugen zugleich verstand. Die Confrontatiou meh¬
rerer Angeklagten untereinander hieß atlioiUation oder
aeeariation.—M. s. k'erriere srt. coolrontat. ües complic.
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gestellt wurden. (reoolög er oonl'rontos, lit, XV. srt. j.)
Bei dreier zweiten Vernehmung wurden jedem Zeugen, und
zwar abgesondert von dem Angeklagtenund allen übrigen Zeu¬
gen, seine frühern Aussagen vorgelesen, und er gefragt, ob er
dabei beharre, oder Etwas zuzusetzen oder abzuändern habe.
Ueber Alles dieses ward ein neues Protokol aufgenommen,
welches dem Zeugen ebenfalls vorgelesen, und aus allen Seiten
von ihm und dem Richter mit ihrem Handzug bezeichnet wer¬
den mußte. Nur dasjenige, was der Zeuge bei dieser zweiten
Vernehmung aussagte, ward als sein eigentliches Zeugniß an¬
gesehen. Widerrief er dieses, so ward er als falscher Zeuge
verfolgt. Bei der Eonfronta ti on d es Angeklagten mit jedem
einzelnen Zeugen ward jener gefragt, ob er gegen denselben
Etwas einzuwendenhabe. Einwendungen, die er später vor¬
brachte, wurden nicht angenommen, wenn sie sich nicht auf
schriftliche Beweise stützten, (üt. 10- srt. 14 — 20). Hierauf
wurden dem Angeklagten die Aussagen (sowohl die ersten als
zweiten) des Zeugen vorgelesen. Ort. 18). Der Angeklagte
durfte seine Bemerkungen darüber machen, auch den Richter
bitten, dem Zeugen zur nähern Aufklärung der Sache gewisse
Fragen zu stellen. Ort. 22). *) — Wenn sich indessen aus der

*) Dieses ist auch dem Geist der jetzigen Gesetzgebung gemäß,
nach welcher dasjenige, was die Zeugen vor dem Ge-
schworncn-Gericht in öffentlicher Sitzung aussagen, als ihr
eigentliches Zeugniß angesehen wird. — Zu den Zeiten
Jmberts muß mit der ersten Vernehmung der Zeugen, die
von dem Gerichtsdicner unter Zuziehung eines Notar ge¬
schah, der größte Mißbrauch getrieben worden seyn. „ I^o
tonioin n'est Pas tonn pgr 8»n rooollomont ot oonkron-
tgtion üo porsistsr on 8g llepogition rolligöo psr 08 orit
en I'inlormstion, et peut iin>ini>omont vsrior ot inner
8g rloposition, g'il voit ^u'ello no goit veritsblo. gjngi
cjn'ollo esl o8orito, oombion ^n'il 8vit juro ^gr I'inbor-
ingtion: osr on g trouvö pgr plu8ieur8 (018 ^ue leg
8orFen8 ot Xotgires ^ui l>o8on»nent 08 in(ormgtion8,
no moltont gu vrgv lo cliro <lu tosmoinA. Lt pour 00
^rsncl nornbro clo tosmoingg ou^8 psr inlormgtion8 80
stellioiit ot cliont n'avoir üop 086 lo contoan on leurs
clepo8itioii8: lo jn^o clovroit orclonnor g^no lo 8orgont
ot lo notgiro vionclroiont on por 80 nno pour o8tro ou^z
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Jnstruction ergab, daß die That nicht von der Art war, daß
sie eine peinliche oder entehrende Strafe nach sich zog, so konnte
Das Gericht (Ut. 20- srt. 3) den Prozeß in einen Gvil-

Prozcß verwandeln, oder das ordentliche Verfahren erkennen,
welches man «ivil^er le pro668, renvo^er >68 psiniss ä 1in8

«ivile», oder recevoir le8 partie8 en prvee8 orstinaire nailN-

8ur eortsing point8 et k>rtiele8 stu proeei! et 8'i>8

e8l»ient trouve8 6vulpsl>lo8 , Ie8 el>g8iier dien. Lar

«ujvurstbui es eriine pullule taut, <^n il n')' s 8i dämme
ste dien <z»i ne 8oit ini8 en peine et en stanFer ^ar
«68 861^6118 et notsi>68. Vvil6 en ^ a 8i ineedsn8,

<zni steinansteront ü eeluv gui (ait tsire I'in4orlngtion
(den Kläger), 831 veut avoir P>in86 ste « 0 I'P 8 , on sst-
jnrnement per 80 n»el: et tont l'inborinstion Fra8se on

rnaigre 8elun le ste8ir cle Is psrtie, non jis8 8elon gns
lv8 t68moin8 ve> itadlement stient. — lVIais 8i le ts8-

moin s 8igne !a step»8ition, il ne pent plu8 impune-
rnent vsiier. Uoute8loi8 suvn„8 liennent <zu^il peut
enooee8 vsiier 8sn8 stsnger cle peine me8n>ement f^nsnst
U stit svoir 8>Anv psr 8ur^ri86 on eiroon vention et

gu'il en (ait s^ipsroir en lzuelgue 8orte." (Imdsrt
1Uat. justie. liv. III. clisp. 12). Man sieht, wie nöthig
die nochmalige Vernehmung und Confrontation der Zeugen
war. Dennoch befahl srt. 153 der orston. 6. Vi>Isi'8-
Oottei-et8 die Zeugen nur über dasjenige zu confrontiren,
was sie zu Lasten des Angeklagten aussagten. Auch ruft
Dumoulin bei diesem Art. aus „Viele sturitisrn inilzui8i-
rnsm, per ^uam etiani äst'ensio sukurtur, 8eel nune jn-

stioic» clei ju8to restunstat in guldoiem, gnia niajor psr«
jnstieuin volnit lisne 8ervsre eon8titutionem tioe MSN 80
ootobri 1544. 8est e8t psi nioio8i88ims 6on86guentis."
(Am 24. Ilpril 1545 ward das Urtheil des Kanzlers Popet
gesprochen, wodurch er seiner Stelle entsetzt, und zu einer
Geldstrafe von 100,000 Livr. vcrnrtbcilt ward). (Übri¬
gens ward die »rston. st. Villei'8 - Oottei>et8 in diesem
Punkt so wenig befolgt, wie in manchen andern. — lin¬

dert l. 6 . sagt: „l'seoit kguoiguel g^ue PS« Ie8ilit68 or-
stonnsn«68 ..... 8oit stit, gno 8nr ee e^ne >6 tesnioinF
;>6r8i8ters et (ers s In elisrFe ste I'aeeu86 il lu^ 8ers

conkionte, et a ce nio^en 8embl6 czu6 8, le t68MoinA
n6 edsiFe I'gecu8e, il n6 lu^ stoit e8tre oont'ronte :

to»t68t'oi8 pln8i6U68 juA68 sto Franste experienoe oon-
sirontent tone t68moinF8, tavt ceux czui «dargont, g^no
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te. *) Die letztere Benennung war in den meisten Fällen rieh,

tiger als die erste. Der Prozeß ward nämlich, wenn irgend

ein obschon minder strafbares Vergehen zum Grunde lag, da¬

durch kein Civil-Prozeß, **) sondern das Verfahren ward nur

dem bei den Civil-Prozessen gleich. Selbst die fernere Unter¬

suchung und die endliche Entscheidung behielt der Criminal-Rich-

tcr, allein in Beziehung auf die Zcugcnvcrhöre, die nun nicht

mehr int'ol'm»lic>l>8 sondern Lngucte8 hießen, galten dieselben

Formen, wie im Civil-Prozeß. Die Namen und Qualitäten

der Zeugen mußten dem Angeklagten vorher mitgetheilt und

seine Erinnerungen dagegen gehört werden, u. s. f. Dieses

Verfahren, Criminal-Prozesse in gewöhnliche zu verwandeln, ist

nicht erst unter Ludwig dem Vierzehnten eingeführt worden,

sondern schon die Verordnungen vom I. 1450 olisz». 2. sn. 4,

von 1408 ->>t. 118 und 119, und die von Villers Cotterets

vom I. 1539 sm. 150 sprechen davon. Sie bestimmen insbe¬

sondere, daß in Sachen von geringem Belang (bei Jnjuricn-

Klagcu, überhaupt bei correctionellen Vergehen nach den jetzi-

ooux g,,i clinrgent z>oint, slin guo le äomsnäeur
jisltiv civile ne ziuissc eognoi8tro si los tesmoingz

clisrgcnt ou non, et guo vo^sut i^ue ce» tc8moing8 ns
clmvgcnt ^oint , il 1s88c 8«n elloct rl en 8uboi nec. ^ —
Die oiclon. cvim. l1. 1670 spricht sich über diesen Punkt
nicht bestimmt auS, sondern überlaßt es dem Ermessen des
Richters, die Confrontation vorzunehmen oder nicht. (tit.
15. srt. 1). Doch mußten bei der Beurtheilung des Pro¬

zesses die Aussagen auch derjenigen, die zum Vortheil des
Angeklagten gezeugt hatten, verlesen werden.

Dieses geschah indessen nie, wenn das öffentliche Ministe¬
rium allein als Kläger aufgetreten war. Die c» äon. ci-im.
sagt dieses zwar nicht ausdrücklich, aber es war dem Ge¬

brauch und d. ziroc. vorb. clo 1'orlloo. crilu. (Ui. 21.
ui i. 3) gemäß.

**)Jn einigen Fällen fand dieses indessen im eigentlichsten
Sinne Statt. Wenn Jemand beschuldigt ward einem an¬

dern einen Schaden zugefügt oder demselben Etwas ent¬

wendet zu haben, und es sich aus den Umständen und

Zeugen - Aussagen ergab, daß es nur aus einer geringen

Nachlässigkeit, oder weil der Angeklagte die entwendete
Sache für sein Eigenthum ansah, geschehen war.
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gen Begriffen) der ordentliche Prozeß erkannt, der Angeschul¬
digte gegen Caution entlassen, und entweder auf einen bestimm¬
ten Tag vor das Gericht beschiedcn oder angewiesen werden
soll, die nöthigen Zeugen beizubringen. Wenn die That keine
peinliche oder entehrende Strafe nach sich zog, so konnte auch,
nach dem Verhör des Angeklagten, sowohl dieser als die Staats-
Behörde bei dem Gerichte nachsuchen, daß mit der fernern
Untersuchung eingehalten, und das Urtheil nach den schon vor¬
liegenden Beweisen gesprochen werde. Man nannte dieses in
Beziehung auf den Angeklagten prenclro Uralt psr le» obsr^eg
und in Beziehung auf den Staats - Procurator xrenäre Uralt
par I'interroZstoire.
/ Diesen Fall indessen abgerechnet, war der fernere Gang
/eines eigentlichen Criminal-Prozesses, wie folgt. Nachdem die

Zeugen wiederholt vernommen nnd mit dem Angeklagten con-
frontirt waren, wurden dem Staats-Prokurator die Acten
mitgetheilt, welcher verpflichtet war, sobald als möglich, seine
definitiven Antrage zu machen, (tlt. 24. srt. 1). Diese wur¬
den schriftlich abgefaßt, und versiegelt dem Gericht eingereicht,
und durften keine Gründe enthalten. Hatte der Angeklagte
Thatsachen zu seiner Rechtfertigung angeführt, nnd es waren
zu dem Ende Zeugen vernommen worden, so ward dieses Vcr-
bör den: Staats-Procurator und der Civil-Parthei mitgetheilt.
Ersterem um seine Antrage zu machen, und letzterer um in
einer Bittschrift das, was sie nöthig erachtete, darüber vorzu¬
tragen. Der Angeklagte indessen erhielt keine Mittheilung da¬
von. (tlt. 28- »rt. 8). Diesem Unglücklichen blieb Nichts übrig,
als in einer Bittschrift, die er bei seiner fast gänzlichen Unbe-
kanntschaft mit den gegen ihn obschwcbcndcn Beweisen nur
aufs Gcrathewohl abfassen konnte, seine Unschuld zu beweisen.
Vor der oi-Uon. crlm. war es dem Angeklagten vor dem defi¬
nitiven Urtheil erlaubt, mehrere Schriften hin und her zu wech¬
seln. Allein durch (tlt. 23. srt. 1 , 2) ward dieses abgeschafft,
und der Angeklagte auf die Einrcichung einer Bittschrift und
auf die Beantwortung der allenfalls von der Civil-Parthei
eingereichten, die ihm mitgetheilt werden mußte, beschrankt.
Derselbe mußte seine Bittschrift ebenfalls (srt. 3) der Civil-
Parthei zukommen lassen, indem sie sonst von den Prozeßakten



ausgeschlossen ward. (eto!t resotö äu prooäs). Ja der Pro¬
zeß ging fort und das definitive Urtheil erfolgte, auch ohne
daß der Angeklagte eine solche Bittschrift eingereicht hatte. In
der 7ten Conferenz über die oräon. oi-im. machte der erste
Präsident Lamoignon Vorstellungen über die Härte dieser Be¬
stimmung. Er bemerkte, daß bei der gänzlichen Entblößung
von allen Hülfsmitteln, worin sich die Angeklagten befänden,
dieselben meistens keine andere Gelegenheit hätten, ihre Vcr-
theidignngsschrift zu übergeben, als in dem Augenblick, wo sie
auf dem Verbrechcrstuhl (sur 1s sollette) ihr letztes Verhör
beständen. Nämlich ehe das definitive erfolgte, mußte der An¬
geklagte, und zwar von dem ganzen Gericht *) nochmals ver¬
hört werden; eine Bestimmung, wodurch die übrigens meistens
harten Vorschriften der oräon. crim. zum Vortheil der Wahr¬
heit und Unschuld sehr gemildert wurden. — Ging der Antrag
der Staatsbehörde, oder bei der Appellation das Urtheil erster
Instanz auf eine Leibes - oder entehrende Strafe, so ward der
Angeklagte auf dem Verbrechcrstuhl (sur Is »ellotte), (lck. 14-

«m. 21), sonst hinter den Schranken des Gerichts**) (llorriero
le bsrresu) verhört. Derselbe war bei diesem letzten Verhör
frei und ohne Fesseln. Die Fragen stellte der Präsident des
Gerichts, doch konnten die übrigen Richter den Angeklagten
ebenfalls, jcdocy nur mittelbar durch den Präsident, befragen.***)

*)tck. 2b- srl. 10 ,,^ux proees ....... esguvls il ^
surs lies eonolusions ä ^eine sOIietive, sssisteront so

inoins irois fliges, gui seront otileiers, si tgnt i> ^ en

s clsns lo siege oll grallues et se trgnsporteront so
lieu ou s'exeree Is fustieo, si Isecuse est prisonnier,

et seront xresens sternr'er r'nker/oAKkor're. "

**) OeolarsN cl. roi clo 13 ^vr. 1703 „(voulons) gu'en

ious Iss procös gui ss ^oursui vront, soik psr clersnt
ies suges cle soigneurs, oc« les fuges ro^sox, ou llsns
les eoors, gui auront ete reglos s i'oxti sorclinsire, ei

instrucks psr recolelnent et eonlrontstio», les seouses
soront ontenclus psr leur lloiiobe, «lsns Is ebsmllro «la
eonsoil «lerrioro lo bsrresu, n'z« arua ML sts

csne/nLesn st /»estrs "

***)Ai. s. die Anmerkungen von Jonsse zu srt. 21. tck. 14 der
orlloii. vriln.
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Dir Fragen und Antworten wurden schriftlich aufgenommen,

und von dem Präsident und dem Angeklagten unterschrieben.

Nach diesem Verhör erfolgte das Endurtheil. Bei demselben

mußten, wenn davon appcllirt werden konnte, wenigstens drei

Mitglieder des Richter-Kollegiums-, und wenn das Urtheil in

letzter Instanz erlassen ward, wenigstens sieben Richter mitwir¬

ken. Waren bei einem Gericht nicht 's» viele Richter angestellt,

so ersetzte man sie durch andere Rechtsgelehrte (Fi'-,6uös)

(tir. 25. »rt. 10, II). Fand Stimmengleichheit Statt, so

ging das Urtheil, es mochte ein definitives seyn, oder sich nur

auf die Jnstruction beziehen, nach der gclindern Meinung durch.

Die Stimmen wurden dabei in allen in letzter Instanz erlasse¬

nen Criminal-Urtheilen für gleich angesehen, wenn die Mehr¬

heit der Stimmen für die härtere Meinung nicht wenigstens

Zwei betrug, (ur. 25. sri. 12). Zuweilen konnte man indessen

zweifeln, welche Meinung die gelindere sey; wenn z. B. ein

Theil der Richter für eine auf der Stelle auszulegende Strafe,

und der andere Theil für die Fortsetzung der Untersuchung,

von deren Resultat es abhing, ob eine schwerere Strafe erkannt

werden könnte, stimmte. Nach der Praris galt indessen die

erstere Meinung für die gelindere. Wenn sich mehr als zwei

Meinungen bildeten, so mußte (nach Art. 32 der Verordnung

Ludwigs des Zwölften vom I. 1510) die Minderzahl sich an

eine der beiden andern Meinungen anschließen.

Die Richter konnten den Angeklagten entweder bestimmt

freisprechen, oder sich eine nähere Untersuchung vorbehalten,

welches letztere „ prononoer psr plus smplemenr inkorms"

hieß. Dieses geschah entweder auf eine bestimmte- oder unbe¬

stimmte Zeit. **) (lw plus srnplenient inkormö ä iemps,-- «

*) d. h. solche, welche einen akademischen Grad erhalten
hatten.

**) Man sehe Merlin Uepert. srt. „plus smplemenr inkor-
rne." Es hatten sich schon vor der Revolution oft laute

Klagen gegen diese Art von Urtheilen erhoben; im I. 1783
sagte Scrvan, General-Advokat bei dem Parlament von

Grenoble, bei Gelegenheit einer Vergiftungsklage „ t^u'esi:cv lpr'un plus ginplemsnt inlormö? o'ost une oxtonsion
l'secusgiüun au-stels clvs limiles ortlinsires II kriut



pour six mors, un an, tleux 3N8 etc. ol lo plus smplement
iiitol-niv inäöstni). Ein Mittel zwischen der Freisprechung und
dem Vorbehalt einer nähern Untersuchung (dem plus smplo-
ruont inboimä) war, wenn der Angeklagte aus dem Prozeß
(boi's <Io eour) gesetzt ward. Dieses deutete ebenfalls an,
daß noch nicht jeder Zweifel an seiner Unschuld gehoben sey,
so daß, wenn auch nicht dem Recht- doch der Wirklichkeit
nach ein Flecken (instsmiolletchch auf seiner Ehre sitzen blieb.*)
Er ward sogar zuweilen in die Prozeß-Kosten vcrurtheilt, wel¬
ches indessen die aufgeklarten Rechtsgelchrten mißbilligten. —

Eriminal-Urthcile mußten alle ohne Ausnahme von allen
Richtern, die dabei mitbestimmt hatten, unterschrieben werden,
wovon jedoch die Höfe (Gerichtshöfe, courr) ausgenommen

<lo puiüs-intes rsisons pour reoourir ä oot goto, plus
rigoureux rpio l'goousstion inömo, psr oo c^u'il rocloublo
ls poino clo I'seouso ot les soupxons clu pulilio. II ino
soniblo guo lo plus smplenient inlorino oxigo lo oon-
oours clo tloux inotibs. I/un gu'il sit uno Arsnclo
vrsisombliinco <^uo l'sociisö ost coupsblo; lautre, c^u'il
^ ait uns grsnäe vrsiseinlilgnco gu'on soliovors clo ls
oonvsinoro psr 60 nouvellos preuvos...
Mgis lo pl«8 smplemont inkormö inclolini sora toujour»
un soto injuslo, 8oit eommo jugomont ll'instruolion,
soit oommv jugeinent cjui punit ?. . . . Do plu8 gmplo-
mvnt inkormö oonchclörö oommo poino ost plus injusto
onoore: (lsr unir I'iclöo cl'uno poino n l'iclöo »l'uno in-
kormstion 8ur l'innooenoe, e'ost unir pgr I'oxprossion
cnömo los icloes los plus incompstililes clgns ls justioo
oriminollo, uno poino certsino et mömo inäölinio gvev
uno kguto inoortsine. Ilo seroit ich peut-ötro lo cris
clo oomkisNro co principv öölostslilo, ^ui isis <^uo trvp
cl'gppliostions clsns no8 jugemons criminols: o'est cpi'on
pouvoit punir Ir» simpsio vrsisemlilgnoo cl'un Arsncl
orimo, psr uns poino plus lögöro guo volle clu orimo
svorö etc."

*) Diese inssmio <lo (sir siel indessen weg, wenn es sich
während der Untersuchung herausstellte, daß die That, die
man für ein Verbrechen angesehen, nur ein Vergehen war,
das keine peinliche oder entehrende Strafe verdiente, und
der Angeklagte in Beziehung auf dieses Vergehen Kcn-8 clo
oour gesetzt ward. Man sehe lUorlin Deport, art. „liors
clo oour. ^
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warm, bei welchen nur der Präsident und der Berichts-Erstat,
ter das Urtheil unterschrieben, (rit. 25,. art. 14). — Die Cri-
minal-Verordnung von, I. 1670 schreibt -den Richtern keine
Regeln darüber vor, welche Beweise sie für vollgültig ansehen
müssen. Eben so spricht sie sich nicht bestimmt darüber aus,
ob auch auf Verdacht gestraft oder der Grad der Strafe nach
dem des Verdachts (pro mollo prokationnm) abgemessen wer¬
den soll. In der Ausübung ward dieses aber allerdings so
gehalten. *) Auch das Gesetz billigt es wenigstens mittelbar,
indem es (tir. 19. art. 1 und 2) bei starken Verdachts-Grün¬
den und feststehender Thatsache (s'il ^ a preuve eonsicleraklo

*) Dieses war bei den franz. Criminal-Gerichten eine sehr
alte Marime. Man findet darüber bei Boutil. folgende
merkwürdige Stelle (liv. II. rit. 13). — Nachdem er be¬
merkt hat, daß solche, die sich freiwillig der Untersuchung
unterwerfen, oder nur beweisen wollen daß sie einen Mord
aus Nothwehr begangen, nach den Formen des ordentli¬
chen Prozesses behandelt, nicht gefoltert oder mit der Fol¬
ter bedroht, sondern durch Zeugen u. s. f. überführt wer¬
den und ein anständiges Gefängniß (prison conrtoise er

eompeteote) erbaltcn müssen, setzt er binzn: „Item lo

proeos extrsorclinairo cloit estre trachte et lacht en tont
antre terme, et par espeeial en Frans crimes et

enormes, et g»i sunt clenier: et gui ont este taiels
repostement. I5t ne cloit le suge sur ee espargner ü

laire proees extraorclinairo, et cle «cavoir Is verite clo
sour en sour sans antre Intervalle par inkormstion on
sutrement: et si (il) sneunement trouve le presvnt

(I acouse) suspoet psr vekemento presumption ^ il lo

pout et cloit meitre en ^uestion." Wenn er aber auch
Nichts bekannte, und keine Zeugen gegen ihn vorhanden
waren „si appsrtient il Kien cjuo par (pour) souspeon

par longtemps il soit prisonnier et psr exclsmasse: et
si en Francl temps nul ns venoit, la penilenoe cle pri-

son c^u il aura tollere et souildrte, In^ sors smencle 6o
manvaise presumption, et puls cloit estrs elarFi clo pri-

son susgues ü renom cle sage (bis der Richter ibn wie¬
der zurückruft) «/>ems cleä/re «/(ernt et cmrvMnc?« lksL

ci /«// r»r/,oses 0» /,re 6 NM 02 et antre ilelivranoe n'en

cloit lsirs le juFo: esr si aksolument le clelivroit, il
semkleroit ^nä manvaise eause I enst cletenn prison-
nier." Schon die Gesetze Ludwigs des Heiligen verord-



er 1»6 1o bsit 80 it constsnt) nicht allein den Angeschuldigten
zu foltern, sondern sogar, nachdem er die Folter, ohne zu
bekennen, überstanden, noch jede Strafe, die Todesstrafe einzig
abgerechnet, über ihn zu verhangen erlaubt. Dieses schreckliche
Mittel, den Angeklagten znm Bekenntniß seiner Schuld zu
zwingen, ward indessen in Frankreich, wie in allen Landern
schon als eine Strafe angesehen, (ur. 25. r>rt. 13). Die Fol¬
ter mußte durch ein förmliches Urtheil erkannt, und durfte nicht
vollzogen werden, bis das Urtheil von dem kompetenten Ge¬
richtshof* *) bestätigt war. Diesem wurden zu dem Ende nicht
allein alle Acten zugestellt, sondern der Angeklagte selbst ward

nctcn (liv. l. cligp. 81), daß ein Criminal-Gefangener,
der aus dem Gefängniß entfloh, als der ihm angeschuldig¬
ten That übcrfübrt angesehen, und selbst, wenn er sie nicht
begangen, eben so gut gehängt werden sollte, als ob er
stc begangen „so il s'o» sloit <ls zuison, u 80 ioir g»8si
eougrlblo <lu bet, oonnns so il Usvoit bet, iout (^uoiguo)
iis I'oust pg8 bet, 8i en seioit-il penäu." Zu Zeiten
Boutil. (8om. Uui-. I,v. ll. tit. 6) galt noch derselbe
Grundsatz. In der Ausübung fand indessen ein etwas
milderes Verfahren Statt. Nämlich wenn der Gefangene
appcllirte, so hatte er durch seine Flucht zwar das Recht,
aus alle dilatorischen oder declinatorischen Einreden verlo¬
ren. Allein das Endurtheil ward nach den gegen ihn be¬
stehenden Beweisen gefällt.

*) Gewöhnlich war dieses das Parlament der Provinz. Al¬
lein die übrigen Gerichtshöfe wie die cles sille8,

oour-8 tles oomptos, coul' llo8 monrioios) hatten auch in
bestimmten Fällen eine Criminal-Gerichtsbarkeit. — Uebri-
gens hatte schon Franz der Erste durch die Verordnung
von Villers-Cottcrets vom I. 1539 srt. 163 und noch
näher durch das Edict von Angouleme vom I. 1542 be¬
stimmt, daß die Appellationen derjenigen die zur Folter
verdammt waren, unmittelbar d. h. mit Ucbcrgchung der
Zwischen-Jnstanzcn an die Gerichtshöfe gehen sollten. Das
Parlament hatte dieses Edict nur mit der Beschränkung
cinregistrirt, daß es dem Vcrurthcilten frei stehen sollte,
sich an die Gerichtshöfe oder an den unmittelbar höhcrn
Richter zu wenden. Die orllon. cl. 1670 setzte aber Ur. 19
si-r. 7 bestimmt fest, daß Niemand gefoltert" werden sollte,
wenn das Urtheil nicht durch einen Gerichtshof bestätigt
wäre.
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dahin gebracht, um nochmals verhört zu werden n. s. f. Wir

wollen dem Leser mit der ekelhaften Beschreibung der Marter-

Instrumente und ihres Gebrauchs, welches in Frankreich fast

eben so wie in den andern Landern war, nicht lästig fallen,

und bemerken nur, daß der Angeklagte sogar, ehe er gefoltert

ward, schwören mußte, die Wahrheit zu sagen, (tit. 19. grt. 8)

daß er aber wegen derselben That nur einmal gefoltert werden

konnte, (-» t. 12 und 10).

Die Urtheile, wodurch die Folter erkannt wurde, waren

von zweierlei Art, nämlich entweder mit oder ohne Vorbehalt

der bestehenden Beweise (svov ou ssns lössovo clvs ^reuvos),

welches im Urtheil ausdrücklich bestimmt seyn mußte. In dem

letztem Fall war der Angeklagte, wenn er nicht bekannte, und

keine neuen Beweise nach der Folterung hinzukamen, von jeder

Strafe frei. *) In dem zweiten Fall indessen konnten die Rich¬

ter noch jede Strafe, die Todesstrafe abgerechnet, gegen ihn

erkennen, (tit. 19- s-n. 2). Eine solche Verurtheilung zur Fol¬

ter mit Vorbehalt der Beweise, sah das Gesetz für die härteste

Strafe nach der Todesstrafe an. (tit. 25. »in. 13).' Zuweilen

ward sogar auf die Todesstrafe mit vorhergehender Folterung

erkannt. Wenn nämlich das Verbrechen von der Art war, daß

der Verurthciltc es nicht allein begangen haben konnte, so sollte

ihm die Entdeckung seiner Mitschuldigen durch die Folter abgc-

drungen werden. Man nannte dieses die vorläufige Folter

(g neztion pivslgble) , wogegen die Anwendung die man von

Rcsem Zwangsmittel vor der Verurtheilung und gegen den

Angeklagten selbst machte, die vorbereitende Folter (auestion

^»nv'psi'ritoil'e) hieß. — Der cdcldenkende Ludwig der Sechs-
zehnte gab den Forderungen der Menschlichkeit und des bessern

Zeitgeistes nach, und schaffte durch seine Erklärung vom 24sten

August 1780, die den folgenden 5tcn September in die Register

des Parlaments eingetragen ward, die vorbereitende Folter ab,

ließ aber die ^uostion prosl-cblo bestehen. Erst **) durch das

*) Doch konnte er zum Schadens-Ersatz gegen die Civil-Par-
thei verurthcilt, auch die Fortsetzung der Untersuchung tun
plus smplement inkoriuu) ausgesprochen werden. Er

ward indessen einstweilen in Freiheit gesetzt.

**) Dosen. tom. III. p. 170. 32
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Gesetz vom 9ten Oktober 1789 Art. 2-1 ward die Folter gänz¬
lich abgeschafft. Gegen jedes Criminal-Urtheil, es mochte ein
definitives seyn, oder sich nur auf die Jnstruction beziehen,
eben so gegen einen Vorladungs- oder Vcrhastungs-Befehl
konnte man mit wenigen Ausnahmen, wovon in der Folge
gehandelt wird, Appellation einlegen. Durch letztere ward in¬
dessen die fernere Jnstruction nicht aufgehalten, die Folterung
einzig ausgenommen, (tit. 25. srt. 2, tit. 19. srt. 7). Auch
ein definitives Urtheil, wenn dadurch nur eine Geldstrafe bis
zu einer bestimmten Summe erkannt war, ward vorläufig voll¬
streckt. (tit. 25. srt. 6). Allein jedes Urtheil, das eine Lcibcs-
oder entehrende Strafe verhängte, und selbst ein präparatori-
sches oder interlocutorisches Urtheil in Sachen, worin solche
Strafen verhängt werden konnten, mußte, selbst wenn der
Verurtheilte nicht appellirte, mit Uebergchung aller Zwischen-
Jnstanzcn (oinisso mellio) unmittelbar an den kompetenten
Gerichtshof (oour) zur Revision geschickt werden, wohin man
zu diesem Zweck nicht allein die Acten, sondern auch den An¬
geklagten *) bringen ließ. (Ut. 26- srt. 1 ). Hier mußte er vor
dem Endurtheil durchaus nochmals vor den versammelten Rich¬
tern verhört werden, (tit. 26- srt. 15). In den andern Fäl¬
len, wo keine Leibes- oder entehrende Strafe erkannt war,
oder erkannt werden konnte, war es dem Angeklagten überlas¬
sen, ob er gerade zu an den Gerichtshof, oder an den unmit¬
telbar Hähern Richter (den Amtmann, Seneschall u. s. f.) ap-
pclliren wollte, (tit. 26. srt. 1). In solchen letztem Fallen
konnte der Angeklagte sich ohne zu appclliren, auch der Strafe
unterwerfen. Dieselbe ward alsdann, wenn auch die Staats-
Behörde sich dabei beruhigte, auf der Stelle vollzogen. Näm¬
lich auch diese und eben so die Civil-Parthci konnte appclliren.
(tii. 26. sei. 11, 13), erstere jedoch nur, wenn die von dem
Gericht bestimmte Strafe milder war, als diejenige, worauf sie

*) Dieses geschah sogar mir allen Angeklagten, wenn das
Urtheil auch nur gegen Einen so lautete, daß die Appel
von Rechtswegen an das Parlament oder den competentcn
Gerichtshof ging. Selbst wenn Einer freigesprochen und
der andere verurtheilt war, mußten beide vor den Hof.
tit. 26. srt. 7, 8-
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selbst angetragen hatte. Diese Appcl hieß » minim-, (seil.
poens). Diese Appcl (g minims) konnte, wenn die Staats-
Behörde sie unterlassen und nur die Civil - Parthci appcllirt
hatte, von dem Gerichtshof selbst, (an den appcllirt war), nach¬
geholt werden. Dieser legte nämlich, wenn er die Sache dazu
geeignet fand, im Namen des Gcneral-Procurators Appcl ein,
und sprach das Urtheil ohne die Sache vorher an das Parqnet
zu schicken. Nachdem endlich der Hof das Endurtheil gespro¬
chen hatte, wurden die Verbrecher zur Vollstreckung desselben
dem Gericht, in dessen Bezirk das Verbrechen begangen war,
wieder zugeschickt, (tu. 26. art. 16). Nach den Worten des
Gesetzes sollte die Vollstreckung eines Urtheils an dem nämli¬
chen Tag geschehen, wo es gesprochen ward. (sm. 21). Die
Sache war indessen in vielen Fällen gerade zu unmöglich.
Doch eilte man mit der Vollstreckung so sehr als die Umstände
es nur immer zuließen, so daß der Vernrtheilte häufig keine
Zeit hatte, die Gnade des Königs anzurufen. Erst der wohl¬
wollende Ludwig der Sechszehnte änderte dieses, so daß Todcs-
Urtheile erst eine bestimmte Zeit nachher vollstreckt werden durf-
den. —

Das bis hierhin Erklärte stellt den gewöhnlichen Gang
eines Criminal-Prozeffes nach der Vorschrift der Eriminal-Ord-
nung Ludwigs des Vierzehnten vom I. 1670 dar. Allein
schon seit viel frühern Zeiten her, (wenigstens seit der Verord¬
nung Franz des Ersten, gegeben zu Villers - Cottercts im I.

1539) war der Gang der Criminal-Prozesse dem eben beschrie¬
benen fast genau gleich. Alle Bestimmungen der genannten Ver¬
ordnung über die Criminal-Prozcdur sind in den srr. (139—172)
derselben enthalten. Sobald der Richter Kunde von einem Ver¬
brechen erhielt, vernahm er die Zeugen und theilte das Resul¬
tat dem Staats-Procnrator mit, auf dessen Antrag er die wei¬
ter nöthigen Verfügungen traf. (art. 146). War in Folge
der letztem der Angeklagte abgehört, so ward dieses Verhör
ebenfalls dem Staats-Procnrator zugesendet. Fand dieser die
Sache dadurch gehörig vorbereitet, so machte er seine An¬
träge, die dem Angeklagten zur Beantwortung mitgetheilt (xour

res^onclrs k'oi'MO ä'sttonustion soulemonr, arl. 148),
wurden, worauf denn das Urtheil erfolgte. War die Sache



geringfügig, so konnte auch das gewöhnliche Verfahren ange¬

ordnet werden. (Ie8 Parties reeen8 en prooes oisiinsire, srt.

1501- Wollte aber der Staats-Prokurator oder die Civil«

Parthei die Sache weiter verfolgen, so verordnete das Gericht

sogleich, daß die Zeugen znm zweitenmal vernommen (lecales)

und confrontirt werden sollten. (r,m. 149 , 159 , 153 , 154 ). ->-4

Hierauf erfolgte dann, jedoch ebenfalls auf den Antrag der

Staatsbehörde, das Urtheil, wenn nicht etwa vorher die An¬

wendung der Folter oder die Vernehmung der Schutzzcugen

erkannt ward. Es ist auch keinem Zweifel unterworfen, daß

diese Vorschriften in der Ausübung wirklich befolgt wurden,

indem Imbcrt (Ui-st. jnäle. liv- III.) von dem Verfahren in

Criminal-Sachcn ein, dem so eben gegebenen genau gleichendes

Bild entwirft. Eine mildernde Maßregel, welche die oi-llon.

orim. ä. 1670 vorschreibt, daß nämlich der Angeklagte vor dem

Endnrthcil vor dem gesammtcn Gericht nochmals verhört wer¬

den sofindet sich weder in der oiüon. 6 . 1539, noch bei

Imbcrt. Es ist sision früher (S. 448 N.) bemerkt worden,

daß der allgemeinen, wahrscheinlich durch Ueberlieferung fort¬

gepflanzten Meinung gemäß, es vor der villon. ä. 1539 den

Angeklagten verstattet war, sich in öffentlicher Sitzung münd¬

lich und unter Beistand eines Advocaten zu vertheidigen; so

daß die Criminal-Prozedur erst durch die angeführte Verord¬

nung in eine geheime und schriftliche verwandelt worden wäre.

Der General-Advocat Talon gab in den Eonfcrenzcn über die

orllon. vliin. mehrmals und ohne daß ihm Einer widersprach,

die genannte Verordnung von Villcrs - Eottcrcts als die Epoche

an, von welcher an, den Angeklagten jene beiden großen Hülfs¬

mittel, ihre Unschuld zu beweisen, benommen worden seyn. Bei

*) Man vergleiche Imkert lir. III. oksp. (11—13).

**)IinI>. liv. III. elisp. XV. „Vont le prooes oriminel -111181
kalt äoir e8tre mi8 psr lo jugo en rlelikeistion svee le
ooii8eil (le 8011 8iege tel gue cte8su8, en pre8enee 6e8
aiIvoeal8 ot proeiireur8 4n Uo^ pour prenclie le cun-

8eil <le 00 gui e8t ä l-nre, er cloit e8orire le grellier
Ie 8 v^inioii 8 et äeli1>er-irion8 et l-iur 9110 le tont 8 oit
kenn 8eeret et . . . . . ain8i gne pvrtent Ie8 orsien-
niinces clu 1,oui8 siouse 3. 1498 "
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dem Gewicht einer solchen Autorität würde es einem Ausländer

kaum zustehen, einen Zweifel dagegen zn erheben, wenn nicht

Montesquieu (liv. XXVllk. elisp. 34) die Meinung äußerte,

die Sache sey nach und nach dahin gekommen. Allerdings be¬

fiehlt die Verordnung von Villers-Cottcrets srt. ig2. daß die

Angeklagten bei ihrem Verhör persönlich und ohne Beistand ei¬

nes Andern antworten sollen. Sie spricht auch nicht davon,

daß demselben nach vollendeter Jnstruction ein Vertheidiger ge¬

geben werden soll. Allein in den Verordnungen Carls des

Siebenten vom I. 1453, Carls des Achten vom I. 1493, Lud¬

wigs des Zwölften vom I. 1498, 1510, die ziemlich umständ¬

lich von dem Criminal-Verfahren sprechen, findet sich eben we¬

nig eine Spur, daß dem Angeklagten vor seinem Endurthcil

ein Vertheidiger zugegeben oder auch ihm selbst erlaubt worden

sey, sich in öffentlicher Sitzung mündlich zu vertheidigen. Die

ganze ihm gestattete Begünstigung scheint sich darauf be¬

schrankt zu haben, daß darüber, ob das außerordentliche Ver¬

fahren gegen ihn zu erkennen, d. h. ob er nach der jetzigen

Art zu reden in Anklagestand zu versetzen sey, *) ihm eine

mündliche und öffentliche Vertheidigung zustand. So heißt es

z. B. in einer andern Verordnung, welche Franz der Erste

schon im Oktober 1735 zu Xs-sur- Illille, jedoch nur für die

Provence erließ. (Lbap. 13. art. 24). ,, klt oo kalt, ser» sp-
pointo guo I on prooellsl-a extrsoi-llinsiremont, ot los Par¬
ties seront ouies en juAement et plein aullitoire, avant

elonner appointeinent, et ce Isit seront les pgrties
sppointees par notreclite Oour, ou nosllits ju^es et leurs

*) Diese Versetzung in den Anklagestand war aber auch, in
dem alten Frankreich besonders, keine Kleinigkeit. Die

Behandlung, welche die Verhafteten erfuhren, ward weni¬
ger nach der Stärke der gegen sie bestehenden Verdachts-
Gründe als nach der Schwere des ihnen angeschuldigten

Verbrechens abgemessen. Nach der oräon. orim. tit. 13

wurden diejenigen, die eines Capital-Verbrechens angeklagt
waren, meistentheils in die eigentlichen Kerker (oaokots),
gesetzt, wo Ihnen nur Brod und Wasser nebst Stroh znm

Lager gereicht ward. Feuer und Licht erhielten sie selbst
auf eigene Kosten nicht. M. s. k'eriiore art. caokot.



Iisulsnnnt8, sin8l gus 6s rsison clevrs, Issäiles insormstions
st sonfsssions ckeme»/-a»L cken«-rt /e A,e//?s,' c/c." *)

In einer gewissen Hinsicht läßt sich indessen vielleicht der
Franz dem Ersten gemachte Vorwurf rechtfertigen. Bor den
Zeiten desselben, gehörten nämlich alle eigentlichen Criminal-
Sachen, die durch Appellation oder sonst bei den Parlamenten
anhängig gemacht wurden, vor die große Kammer, in welcher
der größte Theil der Prozesse mündlich und öffentlich verhan¬
delt ward. **) Franz der Erste übertrug durch seine Verord¬
nung (gegeben zu Paris im April 1515) die Beurtheilung aller
Eriminal-Fälle an die Kammer, welche man tournello hieß,
und worin in der Regel Alles schriftlich verhandelt ward. Von
dieser Bestimmung wurden jedoch Eriminal-Klagen gegen Adc-

*) Die so eben mitgetbcilte Vermuthung wird fast zur Ge¬
wißheit, wenn man sit. 162 der oi-llon. 6. Villei^-Ootte-
ret8 Etwas genauer untersucht. „Hin mstiereg oriminelle8
H6 861'ont >68 P»rtie8 suennement onis8 pss con8sil ns
mini8te> s 6'suouns8 pei8onne8, ms>8 reponllront psr
leur Iionclis 6e8 SS8 llont i>8 8Sront scou 8 S 2 , st 8eront
l>u>8 st intersoge« sornms 6e88U8, 8Sgsrsment, 8eci'et-
tsrnent st ü siart, o8tsn8 st slioli88sn8 tou8 8t^Ies,
U8gncs8 ou coutums8 , jias Ie8guel>e8 Is8 secu 8 S 2
svoient «ecoulums 6's8tss oui8 en jugenient pour 8cs-
vois s'r/s tlenore-rt es/ne aec»L6L st ä so8to lln svoir som-
inunisstion ÜS8 (ait8 st srlisle8 eoneei'ngnt Is8 seirnS8
st l1olit8 6snt Ü8 stoiont SSSU862 etc."

**) Indessen scheint man auch in der großen Kammer die Cri-
minal-Prozesse, wenigstens von geringern Verbrechern, schon
damals nicht mündlich verhandelt zu haben. So heißt es
z. B. in der Verordnung Carls des Siebenten vom I.
1-l53. -»'t. 3l. ,, löt gus insontiiient gus lellit srimi-
neux 8ers miz ss pii8on8 6s no8tsv llits soue, gus
ssux gui I'ont 3M6NL, msttent pgr clsvsi'8 icslle N08trs
Sons, lS8 inloi'mstion8, son(s88ion8 oIigi'Z68 st pr0SS8,
touelisnt Is m-itisse 6'ieslu^ seiminsux ...... Ie8-
guelle 8 inlsimgtiun 8 sie. nou 8 osllonnon 8 prom^itement
S 8 tre par Is 8 siss 8 i 6 on 8 lii»ills 2 st 6 i 8 tlil>us 2 ü suoun 8
6 s N08 son 8 eillsi '8 en N08tre äite cour, 011 ä N08tiepiosurous ge'nessl ..... pour iceux, voir, vi 8 iler,
rspportsr en no 8treäite eonr, pous sur es S 8tl'6 or-
äounv eomins 6 s rgi 8on."



liche und höhere Staatsbeamten ausgenommen, deren Criminal-

Prozesse noch immer einzig zu der Competcn; der großen Kam¬

mer gehörten.

Ucbcrhaupt hat, wie schon bemerkt worden, das Crlminal-

Verfahrcn seit der Verordnung von Villers-Cottcrctö bis zu den

letzten Zeiten im Ganzen nur wenige Veränderungen erlitten.

Die Criminal-Ordnung vom I. 1670 hat zwar mehrere ehe¬

mals zweifelhafte Fragen entschieden, und überhaupt alle frü¬

her bestehenden Gebräuche gesetzlich zu einem Ganzen vereinigt.

Allein dieses ist auch ihr größtes Verdienst. *) Einzelne Punkte

waren auch schon durch frühere vom I. 1530 bis zu 1670 er¬

schienene Verordnungen bestimmter als ehemals geregelt worden.

So übertrug, wie schon S. 452 erinnert worden, die Verord¬

nung von Moulins (unter Carl dem Neunten im I. 1566)
srt. 35 die Instruktion der Criminal-Prozesse und die Bestra¬

fung des Schuldigen dem Richter des Orts, wo das Verbre¬

chen begangen worden, welches die Ordon. von 1670 von neu¬

em bestätigte. — Nach der Verordnung von Rousstllon (srt. 18)

hielt die Appellation, wenn sie wegen Inkompetenz des Richters

angestellt ward, zwar nicht die Verhaftung des Beschuldigten,

aber doch die fernere Instruktion des Prozesses auf. Die
vräon. 4. 1670 befahl hingegen (nr. 25. srt. 2) die Fortse¬

tzung und Vollendung des Prozesses bis zu dem Urtheil ein¬

schließlich ungeachtet der Appellation wegen Inkompetenz. In

Hinsicht der Appellation hatte die Gesetzgebung unter Franz

dem Ersten häufig geschwankt, **) indem es bald den Beschul¬

digten überlassen ward, von dem Untcrrichter unmittelbar
(oiniszo meäio) an das Parlament zu appelliren, bald dafür

von dem Gesetz selbst eine bestimmte Regel festgesetzt ward.

Die oräon. ä. 1670 setzte endlich (lit. 26. srt. 1) fest, daß in

*)Die oräon. 4. 1670 hat in Beziehung auf das Crunmal-

Vcrfahren Etwas Vollständigeres geleistet, als die oräon.
4. 1667 hinsichtlich des Civil-Verfahrens. Unvollständlg-

keit ist einer der Hauptmängel der letztem.

**) Ueber diese Veränderungen sehe man v'ägnessesn ülsxim.
snr ls Ooinpvt. 4. )UAos on mal» orim. Oouvr. tom. V-
x. 543-



allen Fällen, wo eine peinliche Strafe (peins sklUciiro) erkannt
werden kann, die Appellation von allen (definitiv., so wie vor¬
bereitend.) Urtheilen nothwendig unmittelbar an die Par¬
lamente gehen, und es in andern leichtern Fällen der Wahl
des Angeklagten überlassen bleiben sollte, ob er an das Parla¬
ment oder an den Amtmann appellircn wollte. — Man ficht,
diese Veränderungen betreffen zwar nicht geradezu Kleinigkei¬
ten. Allein auf die eigentliche Form des Verfahrens hatten
sie doch keinen wesentlichen Einfluß, so daß man dieselbe, so
wie sie seit 1539 und selbst noch früher war, aus dem, was
sie von 1670 bis zu den letzten Zeiten vor der Revolution
blieb, hinreichend erkennen kann.

Es ist schon an mehrern Stellen dieser Schrift beiläufig
bemerkt worden, daß außer den Parlamenten, welchen die or¬
dentliche Civil- und Criminal-Gerichtsbarkeit in letzter Instanz
zustand, es ehemals in Frankreich auch noch andere Kollegien
gab, die ebenfalls Gerichtshöfe (oours »ouveesines) genannt
wurden, und welchen in gewissen, ihnen besonders übertragenen
Fällen, die Gerichtsbarkeit der letzten Instanz ausübten. Die¬
selben beschäftigten sich indessen gewöhnlich und vorzugsweise
mit Civil- oder bestimmter zu reden, mit Vcrwaltungs-Sachen.
Eben darum wird es am schicklichstenseyn, au einem andern
Ort davon zu handeln. Hier wollen wir, um dem Leser einen
vollständigen Ueberblick über das französ. Criminal-Wesen zu
geben, nur von den fast berüchtigten Prevotal-Gerichten (jurl-
cliotions prevvtsles) Einiges sagen. Diese Gerichte, welchen
in den spätern Zeiten vorzüglich die Bestrafung solcher Verbre¬
chen oblag, die entweder von Landstreichern und sonstigem Ge¬
sinde! begangen, oder wodurch die öffentliche Sicherheit gefähr¬
det wurde, waren eigentlich militairischen Ursprungs.

Bei der Armee befand sich nämlich von jeher ein Oberrichter
zur Bestrafung aller Fehler gegen die Disciplin, der Desertion
so wie jeder von Nachzüglern, Ausrciffcrn u. s. f. ausgeübten
Gewaltthätigkeit. Dieser Richter hieß, da er hierin die Stelle
der Marschälle versah, der Vogt der Marschälle von Frank¬
reich (prävvt cles msröobsux cko k'isnos oder prövot äe»
msröcbsux). Nach einer Verordnung Carls des Sechsten (reg.
von 1380—1422) mußte dieser Beamte sich allezeit im Gefolg
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des Hofs befinden. Da indessen dieser einzige Richter nicht
im Stand war, sein Geschäft iin ganzen Gebiet des Reichs
auszuüben, so sandte er in die verschiedenenProvinzen Stell¬
vertreter, um die Geschäfte in seinen: Rainen wahrzunehmen.
Ludwig der Eilfte erlaubte demselben in jeder Provinz einen
Edelmann *) mit der Wahrnehmung seiner Stelle zu beauftra¬
gen und zwar mit der Vollmacht, sich andere Edelleute oder
sonstige Einwohner der Provinz zuzugesellen, um die Nachzüg¬
ler, Deserteurs, Landstreicher u. s. f. im Zaum zu halten, sie
zu ergreifen, und den Amtmännern und Seneschallen auszulie¬
fern. In der Folge wurden diese Beauftragte wirkliche Be¬
amten , so daß es gegen das Ende der Regierung Ludwigs des
Eilfteu (reg. von 1461—1483) in jeder Provinz einen solchen
gab. 2>n Anfang hatten dieselben indessen keine Gerichtsbar¬
keit als über Militair-Personen. Allein sie ward durch ein
Edict von Franz dem Ersten **) (gegeben zu Amiens den 3ten

*) M. s. die Encyclopäd. srt. Rrsvüt 3s8 msrsollsux , auch
das Protokol der zweiten Conferenz über die oräon. orim.

**)Es findet sich unter andern auch in der Sammlung von
Rebusse. — Der Unfug muß arg gewesen seyn, den her-
umschweifende Soldaten und anderes mit Ihnen verbunde¬
nes Gefindcl trieben. „6snt8 <le guerrs ^ui ont clesem-
psrs nostre seevies, semes st Agrnisong, les vsAsbouckz
et 3utrs8 peisouusAes c^ueliieon^ues taut cle olisvul

czuo cle zssell, 3e ^uelgue estst guslitö et oonäitiou
czu'il» Lo^ent, tengnt8 Is8 ok>gmp8 en forme cl'bo8tilite:
ou gutremsnt (oullant et op^rimgut8 Is psupls: eom-
meltsnts force, violenee, 3e8trou88emeut8, ^illeries
Iarreein8 et gutr«8 es8 et erimes ete. " Wenn bei dem
Auffangen dieses Gestndels ein zu demselben gehöriger ver¬
wundet oder gctödtet würde, so sollte dieses ungestraft blei¬
ben. Die Eingefangcnen sollten von den Marschallsvögten
und zwar in letzter Instanz, jedoch unter Zuziehung von
vier Rechtsgclehrten (czustrs notable p6r8onugAS8, nos
ollioier8 ou sutrs8 gen8 cle oon8Sil dien t'smes 3e8

lieux procbsin8) gerichtet werden. — Unter denjenigen,welche den eben genannten Unfug verübten, befanden sich
sogar Edelleute. Der König entschuldigt sich gleichfalls
deshalben „6on8i3srsnt par N0U8 csu'sn ooursnt SU8 ä
oeulx ^u: commstlsut 3s tsls clsliots.ed



Oktober 1544) auch auf Landstreicher und selbst andere Uebel-
thäter, welche auf dem Land Gewaltthätigkeiten verübten, aus¬
gedehnt. Die amtlichen Befugnisse derselben wurden durch das
schon erwähnte Edict Franz des Ersten, ferner durch offene
Briefe vom 5tcn Februar 1549, l4ten Oktober 1563, durch
das Edict vom August 1564 (besonders wichtig), durch die
Verordnungen von Moulins vom I. 1566 (Art. 41—46),
durch die Eriminal-Verordnungvom I. 1670 und durch eine
königl. Erklärung vom 5ten Februar 1731 näher bestimmt.
ES gab derselben in den letzten Zeiten ungefähr dreißig, wel¬
che wie früherhin den Titel: Marschalls-Vögte (prv'vüt äo»
msi-voligux führten, und zu den adclichen Beamten (ofkoiers
O'chiös) gehörten. Gewöhnlich war jedem ein Beisitzer, einigen
auch ein Stellvertreterzugegeben. Sie sollten mit Hülfe der
Sicherhcitstruppcn(msreelisugsLs), die deßhalb unter ihren
Befehlen standen, Jagd auf Landstreicher,Deserteurs u. s. f.
machen, dieselben ergreifen, und entweder an die ordentlichen
Richter ausliefern, oder nach Beschaffenheit der Umstände selbst
den Prozeß instruircn, und mit Zuziehung mehrerer Richter und
zwar in letzter Instanz entscheiden.

Man unterschied zwei Gattungen von Fällen (css xrvvo-
!l-,ux), worüber das Erkenntniß diesen Beamten zustand, nach¬
dem dieselben sich entweder wegen der Eigenschaft des Verbre¬
chens, oder wegen der Eigenschaft des Verbrechers dazu eigne¬
ten. (oas ^i'övvtsux jisr Is insriere clu vrime, ou s>->r la
Anglich äes pei'sonnes). Zu der zweiten Gattung gehörte
die Desertion und die Begünstigung derselben, so wie jede von
Soldaten auf dem Marsch, in den Orten wo sie Nachtquartier
machten, Verrath einnahmen oder sich versammelten, ausgeübte
Gewaltthätigkeit; nbcrdem alle von Landstreichern, heimathlo¬
sem Gesinde!, und von schon einmal bestraften Missethätern
begangenen Verbrechen. Fälle der ersten Art waren Dieb¬
stähle auf offenen Landstraßen, (zu welchen letztem indessen die
Wege in Städten und Vorstädten nicht gerechnet wurden), alle

o^prossions su pouzilo, oo no 8era oblonsor lvs vrais
AenUIicholiillios ljui 1o rlosiront et llordront äeteiläre
ew."



48!)

Diebstähle, die mit bewaffneter Hand oder offenbarer Gewalt
verübt wurden, oder wobei in die Mauern, äußern Fenster
oder in das Dach eines Hauses eingebrochen war, Aufruhr,
Zusammcn-Rottungcn mit bewaffneter Hand, unerlaubte Trup¬
pen-Aushebungen , Falschmünzerei und Verbreitung falscher
Münzen. (ord. eeim. tit. 1. i»u. 12). In allen Fällen der
zweiten Gattung hatten diese Marschalls-Vögtenur dann eine
Gerichtsbarkeit,wenn das Verbrechen außerhalb der Stadt,
oder den Vorstädten, wo sie ihren gewöhnlichenWohnort hat¬
ten, begangen war. In Fällen der zweiten Art (css xrevü-
tsux psr la guslitö des personries) erkannten sie aber, wo
auch immer das Verbrechen geschehen seyn mochte. Ihre Ge¬
richtsbarkeit war indessen noch dadurch heschränkt, daß, wenn
das Präsidial-Gericht des Bezirks entweder früher als der
Marschalls - Vogt, oder auch au demselben Tag ein Dekret ge¬
gen den Verbrecher erlassen hatte, die Instruction und Entschei¬
dung des Prozesses dadurch dem ersten:*) anheim fiel. (:i:. 1-
ant. 15). Den nämlichen Vorzug hatten sogar alle ordentlichen
Richter sowohl des Königs als der Grundherrn, doch nur in
Fällen der ersten Gattung. Ueberhaupt war die Gesetzgebung
über die Rcgulirung der Competenz in diesen es» xrövotsax
ziemlich verwickelt. Die nähere Erörterung darüber gehört in¬
dessen ganz in das Gebiet der eigentlichen Rechtswissenschaft,
und ist jetzt ohne alles Interesse. — Die wesentlichste Eigenthüm¬
lichkeit dieser Prcvotal - Gerichte bestand darin, daß von den
Aussprüchen derselben keine Berufung Statt fand; welches,
vbschon dem allgemeinen in allen übrigen Fallen geltenden Ge¬
richts-Gebrauchzuwider, diesen Gerichten durch alle darüber
erschienenen königl. Edicte, Erklärungen u. s. f. bestätigt wor¬
den ist. Auch die Präsidial-Gerichte, wenn sie (durch Prevcn-
tion) in Prcvotal-Fällen entschieden, sprachen in letzter Instanz.
Der Marschalls-Vogt war daher verpflichtet, gleich beim ersten

*)Die königl. Erklärung von: 5ten Februar 1731 sagt
srt. 9. ,, s'ils ont ilik'ormo et deoretd sv-ini eux ou lo
möme jour. " Das Erkenntniß über Militairpersoncn,
Deserteurs und über die Beförderer der Desertion gehörte
überdcm (srr. 7) allezeit den xrövow des nisrdollaux.
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Verhör, welches nicht länger als 24 Stunden nach der Verhaf¬
tung verschoben werden durfte, dem Angeklagten zu erklären,
daß nach dem Prevotal-Verfahren (prövost-,leinen) d. h. in
letzter Instanz über ihn entschieden werden sollte, (tit. 2. srt.
12, 13). Ehe indessen der Prozeß weiter fortging; mußte in
allen Fällen vorher die Compctcnz festgesetzt werden, nämlich
ob der Fall wirklich zu den Prevotal-Fallen gehöre und wem
das Erkenntniß darüber zukoime. *) Hierüber entschied das
Präsidial-Gcricht des Orts, wo man den Angeklagten verhaftet
hatte. (tit. 2. srt. 15). Auch zu diesem Urtheil war eS nöthig,
den Angeklagten vorher in Gegenwart aller Richter zu verneh¬
men. (tit. 2. srt. 19). Bei demselben mußten wenigstens sieben
Richter mitwirken, (srt. 18). Ward das Prevotal-Gericht
nicht für compctent erklärt, so ward die Sache sogleich an den
gewöhnlichen Ortsrichter verwiesen, (srt. 21). Im entgegen¬
gesetzten Fall vollendete der Marschalls-Vogt mit Zuziehung
seines Beisitzers die Jnstruction des Prozesses. **) Das end¬
liche Urtheil und selbst jedes vorbereitende, die Anordnung des
außerordentlichen Verfahrens (re^Iement ein xroce's s l'extrs-
orclinsire) ging von dem königlichen Gericht aus, und zwar
mußten wenigstens sieben Richter, den Marschalls-Vogt selbst

*)Es galt nämlich in Frankreich als allgemeine Regel, daß
ein Unterrichten (juAv suhglterno) nie in letzter Instanz ent¬
scheiden dürfe, ohne daß vorher über seine Eompetenz ent¬
schieden sey. Daher mußte (orcl. crim. Ut. 1. srt. 17),
wenn die Untersuchung und Beurtheilung eines Prevotal-
Falls (durch Brevcntion) einem Präsidial - Gericht zufiel,
vorher auch über die Eompetenz des Criminal - Stellvertre¬
ters (livutensnt kriminell entschieden werden. Dieses
geschah indessen von dem Präsidial-Gcricht selbst. M. s.
über diesen Punkt die schönen Bemerkungen von D'Agues-
scail (Oeuvr. tom. V. erlit. ll. 1767. Älsxim. sur lit com-
petence no. V. zn 566).

**) Nach dem rvglement clu Conseil lle 1738- srt. 1. tit. 5.
konnte gegen dieses Urtheil über die Eompetenz Cassation
eingelegt werden. — Die Marschallö-Vögte standen für
ihre Personen wegen ihrer Amtsverrichtungcn unter dem
Parlament.
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mit einbegriffen, dabei mitwirken. Die Ausfertigung des

Urtheils geschah im Namen des Vogts.

Diese Prevotal-Gerichte waren, wie alle Ausnahms-Gc-

richte und besondere Commissionen, in Frankreich beim Volk

sehr gefürchtet und verbasit. Die von Ludwig dem Achtzehn¬

ten gegebene Charte enthalt zwar sm. 02 „keiner kann seinen

natürlichen Richtern entzogen werden (uul ne pour-rs otro

üistrsit cko so» suA08 ngkurvls). " Allein nach dem Anfang

von sr t. 0 ?», der so lautet: „ Es können daher keine außeror¬

dentliche Commissionen und Gerichte niedergesetzt werden. (II

ne pouris ou oonsöguenoo ötoo oröö äs oommissions ot

iridunsux oxtrsorclinsii-os) ;" folgt der Zusatz: „Unter

dieser Benennung sind die Pr e v o ta l-G er ich ts-

barkeiten, wenn deren Wiederherstellung für nö¬

thig erachtet wird, nicht begriffen. (No «out p->,

oomprises sous ceNo clönorniugiion los suiicüetions provu-

tsles, si louo oölsdlissemont ost sugö neoossgii o.) " Es ist

allgemein bekannt, zu welchen Besorgnissen und Vorwürfen *)

In altern Zeiten wenigstens wurden über die Bedrückun¬
gen dieser Beamten die bittersten Klagen geführt, wie man
sich aus dem 2tcn Confcrenz-Protokol über die orckon. ä.
1070 überzeugen kann. Wenn die dort vorgebrachten Vor¬
würfe nicht aus dem Mund des ersten Präsident Lamoiguon
und des General-Advocat Talon kämen, so müßte man sie

für boshafte Verläumdungen oder wenigstens für die lei¬
denschaftlichsten Uebertreibungen einer feindlich gesinnten
Parthei halten. Indessen man höre. Lamoiguon sagte in

seinen Bemerkungen zu ui. 1. ->m. 12. „gu'il so pout 60 o

guo lo plus Arsnck sdus gui so rencontro llsns In susrioo
oliminello, s pioooäö clo oes oslioioi'S, gui (ont nsitro
on toutos los stlsil-es, 6es conilits clo juinsäiotiori, gui

vpprimont los innooens, et ckoollgi-^eut los ooupsdlos;

<guo la plupsit sont plus ü orainäro guo los voloui-s

mömos ; ot gu'on s l-eooiinu sux Ai-gnüs-churs clo tller-
inonl, guotoutos los skllliios oriminellos los plus nti-ooes
svoient olö öluäöes ot couver-tes psr los rusuvgisos

proooäul-es 6os Uee vots 6os mgeöollgux. (^luo lo nombro
on ost trop gimiiü, ot leurs A«»os petits; co gui küit
czu ils nv clioiollout gu'ä §;ggneo üsus los »lksii es cles
xsiliculieis. lku'ils ne s'oniplovent orclinsiremont, c;chä



dieses Veranlassung gegeben. Man fand es daher angemessen,
den 54stcn Artikel der neuen Charte vom I. 1830 so abzufas¬
sen. „Es können daher keine außerordentliche Commissionen
und Gerichte niedergesetzt werden, aus welchem Grunde und
unter welchem Namen es immer seyn mag. (II no poui-i-s on
ooa8v<(uenee «trv orvv 6v colnuii88ion8 vt tribunsux oxti'»-

oi clinsiees, ä ^oslius titro 6t sou» guol^uo «konoinination
<^U6 06 puisss 6t66)." — Ilebrigens hatten die vornehmer»
Bürger von den frühern Prevotal-Gerichten Nichts zu fürch¬
ten. Denn Geistliche, Adclichc, und eben so die hohern gericht¬
lichen Beamten waren der Gerichtsbarkeit derselben nicht un¬
terworfen. (Ol'3. oiirn. tit. 1. 3 it. 13 Und 36t. 12, 13, 14,

kunpöolisi- gus Is justios N6 801 t Isito." Der Gcneral-

Advocat bestätigte das von dem Präsident Lamoignon Ge¬
sagte. „ ?36 168 öäits I>U683UX lo nombro 368 p66>ot8
368 M 3 i 66 li 3 ux g oto Iiot3l>l6ni6nt nugnionto. 1.'on 3

6666 368 p66Vot8 A6N6631IX, 368 Ii6IIt6N3N8 66Ilnin6l8 3o
60 li 6 - 60 U 6 t 6 , c>68 6 I16 V3 I 1668 3n Auot 6t 368 msiöoIisu8-

8068 P36ti6iili6668 33118 pln8i6n68 P6tit68 vill68 3n

IIo^3UM6. Lit 60 MN 16 668 o(1l6i668 nl Ieui'8 366kl668
n'ont Point cls ggZ68 P0U6 8ul>8i8t66, il n'^ 3 Point 3o
IN3lv6683tioi18 3uxgu6ll68 Ü8 N6 86 8oiont P38 3li3ii3on-
N68. t>8 N6 Gilt 3U61IN6 (onolion , 8'ilz n'68p6i 6nt 6,1

istiior clb I'eniolumont, 6t tout68 168 opp6688ionz ipio
p6UV6Nt 60NIII16tt66 on Io8 V0 I 6 UI 8 ou >68 P6680NN68
pui883Ilt68 gut 8'6NA3A6llt 3 NI3> Gil'6 , n'-1pp606ll6Nt
^lOINt 368 60N6U88ioi18 368 p66V0t-> 368 NI3666llgIIX 6t
36 161168 0(1161668 8ut>3>t66N68. Lott6 VOlitO 3 6t6 66-

60NNU6 3NX 063N<l8-joU68 36 Ll66M0Nt, 011 I'on 3 Git

16 P60668 3 pll18i61168 0(601668 368 Mg 666 llSU 88668 ; MS18
I'o» 3 6 t 6 P6681I33Ö 3'üi>l6U68 , gll'il II'^' 6 N SVOlt P38

NN 86ul, 3oNt Ig 60n3llit6 (ut ilIN066IIt6 6 t 6X6N1pt6 36
66 P 600 I16 . G'unigUO 1110^ 6 » 36 661N63l66 3 668 3 I1 U8 68 t

36 8UPPI'ilN66 UN K63n3 N 0 in (,66 36 NI366oIl3U88668 , 6 t
33118 66 Ü 68 l^ui 8660Nt 60N866V668 , 30NN66 3UX p66V0t8
6 t 3UX 366l>668 368 A3A68 8u(ll83N8 P0U6 8 nll 8 i 8 t 66 . . .
I^N otGt t3Nt <(U6 168 P6660t8 368 N13666ll31IX 6666V60Nt

g 1I 6 lgN 68 8SI5N668 3o I6U68 in8t6N6tioN8, i>8 8660 Nt 3Vl368
36 oonnoit66 3o8 gt43i668, o?/ // -/ « 1/ 6 « MtÄs cGe/e,
6 t 3l>3Il30NN660Nt I» 660kl660kl6 368 66ini68 , 011 G PN-
I 1Ü 6 86NI 86 t60NV663 INt66688L. II (gut 0Ut66 66>3 3P-

P06t66 ^N6l<(N6 66ine3o 3UX A66H68 368 1NS660ll31188608;



15 der Zvelsrst. 4u 5. 1731). *) Für die höher»

Stände waren indessen die geheimen Verhaftungsbefehle und

die für besondere Falle niedergesetzten Commissionen eine fast

eben so fürchterliche Geißel. 2» Frankreich war es nämlich

seit langen Zeiten herkömmlich, daß die Könige Personen, die

ihnen verdächtig oder gefährlich schienen, nach Gutdünken in

ein Staatsgefängniß setzen und durch besondere Commissaricn

richten ließen. Zuweilen begnügten sie sich auch damit- einen

Verdächtigen nur nach einem bestimmten Ort, oder aus dem

Gebiet des Königreichs zn verweisen. Der Befehl zn dem ei¬

nen und andern ward durch einen verschlossenen Brief des

Königs (Ietti-6 4o csclisi) gegeben. Wir haben von diesen

Briefen schon oben (S. 145, 146) beiläufig in einer Note be¬

merkt, daß sie auf gewöhnlichem Papier geschrieben, von dem

König unterschrieben, von einem Staats-Secretair contrasig-

nirt, und mit dem kleinen Siegel lpetir oaollot 4n ioi) so

n'ptsnt gue trop notoies svso eombien 4s lgcilits /e

-» erst, Kvec so» /s A/>-///«' c/r«-rAs, a/te- e,

. et ....... II k-iuNi-oit
3U88i sntisisnisnt 168 S88S886ur8: 668 ob->r^68

8vnt p08söclöe8 psr 468 ps,'80nn68 g»i n'snt ni 8nlli-
8SI166 ni pioblts , 6t g»i 6t3»t sntisi smsnt 4sv0ciöe8
sux s>i'6VÜt8, dien loin (Is voiller 8U6 Ieui'8 S6tion8, i>8
^»ntggent Ii> P 60)6 SV66 6NX 6t6. " Der General-Advo¬

kat geht wie man siebt, noch Etwas tiefer in die Materie
ein, als der erste Präsident. An der Wahrheit ihrer Be¬

hauptungen ist um so weniger zu zweifeln, als der Staats-
Rath Pussort dieselbe zugab, allein die Hoffnung äußerte

durch zweckmäßige Reformen diese so verschrienen Mar¬
schalls-Vögte in nützliche Beamten umschaffen zu können.

Ganz gewiß war auch in spätern Zeiten (unmittelbar vor
der Revolution) der Unfug nicht so groß, als er hier ge¬
schildert wird. Wie man indessen Beamten, die einmal in

solchem Rufe gestanden hatten, nachdem sie durch die Re¬
volution untergegangen, nach derselben durch die Charte
wieder ins Leben'rufen wollte, bleibt immer schwer zu be¬

greifen.

*)Der vollständige Tert dieser Erklärung vom 5ten Februar
1731 findet man unter andern bei ^srricro viel. 4.
Uroit srt. krwvüt 468 msreekmux.
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zugesiegelt waren, daß man den Inhalt, ohne das Siegel zu
verletzen, nicht lesen konnte. *) Bei einer Verweisung ward
das königliche Schreiben auch wohl an den zu verweisenden
selbst- hingegen bei Befehlen zu geheimen Verhaftungen immer
an den Beamten gerichtet, der die Verhaftung vornehmen sollte.
Die Form eines solchen Schreibens war folgende: „I>Ion8ieur-
(hier folgte der Name und Stand der Person, woran es ge¬
richtet war) ils V0U8 lsis oolt« lettio pour V0U8 äii-6

ms volontö est <^uo vous kg8sie2 teile el>08e clr>N8 tel tem8,

8i » ^ ksito8 (gute. 8ur ee je prie clieu ^u'il vou8 git en

8» 8»inte et cliZne Asi cle." Nun folgte außer der Unterschrift
des Königs und Staats-Sccrctairs noch die Adresse an denje¬
nigen, woran der Brief gerichtet war. Derjenige, der einen
solchen Brief überbrachte, nahm eine Art von Protokol über
die Erledigung seines Auftrags auf, und ließ sich auch von
demjenigen, dem er ihn aushändigte, einen Empfangschein gc,
ben. Es ist nicht nöthig über die Ungerechtigkeit dieser Maß¬
regeln, worüber nun die Geschichte gerichtet, hier ein Wort
hinzuzufügen. Allein das glaube ich nicht unbemerkt lassen zu
dürfen, daß diese geheimen Verhaftungen durch kein einziges
Gesetz erlaubt, vielmehr durch sehr viele verboten, aber dennoch
fast von allen Königen (des Dritten Geschlechts wenigstens)
ausgeübt **) worden sind. Diejenigen, welche man auf diese

*)Sic hießen daher auch Ietti -08 cloxex.

**) Einige sehen als erstes Beispiel von diesen lettrex äs
osobot den Befehl an, wodurch Brunehild oder Thcodo-
rich im I. 800 dem heil. Colomban auflegte, sein Kloster
zu Lureuil zu verlassen, und sich bis auf nähere Weisung
an einem gewissen Ort aufzuhalten (guosäu8gue iex;r,Ii8
8onlenris, <jU0l1 volu>88et, «leeor'liei et). Gewiß ist es
indessen und es geht aus unzähligen Stellen der Gesetze
der Barbaren und der Eapitularien hervor, daß damals
dem König gesetzlich das Recht der willkührlichcn Ver¬
haftung nicht zustand. Montesquieu «8pl-. rl. loix. liv.

XXXI. obg;,. 2. glaubt zwar, die Könige des Ersten Ge¬
schlechts baden alle Gesetze durch die sogenannten Pracep-
tioncn (Befehle an die Richter, bestimmte Verbrechen und
Ucbertrctungen der Gesetze zn dulden) unwirksam machen
können. Allein andere Gelehrte (Houard in seinem Com-
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Weise verhaftete, wurden nicht zu den gewöhnlichen Gefange¬
nen, sondern in besondere Staatsgefängniffe gesetzt. Es gab
dieser letzter» in Frankreich mehrere, das Schloß der Bastille,
der Schloßthurm von Vinccnncs (ls dc-njon ds Vincenne»),
das Schloß zu Hamm, zu Jff u. s. f. Es ward zuweilen
sogar als eine Auszeichnung angesehen, auf diese Weise von
der Masse der gewöhnlichen Verbrecher unterschieden und vom
König selbst gleichsam väterlich gestraft zn werden. Auch sind
wirklich viele dieser Verhaftungen auf das Gesuch von Fami¬
lienvatern, welche die Verirrungcn ihrer Söhne den Augen der
Welt entziehen wollten, verordnet worden. Allein welcher ent¬
setzliche Mißbrauch damit getrieben worden, darüber wollen
wir, um jedem Verdacht, als wiederholten wir nur die uner-

wicsencn Vorwürfe einer Parthei, zuvorzukommen, das Zeug¬
niß der Gesetze selbst anführen. Art. 111 der Verordnung von
Orlcans (von Carl dem Neunten im I. 1560) heißt es: „Lr

xseoe gu'suouns sbussnt ds Irr Isveur ds nv8 prsdscs88eui8,

pgr i'mpc», turnt« ou plu8tv8t 8ubr6plisemsnt out obtenu

^uel^ueskois Isttr«8 äs «sollst st slosos, ou zrst6i>tS8, en

mentar über Littleton, snoiennes loix des I^rgnssis t. 1k.

p. 10, Montblin in seinen msxim68 du droit pulrlio des
b isnogi» t. 1. pgrt. II. 8SS. II. du cbg^. 3, machen es
durch'mehrere Gründe sehr wahrscheinlich, daß diese Prä-
ceptivuen von den Richtern geprüft werden mußten, und
eigentlich nur dazu dienten, denselben den Willen des
Souvcrains bekannt zu machen. Mißbrauch ist übrigens
gewiß damit getrieben worden. Allein die Gesetze mißbil¬
ligten und verboten dieses ausdrücklich. Die Constitut.
Chlotars vom I. 560 enthalt ausdrücklich srt. 5. „siguis
gusto, itstsm no8trsm subreptitis «ontrs IsZem sli-

«uerit t'sllendo prinsipom, non vslebit" (spud kslus.
r. I. p. 7). Zwar hatte sich unter dem Dritten Königs-
Geschlccht die Verfassung der Monarchie so sehr geändert,
daß man sich auf die Capitularicn und die Gesetze der
ersten Franken nicht wohl mehr berufen konnte. Allein
selbst unter den Gesetzen dieses Dritten Geschlechts gibt es
keines, welches die geheimen oder willkührlichen Verhaftun¬
gen erlaubt. Nur Ein Edict Ludwigs des Vierzehnten
vom Juli 1705 (einregist. zu Paris den 20. Januar 1706)
legt dem König das Recht bei, oder setzt vielmehr als no¬
torisch voraus, daß er das Recht habe, gewisse Menschen,

23



vertu tler^uelle, il» ont kgit 5eiue»trer äe, killes et iecll«-,
ezpouüv vu kait espouser contre le Ais vt vouloir äe»
xere8 et merer, p»ren8, tuteu>8, ou euisteurs, oliose stigns
sie punition exemplsire: eni»iAnon8 ü tous ju^e8 proce'tter
extrsorstinsirement et eomme er» crime äs rspt eontre le»
im^etrsns, et eeux ^ui z'g^eront clo te>Ie8 lettrez 8sn8
svoir sucun esZsrct ä ioelleg." Allein wie konnte das Uebel
aufhören, da der Grund desselben fortdauerte? Auch finden
sich in der 19 Jahre später erlassenen Verordnung von Blois
(von Heinrich dem Dritten im I. 1579) Art. 281 fast diesel¬
ben Worte wieder. Es wird darin nur noch zusätzlich allen
Edelleuten und Herrn verboten ihre Untergebenen zu zwingen,
daß sie ihre Töchter den Dienern der Edelleute oder andern
zur Ehe geben müßten.

Doch auch außer diesen Mißbräuchen, welche gegen
den Willen der Regierung ausgeübt wurden, fanden sogar mit
dem Willen derselben in der Behandlung der Gefangenen oft
unerhörte Peinigungen und Grausamkeiten Statt. Zwar sind
die Nachrichten darüber theils durch Haß und Partheisucht

wenn er es für gut hält, auf eine gewisse Zeit aus ihrem
Wohnort zu entfernen und an einen bestimmten Ort hinzu-
verweisen. („I^ 0 U 8 svor»8 als iiikormes gue ^uelgue8un8
tle N08 Sujets meriie sie eeux <^U6 N0U8 iugeo»8 Huel-
^uot'oi8 s PN 0^>08 tl eloigner pour un rer»8 clu lieu (lö
leur etsbli88ement oesiinsiie, psn 6e8 or<1l'e8 psreiou-
lie»8 et poue l,vnn 08 et ju8le8 esu8e8 ä no»8 eoni»ue8
et poue le dien <le l'etst.guittent Is lieu clu
8öjour' ssui Ivui- v8t msvgnö ete.") Das Edict verbietet
allen, die eine solche Weisung erhalten, den ihnen ange¬
deuteten Aufenthalts - Ort zu verlassen, und zwar unter
Strafe, Habe und Gut, und Leib und Leben zu verlieren
( 80 N 8 peine «le conii8cstion sie eoip8 et clv dien, pour
,Li8on cle leur 668ol»öis8ano6 (ul-melle). Es ist indessen
doch noch ein großer Unterschied zwischen einer solchen
Entfernung aus dem gewöhnlichen Wohnort, und einer
willkührlichen Verhaftung. Allein, wie schon bemerkt, alle
Gesetze haben sie verboten und alle Könige sie ausgeübt.
Der Name Iettre8 clo eaoliet soll nicht sehr alt seyn, und
Art. 111 der «räon. <l'Orlesn8 vom I. 1560 zuerst vor¬
kommen. — Nähere Belehrung findet man in: Ve8 lett» es
cle eseket et stv8 pr» 80»8 stetat (p. llliiöbeau) 1782-



theils durch Furcht und Schrecken übertrieben worden: al¬

lein die unterirdischen Gemächer, die Folterkammern, die eiser¬
nen Käfige, das Gefängniß in Form eines umgekehrten Ke¬
gels, worin Ludwig der Eilfte die Gefangenen werfen ließ,
damit sie durch das Gewicht ihres eigenen Körpers gegen die
Spitze gedrückt, keinen Augenblick Ruhe hätten u. s. f., sind
keine leeren Erdichtungen, sondern durch die bewährtesten Zeug¬
nisse bestätigt. Gewiß ist es aber auf der andern Seite, daß
Alles dieses in der letzten Zeit (und ganz insbesondere unter
der Regierung Ludwigs des Sechzehnten) nicht mehr ausgeübt
ward. Unter allen Staatsgcfängnisscn Frankreichs gibt es
keines, welches die Phantasie durch den Schrecken seines Namens
so sehr erschütterte als die Bastillc. *) Da wir nun auch
gerade über diese die genauesten Nachrichten haben, so wollen

*)Sehr groß ist die Zahl der ausgezeichneten Männer und
Frauen, welche eine mehr oder minder lange Zeit in die¬
sem Gefängniß geschmachtet haben. Mehrere derselben
haben in ihren Denkschriften die Behandlung, die sie er¬
fahren haben, der Welt mitgetheilt. Hierdurch und eben
so durch die bei Zerstörung derselben (den täten Juli 1789)
gefundenen Papiere ist ihr Inneres vollkommen aufgedeckt
worden. Näheres findet man in folgenden Schriften:
lil^moine» kustoi-i^nes sun Is bsstille. 3- Vol. 8. (sind
zwar in einem leidenschaftlichen Ton geschrieben, enthalten
aber eine Menge Documcnte, die bis zum I. 1475 hinauf¬
gehen und aus den unmittelbar nach dem Sturm der
Bastille gefundenen Papieren entnommen sind); Is Lsstilla
llovoilöe, 7 livrsis, enthält die wichtigsten Documcnte
über die Bastille. Alle Aktenstücke, welche hier niedergelegt
werden, waren eine Zeitlang in dem Lyceum zur Verglei-
chung und Einsicht des Publikums im Original (welches
man nach der Bestürmung gefunden hatte) mitgetheilt.
Wir machen den Leser noch besonders auf die in der
Oolleotion stes memoiees relstils ä Is rovolution lVsn-

03186 enthaltenen lVIemoires (ls biinguet 8ur Is Lsstillo,und Do I'in8llrr66tion ksoisionno, 6t llo Is pr»86 äo
Is Lsstillo, äisoours lnstorigue prononoo psr 6xtesit8
äsn8 l'g886ml>l66 nstionslo psr Dussux aufmerksam. Die
Herausgeber (Lorville 6t Lsrriöre) haben denselben eine
große Menge historischer Noten und Aufklärungen hinzu¬
gefügt, wodurch der Leser völlig befriedigt werden wird.



wir etwas näher davon reden. Die Bastille war ursprünglich

als Festung zum Schutz der Stadt Paris erbaut. Der Bau

hatte im I. 1370 unter Carl dem Fünften begonnen. Die,

selbe bestand nach ihrer ersten Vollendung, der Kriegskunst der

damaligen Zeiten gemäß, aus acht runden Thürmen/ die durch

9 Fuß dicke Mauern untereinander verbunden waren. Später¬

hin hatte man noch einige Befestigungen nach der neuern Art,

und einen Wall mit Gräben hinzugefügt. Die Bastille blieb

so bis zu ihrer Zerstörung eigentlich eine Festung, die ihren

eigenen Gouverneur und ihre besondere Garnison hatte. Allein

eben so lange ward sie auch znm Gefängniß gebraucht. Selbst

ihr Erbauer Hugucs Aubriot, Vogt der Kaufleute (peovot clo,

msrvlisnlls) soll (im I. 1381) in dieselbe gesetzt worden seyn.

Die Gefängnisse darin waren, eben so wie die Behandlung,

welche den Gefangenen zu Theil ward, sehr verschieden. Die

schrecklichsten waren die sogenannten Kerker (cscbotg), welche

19 Fuß tief unter der Fläche des Hofes und nur 5 Fuß über

der des Grabens lagen. Nur durch eine enge Oeffnung, die

auf den Graben ging, drang ein schwacher Lichtschimmer in

diese Wohnungen des Jammers, deren sumpfiger Boden Krö¬

ten und Ratten nährte, wovon einige die Größe einer Katze

hatten. Ein ungeheurer Steinblock mit Stroh bedeckt, diente

dem Unglücklichen, der hierhin verdammt war, zur Lagerstätte,

und machte sein einziges Hausgeräthe aus. Einige behaupten,

diese Kerker haben nur zum Schreckmittel gedient, welches man

auf eine kurze Zeit anwandte um die Schuldigen zum Bekennt¬

niß oder zur Angabe ihrer Mitschuldigen zu zwingen. Es

scheint indessen leider nur zu gewiß, daß früherhin Viele un¬

glückliche einen Theil ihres Lebens in diesen unterirdischen Höh¬

len zugebracht haben. Nächst diesen Kerkern waren die Ge¬

fängnisse des obersten (fünften) Stockwerks die schlimmsten,

indem es im Sommer darin unerträglich heiß und im Winter

eben so kalt war. Die Gefangenzimmer in den andern Stock¬

werken hatten meistens die Gestalt eines regelmäßigen Poly¬

gons von 15 bis 16 Fuß Durchmesser. Sie waren 15 bis 16

Fuß hoch, so daß es den Gefangenen an Luft nicht fehlte;

allein das Licht trat, wegen der ungeheuern Dicke der Mauern,

nur sehr sparsam durch eine enge, mit eisernen Stangen ver-
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schlosscne F-nstcr-Ocffnung ein. *) Alle Zimmer hatten entwe¬
der Oefeu oder Kamine. Die Ausgänge der letztem waren
an mehrern Stellen mit eisernen Stangen verwahrt. Ucber-
haupt war, um das Entfliehen der Gefangenen zu verhüten.
Alles, wie in einem gewöhnlichen Gefangenhaus eingerichtet.
Jedes Zimmer hatte einen doppelten Fußboden und zwei Thü¬
ren, die mehrere Zoll dick und mit ungeheuern Schlössern ver¬
sehen waren. Die Wände waren nackt, das Zimmergeräthe
bestand meistens aus einem Bett von grüner Sarsche Ooi-ge)
mit Vorhängen, Strohsack und Matratze, einem oder zwei
Tischen, zwei oder drei Stühlen, zwei Krügen, einem Leuchter,
einer Gabel, einem Löffel, einem zinnernen Becher, einem Feuer¬
zeug (sssortiment äo kli^uet), und, was nur selten und aus
Begünstigung geschah, aus einer kleinen Zange und Feuerschau¬
fel, und endlich aus zwei großen Steinen, die zu Feuerböcken
(ollenets) **) dienten. Die Zimmer, wovon hier die Rede
ist, befanden sich in den Thürmen. Sie waren sich daher mei¬
stens so ziemlich gleich. Einige wenige waren indessen viel
bequemer und angenehmer. ***) Ueberdem gab es in einem
besondern Gebäude, welches unter Ludwig dem Fünfzehnten
(im I. 176l) errichtet worden war, einige sehr gut eingerich¬
tete Zimmer, wohin man Gefangene von ganz ausgezeichnetem
Rang (z. B. den Cardinal Rohan während des berüchtigten

*)Jn den frühern Zeiten soll jedes Zimmer mehr als Ein
Fenster gehabt haben. Allein Ein Gouverneur fand für
gut, die meisten vermauern zu lassen.

**)Man vermied soviel als möglich den Gefangenen eiserne
Werkzeuge zu geben. Messer gab man ihnen durchaus
nicht. Bei ihrem Mittagsessenzerschnitt der Gefangen-
wärter Ihnen das Fleisch. Linguet bat, man möge ihm,
und zwar auf seine Kosten, ein mathematisches Besteck zu¬
kommen lassen. Er erhielt nach längerer Zeit Eines ohne
Zirkel. Auf sein näheres Gesuch erhielt er endlich Zirkel
mit Füßen von Horn.

***)Der schlaue Dumouriez, welcher im Oktober 1773 in die
Bastille gesetzt ward, wußte sich bald ein solches beque¬
meres Zimmer zu verschaffen.Nsmoir. äs vumourio-.
rom. I. liv. 2. cllsx. 1.
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Halsband-Prozesses) brachte. — Eben so verschickn, wie dir
Wohnung, war auch die Beköstigung der Gefangenen. Die
Nahrung, die man ihnen reichte, war gesund und reinlich, und
wohl noch besser, als der Gefangene sie sich nach seinem Stande
und Vermögen in der Freiheit verschaffen konnte. Die Bekö,
stigung geschah auf Rechnung des Gouverneurs, welchem der
König für jeden Gefangenen, dem Rang desselben *) gemäß.

*) Es gab in der Bastille 15 gestiftete Stellen, für deren jede,
es mochten Gefangene da seyn oder nicht, der Gouver¬
neur täglich 10 Livres erhielt. Für jeden Gefangenen,
der wirklich beköstigt ward, erhielt er eine besondere
Vergütung, und zwar für einen Menschen von gerin¬
gem Stand, einen Hausirer (colporteur-), der etwa ver,
botene Bücher verkaufte u.d.g., täglich einen Thaler; für ei¬
nen Bürger, einen RechtSgclehrten von der geringern Klasse
(Ivgizts «Is Is classs inlsrieuis) hundert Stüber (sous);
für einen Geistlichen, Finanzier, gewöhnlichen Richter 10
Livres; einen Parlaments-Rath 15 Livres; einen General-
Lieutenant 24 und für einen Prinzen von Geblüt 50 Livr.
täglich. Mem. äs INngust sur Is Lsst. §. 111. Auch war
nach der übereinstimmenden Aussage Mehrerer die in der
Bastille gesessen haben, von Mariiiontcl, Linguct, Dumoil-
riez u. s. f. die Nahrung daselbst sehr gut. „On stoir
loit dien nouiri A Is Ksstills; il ^ svoit toujours ein^
plst« poue le «Uner, iroi» pour Is «super, ssns le «les-
serl., es Hui, ssrri en smdizn, psrsissoit rnsgriili^ue."
Älemoi,'. st. Ilumour. tom. 1. liv. 2. slisp. 2. Lingnet,
der für seine Person in dieser Hinsicht nicht klagen konnte,
behauptet in seinen Memoiren an der angeführten Stelle,
daß Einigen Gefangenen sehr schlechte und dürftige Nah¬
rung (nur vier Unzen Fleisch für jede Mablzcit) gereicht
worden sey. Indessen mag dieses Alles wohl theils von
der Persönlichkeit des Gouverneurs, theils von dein Stand
des Gefangenen abgehangen haben. Mirabcau in seiner
Schrift: äs« leitres «Is sseliet klagt sehr über die Nah¬
rung, die er in dem Schloßthurm zu Vincennes erhielt.
Sehr merkwürdig ist der Bericht, den im I. 1712 der
Polizei-Lieutenant D'Argenson an die Frau von Mainte-
uon machte, zu deren Ohren arge Klagen über die innere
Verwaltung der Gefängnisse gekommen waren. Es heißt
darin: „1,s poliso irnmsäiste «los prison« orstinsirs«
sppsrtienl s ÜIILl. stu psrlemenl, st js n'^ puls rieo.
II vrsl czue Is« geolisr« ^ fönt ps^sr Is plus oller
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ein gewisses vergütete. Die Gefangenen durften auch von Zeit

zu Zeit auf dein Hof spatzicrcn gehen. Die größte Qual der¬

selben war Schrecken und Furcht vor dem, was Ihnen bevor¬

stehen könnte. Schon gleich beim Eintritt ward ihnen alles,

was sie bei sich trugen, Geld, Uhr, Papiere u. s. f. genom¬

men. Die Beamten der Festung hatten einige Kraft-Sprüche

zur Hand, um den Gefangenen Furcht einzujagen. „Hier ist

das Haus des Schweigens" (e'est iei Is nisison cku silenee)

sagte der Kommandant von VinccnneS zu Mirabeau, als man

ihm beim Eintritt alle Taschen durchsucht hatte und ihn in sein

Zimmer führte. Als man Dumouricz auf sein Gesuch eine

bessere Wohnung anwies, sagte der Offizier, der ihn in die,

selbe einführte: „Dieses ist das beste Zimmer des Schlosses.

Allein es bringt Unglück. Der Connctablc St. Pol, der Mar¬

schall Biron, der Ritter Rohan, und der General Lally, die

es bewohnten, haben ihren Kopf aufs Schaffst getragen."
blem. 6. Dumour. t. I. Uv. 2. ebsp. 1. — Die Gefangenen

blieben in gänzlicher Ungewißheit über das Schicksal ihrer Fa,

milie, und die letztere erfuhr eben wenig von Ihnen. Erkun¬

digte man sich bei den Offizieren der Festung nach Einem der

^u'ils peuvent toutes le» eommockites hu'ils bournis-
8ent s leurs prisonniers, et gue eeux gui ne sont
pss en etst äe les sebeter sont bort inisersbles.
^ I'egsrll äe eeux gui sont ü Is Lsstille, ü Vincennes,
s Lbsrentoo, ü 8t. b-s^sre psr orclre ele ss majeste,

jo puis et je elois vous sssurer i^u'ils n'ont rien r»
soubsiter pour Is nourriture et pour le vetement:

j sjoutersi <^ue les eommsncksns äs Vincennes et «le Is
Lsstille ont pour 1«8 leurs <les »ttentions cbsritsbles

^ui vont bort sn rlels cle es gu'on pourroit leur pro-
poser ou leur preserire. )s ssi» meine psr Ie8 bre-

^uentes visites gue j'^ bsis, kju's Is moinllre mslsllie
on leur äonne lou8 les secours spirituell, et corpore!»

<^ue eonviennent s leur etst. (Selbst Mirabeau bezeugt
die Wahrheit dieses letzten! Punktes), kl»is Is privstion
äe Is libertv les renä insensibles s tout sutre bien,

et semö/e ar,kor»sr les plsiotes injustes et le» reprocbes

injurieux ckont il» remplissent oräinsirement leurs
plseets et leurs rnemoires, S6 krorivöTik «por/eö ck'en ckonner'."
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dortigen Gefangenen, so schworen sie auf ihre Adeks-Ehre, daß
er,nicht da wäre, daß sie ihn nicht kennten, nie gesehen hatten.
Briefe selbst an den Polizei-Lieutenant oder an die Minister zu
schreiben, ward ihnen nur aus einer besondern Begünstigung
gestattet, und alle las vorher der Kommandant. Vorzüglich
suchte man die Gefangenen in einer gänzlichen Unwissenheit über
den Stand der öffentlichen Angelegenheiten zu erhalten. Nach
der Erstürmung der Bastille (den 14tcn Juli 1789) fand sich
ein Gefangener darin, welcher glaubte, Ludwig der Fünfzehnte
lebe noch. Nach dem Mordversuch von Damiens gegen diesen
König (den 5ten Januar 1757), schrieb der damalige Polizei«
Lieutenant Berrycr dem Kommandant der Bastille, daß er al¬
len, die einen Erlaubnißschein erhielten, um mit den Gesänge,
nen zu sprechen, auf das nachdrücklichste einschärfen sollte, je¬
nes Vorfalls mit keinem Wort zu erwähnen, unter Strafe auf
der Stelle als Gefangene im Schloß zurückgehalten zu werden.
An eine ordentliche Einleitung des Prozesses gegen dieselben,
war nicht zu denken. Einige, wie Linguet, schmachteten, ohne
nur verhört zu werden, lange Zeit im Kerker. Allezeit aber
ward dieses Verhör nicht von dem ordentlichen Richter, son«
dem von außerordentlichen Commissarien vorgenommen. So
ward z. B. Dumouriez von einem Staats-Rath (Marville),
dem Polizei-Lieutenant (Sartincs) und einem Requetenmcister
(Villcvaur) verhört, welchen ein Gerichtschreiber beigefügt war.
Allein erst nach vielem Hin- und Herredcn erhielt er, daß
seine eigenen Antworten zu Protokol genommen wurden. *)
Sehr häufig wurden diese Verhöre vergessen, und der Prozeß

*) Man lese diese Verhöre in den Nöm. Dumour. r. I.
liv. 2. 1 . Man muß fast glauben, daß die Richter
vor dem überwiegenden Talent dieses Mannes Ehrfurcht
hatten: so nachgiebig bewiesen sie sich gegen ihn. Einer
der Richter glaubte ibn einmal gänzlich in die Enge zu
treiben, als er ihm die Frage stellte: ob er den Herzog
von Aiguillon (den damaligen Ersten Minister) hasse.
Allein Dumouriez zog sich so gut aus der Geschichte, daß
der Staats-Rath Marville beim Schluß des Verhörs sagte
,, »'i>8 ont oru teouvor Ull poulet, ils 1'vnt xris bieil
ooriüoe."
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ging entweder gar nicht oder erst nach langer Zeit zu Ende.
Ward der Gefangene endlich ans seiner Haft entlassen, so
mußte er vorher schwören Nichts von dem bekannt zu machen,
was ihm in der Bastille begegnet war. Nach der Erstürmung
derselben hat man das Formular sowohl für die Aufnahme
als Entlassung eines Gefangenen gefunden. Das letztere war
abgefaßt wie folgt:

Aloclölo ste aortio ou ste lilrerto.

D'oräro oontreaignö clo . . . . ou äato äo . . . .
„1,6.stand sn liberts, so prometa, oonlorms-

ment aux orclrea äu roi, cks ns parier a ^ui gus ee 8vid,
ck'sucuns manisro czus ee pu>886 strs, cles priaonnisra, vi
sutrea clio868 oonoernant 1o oliatsau ste la Laatills, gur
auroisnt pu parrenir a ma connoissanee. ^lo rsoonnaia clo
plua, ^ue I'on rn'a rsnciu I'or, I'arASnt, papiera, ekbeta ed
lusoux guo sssi gpport68 ou kalt sppordor au clit ebateau
penäsnd le teui8 clo uia cketention: en loi äs guoi f a»
signe le preaend, pour aervir ot valoir ee ^ue cle raiaon."

„k'aid au ebateau äe la La8ti!Ie (le sour, le rnoia, l'an-
nee) ä . . . . . beurea. "

Wie wenig indessen diese abgcdrungencn Versprechen ge¬
nutzt haben, um das Innere der Bastille den Augen der Welt
zu verbergen, beweisen die vielen Denkschriften, welche von
den unglücklichen Bewohnern derselben, durch den Druck ver¬
breitet worden sind. — Wir zweifeln nicht, daß es dem Leser
angenehm seyn würde, hier noch Mehreres über das Innere
dieses berüchtigten Gefängnisses zu finden. Allein der Zweck
dieser Schrift nöthigt uns, diese schon zu lange Digression
abzubrechen, und auf die oben angeführten Schriften zu ver¬
weisen. *) Wir bemerken hier nur noch zum Schluß, daß.

*)Die eigentlichen franz. Rechtsgelehrten vermieden fast von
den Staats - Gefängnissen zu sprechen. So sagt berriers
srd. I?ri80n8 e'tabliea pour ksit» ^ui coneernent I'etat.
..(lommo Ie8 Houvoruoura sto 668 PII80N8 ne
8ont Point obIiA68 ll'obeir a cl'sutre gu'au roi, Ior8-
rzu'uu bomme 8trouve enkerins par lo erestit (le 868
eresneiera, et gu'on le pourauit ea la cour, il n eu
peut zortir czus par orclrs <lo 8a maje8te, ^ui 8« stonus



wenn auch die eigentlichen Grausamkeiten gegen einzelne von
der Tyrannei auserlesene Opfer in der letztem Zeit gänzlich
aufgehört hatten, doch die gewöhnliche Behandlung der größern
Zahl derselben sich eher verschlimmert als verbessert zu haben
scheint; wie insbesondere aus den Memoiren von Linguet her¬
vorgeht. Die Zahl derjenigen, die vermöge dieser geheimen
Verhafts - Befehle ihre Freiheit verloren haben, war selbst noch
unter Ludwig dem Fünfzehnten ganz außerordentlich groß.
Erst unter der Regierung des edeln Ludwigs des Sechzehnten
ist besonders durch den eines solchen Königs würdigen Minister
Lamoignon de Malcsherbes der Gebrauch derselben außeror¬
dentlich beschrankt worden. Der Vorgänger dieses Ministers
H. v. Saint-Florentin, Herzog von Urilliöre, soll während sei,
uer langjährigen Verwaltung mehr als fünfzigtausend solcher
geheimen Verhafts - Befehle ausgegeben haben. Jeder Gouver¬
neur einer Provinz, jeder Intendant, jeder Bischof *) u. s. f.
erhielt deren eine Menge in Vorrath, worin der Name des zu
Verhaftenden leer gelassen war, welchen er also nur auszufül¬
len hatte. Ja man soll mit diesen letti-es cle osollet sogar
Handel getrieben haben. — In sehr naher Verbindung mit den
letti-os äo osobet und den geheimen Verhaftungen standen die
außerordentlichen Commissionen, die zuweilen zur Beurtheilung
einzelner Criminalfällc niedergesetzt wurden. Ehemals pflegte
man die Eriminal-Prozesse gegen Angeklagte sehr vornehmen
Ranges in einem schwarz behängten und mit Wachskerzen er-

jisr une letti'o sto caoliet gui revoguo cello en vertn
«lo Isguellv il s 6tö oonstüuo prist-niiier äsn; ves svlNor
tle grison5. 6 v8t ^oui guoi Is cour ne peut orstonner
i;u'il 8vrs 8vr8>8 a rout 08 pour8uit68 contre lui, ju8gn'ü
co gu'on sit odtoiiu clu koi cle trsnslorei- lo ^ri 80 a»ier

clsn8 ü'guti'ez z>ri8or>8."

^)O88si 8ur Is vib, Is8 oginion8 et los öoi'it8 sto st«
ZlLloske, l>S8 (pgr N. lo oomta Uo>88^-ll'senglg8) tom. II.
H. v. Malcsherbes soll dieser Verhafts-Befehle keinen ein¬
zigen ausgefertigt haben. Allein, nachdem er aus dem
Ministerium getreten war, sind seine Nachfolger auch un¬
ter Ludwig dem Sechszehnten (doch mit größerer Umsicht)
zur alten Sitte zurückgekehrt.



leuchteten Saal abzumachen. Diese Gerichte, wobei nur beson¬
ders dazu beauftragte Personen die Richter-Stellen versahen,
wurden wegen der Eigenthümlichkeitdes Orts auch Feuer-kam¬
mern oder brennende Kammern (ckgmlil-on si-Ot-ines) genannt.
Zu Zeiten Franz des Zweiten trcg. von 1559—1560) gab man
diesen Namen einer besondern Kammer, die bei icdcm Parla¬
ment niedergesetzt war, um die Lutheraner und Kalvinistcn zu
richten, welche gewöhnlichmit dem Feuertodc bestraft wurden.
Denselben Namen erhielt ein im I. 1679 unter Ludwig dem
Vierzehnten niedergesetztes Gericht zur Verfolgung und Bestra¬
fung der Giftmischerei, welche damals Alles in Furcht und
Schrecken setzte. Nämlich zwei Italiener, wovon Einer Erili
hieß, nachdem sie ihr kleines Vermögen in alchymistischen Expe¬
rimenten verloren, fingen an Gifte zu verkaufen. Eine große
Menge von Personen, selbst aus den vornehmen Ständen,
wurden verdächtig, ihre nächsten Angehörigen, die sie haßten
oder beerben wollten — man nannte diese Gifte auch Erb¬
schaftspulver (pouäl-05 lle suocorbion) — vergiftet zu haben.
Eine Marquisin Brinvilliers, die angeklagt war, ihren Vater,
den Polizei-Lieutenant D'Aubray durch Gift ermordet zu ha¬
ben , ward im I. 1676 verurtheilt verbrannt zu werden.
Schrecken und Furcht bemächtigte sich nun aller Gemüther,
wcßwegen der König im I. 1679 zur Untersuchung dieser Ver¬
brechen eine besondere Kommission (Feuerkammer) niedersetzte.
Diese Kommissionen, deren, wie wir schon bemerkt, von Zeit
zu Zeit wegen verschiedener Verbrechen mehrere angeordnet
wurden, hiessen auch wohl Kammern des Arsenals (cliumbroz
sto 1'srsonsl, elismlii-e» ro^slos äs I'arsonsl) , weil mehrere
derselben dort regelmäßig ihre Sitzungen gehalten hatten.

Welches ordentliche oder außerordentlicheGericht aber auch
immer über einen Angeklagten entschieden hatte, so stand dem
König allezeit das Begnadigungs-Rechtzu. Er ertheilte diese
auf das Gesuch des Angeklagten oder Verurtheiltcuin Form
von Kanzcllcischreiben, welche man Begnadigungs-Bricfe (lenzes
sie gräco) nannte. Man unterschied dreierlei Arten derselben,
nämlich 1) Vernichtungs-Briefe (lettros st'sboliuon), 2) Er«
lassungs-Briefe (lettro, rls remirsion), 3) Derzcihungs-Briefe



(lettres sto parston). *st Durch die erstem (leltros st'abolilion),
welche von der großen Kanzellci ausgehen und mit dem großen
Siegel versehen seyn mußten, **) ward das Andenken an das
Verbrechen völlig vernichtet. Man konnte sie sowohl vor- als
nach gesprochenem Urtheil erhalten. Wenn sie den gegen den
Angeklagten bestehenden Thatsachen und Zeugenaussagen gemäß
waren, (si elles otoient conkormos sux oliarges 6t Informa¬
tion^ so mußten die Richter sie unverzüglich für gültig und
vollstreckbar erklären (enterinor). Waren sie dieses nicht, oder
gehörte der Fall zu denjenigen, ***) wofür keine Begnadigung
Statt fand, (vrst. orim. tit. XVI. art. 4) so konnten die Par¬
lamente dem König- und die Untergerichte dem Kanzler Vor¬
stellungen dagegen machen, (orston. orim. tit. 16. art. 1).
Die Erlassungs - Briefe (lottros sto remi8sion) wurden wegen
unfreiwilliger oder im Zustand der Nothwehr begangener Todt-
schläge- endlich die Verzeihungs-Briefe bei Verbrechen, die sich
zwar nicht entschuldigen liessen, worauf indessen keine Lebcns-
strafe stand, bewilligt, (tit. 16- art. 2 und 3). Der Begnü¬

gst Auch Jmbcrt Urat. jostio. lir. III. oliap. XVII. unterschei¬
det die lottros sto romission von den lottros sto parston.
Doch weichen seine Begriffe davon von denen der orst.
orim. st. 1670 in Etwa ab. „ ülous U80N8 plus clo ro-
mission guo clo parston: oar la remission 68t plus
seuro; psroeguo lo prinoo on remission parstonne Ie8
oas clo 5s ploino puissanoo ot auotoritö ro^slo, et par
lo parston il no romot guo clo grsco spooialo. Lt a
co mo^on la remission est 8oellöo sto grsnst 8oel stont
o» 8coIIo los Iottro8 patentes, ot ost lo sool clo oiro
versto, penstu s Ias8et8 sto lil clo 8oio verclo ot rougo
et oousto locliot 8eol unrie livros tournois et guanst so
parston, il 68t oommo une simple lettro clo justico, et
a simple gueuo ot clo oiro jsuno oto."

**) Orston. orim. st. 1670- tit. 16- art. 5-

***) Diese ansgcnommcnen Fälle waren nach dem angeführten
Art. 4. Duelle, vorsctzlichcr Mord, das Verbrechen derjeni¬
gen , welche andere dingen oder sich dingen lassen Jemand
zu tödten, zu beleidigen, oder Gefangene den Händen der
Justitz zu entreißen; gewaltthätige Entführung, so wie
Beleidigungen gegen die Magistrate und Justitz - Beamten
bei Ausübung ihrer Dienst-Verrichtungen.



507

digte mußte das königl. Schreiben dem Gericht in der öffent¬
lichen Sitzung, und zwar, wie hoch auch sein Rang seyn mochte,
mit entblößtem Haupt und kniend überreichen. Nachdem das¬
selbe öffentlich verlesen war, mußte der Angeklagte versichern,
daß die darin enthaltenen Thatsachen wahr seyen. (srt. 2l).
Niemand durfte ein solches Vcgnadiguugs-Schreiben einreichen,
wenn er sich nicht wirklich in Haft befand, (»m. 15). Ein
entflohener Verbrecher, der aus der Entfernung seine Begnadi¬
gung erwirkt hatte, mußte sich daher vor Allein als Gefange¬
nen stellen. Jeder mußte nach Ucbcrrcichung seiner Begnadi-
gnng sich sogleich wieder ins Gefängniß begebe», bis nack An-
hörung des Staats--Procnrators, dem deßhalben alle Prozeß-
Akten mitgetheilt wurden l>,t. 20), über die Gültigkeit und
Vollstreckbarkeit des Bcgnadigungs-Briefs bestimmt entschieden
war. (srt. 15, 17, 18 und 20). Hatte der Angeklagte nur
einen Erlaffnngs - oder Vcrzeihnngs - Brief *) (lou, es äo ro-
niission ou cle pgl'llon) erhalten, so konnten die Richter die
Untersuchung noch fortsetzen. G>t. 22). Fanden sich die darin
angegebenen Thatsachen der Wahrheit nicht gemäß, so konn¬
ten die Richter den Angeklagten des Vortheils derselben verlustig
erklären, (gao Iss impvtrsns en »eroient llädoutSii) Al t. 27.**)

Außer den hier angeführten eigentlichen Begnadigungs¬
Briefen, gab es noch andere, wodurch entweder Einem, der

*) Bei Erlaffungs-Briefen (lettro? äs romi^ion), wenn sie
mit dem großen Siegel versehen waren, hatten die Richter
indessen in diesem Fall nur das Recht, Gegenvorstellungen
gegen die Begnadigung zu machen. (So bestimmen die
Erklärungen vom lOten August 1686, so wie die vom Uten
August 1709 und die vom lOten April 1727).

**)Was die Unwabrhcit der in dem Begnadigungs-Brief an¬
geführten Tbatsachcn betrifft, so bemerkt Jouffe zu rit. 1g
srt. 27. ,, O'est r> llii e «i le» oii constsneos sont telle-
ment cüstorenles, gu'elles ollsngent I,i guslito sto I's«:-
tion (Ovolsrat. clu 22. 9drv 1683); xsroo gu'glors os
n'esl plag lo inöms crimö gas lo prines s psrclonnö
et pour rsison stuguol los lettrss ont ötö vdtonues,
msi» un sutre tont clistkörent «lont il n'eat point sccorilö
ls giLco, s'il lui aroit erö expose clsns ses röritable»
virconslgnoes.



schon seine Strafe zum Theil ausgestanden, der noch übrige
Theil derselben erlassen, (wodurch z. B. Einer aus der Verbau«
nung oder von den Galeeren zurückgerufenward, lotti-e« 6«
rgppel clo bsn vu äs Aslöros), oder wodurch die Strafe in
eine geringere verwandelt, oder Einer, der zu einer entehrenden
Strafe und zum Verlust seiner Güter vcrurtheilt war, in sei¬
nen guten Ruf und Namen, so wie in sein Vermögen wieder
eingesetzt ward. (lellee» <lo commutstion clo peino et äo rö-
ligdiliisiion). Ueber diese letztem Briefe, die nur von der
großen Kanzellci ausgefertigt werden konnten (srt. 51, stand
den Gerichten keine Untersuchungzu, sondern sie waren unbe¬
dingt verpflichtet, sie für vollstreckbar zu erklären; worauf es
ihnen frei stand, dem König die geeigneten Gegen - Vorstellun¬
gen zu machen. (->rt. 7). — Noch besonders gehören hierhin
die Briefe, um die Revision eines schon abgeurtheilten Crimi-
nal-Prozesses zu erwirken (lettres 6o rovision llo prooös).
Auch diese konnten nur von der großen Kanzellei von Frank¬
reich ausgefertigt werden, (s,r.5). Um sie zu erhalten, wandte
man sich mit einer Bittschrift, die alle Umstände des Prozesses
enthielt, an den königl. Staats-Rath, wo ein förmlicher Vor¬
trug über die Sache erstattet ward. Dieser verordnete, wenn
er die Bitte gegründet fand, durch einen förmlichen Beschluß
(-»-röt), daß der königl. Brief zur Revision des Prozesses aus,
gefertigt werden sollte. Der Verurtheilte war aber dadurch
noch nicht freigesprochen, sondern sein Prozeß ward ganz von
neuem instruirt, und abgeurtheilt, und zwar von demjenigen
Gericht, woran das königl. Schreiben adrefsirt ward, welches
dem Ermessen des Staats-Raths größtenteils überlassen war.
(tit. 16 . srt. 8 — 10). Die Familie j Eines Verurtheilten
konnte sich dieser Briefe auch bedienen, um sein Andenken wie¬
der herzustellen. — Man sieht hieraus, welche Menge von
Hülfsmitteln*) besonders dem vornehmen Verbrecher zu Gebot

*) Zu den Hülfsmitteln, wovon hier die Rede ist, gehörte
auch noch das sogenannte freie Geleit (ssuk-oonäuir).
Man verstand darunter Istens ein, einem Schuldner gege¬
benes Schreiben, vermöge dessen er sich ohne Gefahr ver,
haftet zu werden eine gewisse Zeit an einem Ort aufhal-
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stand um sich den gesetzlichen Strafen entweder ganz z» entziehen,
oder ihre Wirkung doch fast zn vereiteln. Besonders in ältern
Zeiten herrschten hierin fast unglaubliche Mißbrauche. Viele
Grundherrn, ja mehrere hohe Beamten, der Kronfeldherr (Is
oonnetskle), die Marschälle, die Gouverneurs der Provinzen
hatten sich das Begnadigungs-Recht angemaßt. Schon Carl
der Fünfte verbot dieses durch das Edict vom 13. Mai 1359,
welches Verbot Ludwig der Zwölfte durch das Edict (gegeben
zu Blois im März 1198) zu erneuern gezwungen war.* *)

tcn, oder an einen Ort hinbegeben konnte. Ein freies
Geleit der Art ertheilte nur der König. Man mußte um
es zu erhalten, dem Staats-Sccrctair, zu dessen Departe¬
ment der Bittsteller gehörte, eine Denkschrift übergeben.
Allein auch die Richter bewilligten 2tens oft den Criminal-
Angcklagten um ihre Geschäfte zu ordnen n. d. g., ein
freies Geleite. Dieses letztere hörte in Frankreich, mit der
seit der Revolution eingeführten Gesetzgebung, gänzlich
auf. Doch erlaubte das Gesetz vom 15keu Germinal I. 6.
(4tcn April 1798 über die contnsinre g-io eoi-pg) tir. 3.
»l-r. 8, Einem, gegen den wegen Schulden ein Verhaf-
tungs-Befehl bestand, ein freies Geleit zu geben, im Fall
er als Zeuge vor ein Civil- oder Criminal-Gericht
geladen würde. Der Präsident des Tribunals sowohl, als
Der Director der Jury, und der Friedensrichter, vor wel¬
chem der Zeuge erscheinen mußte, konnten ein solches freies
Geleit ertheilen. (I)oso„. lom. IV. g. 209). Das Gesetz¬
buch über das bürgerliche Verfahren enthält (-»m. 782)
sehr nahe die nämliche Bestimmung.' Doch steht den Frie¬
densrichtern nicht mehr die Befugniß zu, ein freies Geleit
zu ertheilen. Statt des urt. 782 noch angeführten Direk¬
tors der Jury muß auch jetzt der Jnstructions-Richter
verstanden werden.

*)grt. 70- „(lomliien gue a nous 86ul et ä nos suooes-
seur8 koi» äs k'isncs, sppsrtisnns äs äoarier Aräse8,
praclons et remi88,on8, et sves es gue nov8 svonz
^Iusieul-8 äioit8 8ii>galior8 et privile^ies gui 8ont ä
i,vu8 et ü N 08 8UC6688eur8 koi äe k'isnce re8erven va
8>gns äs 8ou versinetv, nöalimc>in8 sueun8 no8 lieute-
i>gn8 et Aouver'neur8, et SU88I 16,108 Iieuteng„8 pan
nou8 68tslili8 e>, plu8ieur8 eontrees äs nv8trs ro/sume,
vnt snti'opri8 et s'eiluoosnt »aus eauleuo ä'sueun pou-
voii' czu'Ü8 äi8ent svoir obtenu äe nous ou äs no8 pre-



Obschon späterhin kein Beamter so Etwas wagen durfte, so

gab es doch bis zur Revolution gewisse Würden und Corpora-

tionen , die das Begnadigungs - Recht ausübten. Der Bischof

von Orleans hatte ehemals das Recht, allen Criminal-Ange¬

klagten die Freiheit zu schenken, die sich an dem Tag seines

feierlichen Einzugs in diese Stadt in die Gefängnisse derselben

begaben. Im I. 1758 ward dieses Privilegium auf die in der

Diöccse Orleans begangenen Verbrechen beschränkt. Die Stadt

Vendomc hatte ebenfalls bis zu den letzten Zeiten das Recht,

jedes Jahr am Freitag vor Palmsonntag einem Criminal-Ge¬

fangenen die Freiheit zu schenken. Dasselbe Recht kam ver¬

möge eines unvordenklichen Besitzes dem Capitel von Roucn

jedes Jahr am Himmclfahrts-Tag zu. *) Früher hatten einige

Könige mehrmals Einem ihrer Söhne und Verwandten ein

ähnliches Recht bewilligt. *) Die Constituirende in der frischen

Erinnerung aller dieser Mißbrauche und des Unfugs, der da¬

durch entstand, schaffte durch das Straf-Gesetzbuch (coäe xe-

nal) vom 25sten September 17öl (kai-r. I. 6t. 7. srl. 13;
Dosen. wm. lll. p. 352) das Begnadigungs-Recht gänzlich

ab. Allein die Constitution vom löten Thermid. I. 10 (4teu

August 1802) stellte dieses schönste aller Majestäts - Rechte wie¬

der her, und übertrug es (si-t. 86) an das damalige Oberhaupt

des Staats, den ersten Consul. Derselbe sollte es indessen

nicht nach Willkühr, sondern nur, nachdem er in einer geheimen

Sitzung mit dem Großrichter, zwei (andern) Ministern, zwei Se¬

natoren, zwei Staats-Rathcn und zwei Mitgliedern des Caffa-

tionshofs darüber berathen hatte, ausüben. Die Charte vom

I. 1814 gab (srt. 67) dem König ganz unbedingt das Recht

äe'eessenrs sie stonner Aräees, remissions et pgrstons.......
et eonrioistre cles mstisies tsnt civiles c^ue eriminelles,
lle psi tie ä p3> lie , sgns gppel on ressort.... lCour
ees csuses svons revo^ue et revoc^uons ^sr- eclit ^er-
xetuel et ir-revoesble, leur-rlit pouvoir et puissgnee,
1 »sn <1 ä es, en leur (sisgnt inkibition et äel'ense ^us
«l'oresnsvsnt ils ne äonoent gräces, remissions et xsr-
clons ete."

*) stlerlin Ködert, art gräoe.
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sowohl zrr begnadigen als die Strafe in eine andere zu ver¬

wandeln, welches auch in die neuere Charte vom I. 1830

(srt. 58) wörtlich aufgenommen worden.

Wir wollen nun nach dieser ziemlich umständlichen Dar¬

stellung des ehemals in Frankreich üblichen Criminal - Verfah¬

rens zu dem jetzigen, (so wie es nämlich nach mancherlei Ver¬

änderungen durch die Napoleonschcn Gesetzbücher angeordnet

worden) übergehn. Wir glauben dasselbe bei den meisten un¬

serer Leser, seinen Hauptumrissen nach, als hinreichend bekannt

voraussetzen zu dürfen, so daß wir ohne Gefahr unverständlich

zu werden, unsern Vertrag merklich abkürzen können.

Um die ersten Spuren der Verbrechen zu entdecken und

festzuhalten, sind die sogenannten Beamten der gerichtlichen

Polizei bestellt, welche alle unter der Oberaufsicht des General-

Procnrators des Appelhofs (eocl. <l'in8tr. crim. si-t. 57, 279)

ihre Funktionen ausüben. Schon das Dekret vom 16ten Sep¬

tember 179t, wodurch die Constituirende das Criminal-Verfah-

rcn organisirte, bestimmte (tit. 1), um die genannten Funktio¬

nen auszuüben, gewisse Beamten, deren sonstige Stellung ihnen

die größte Leichtigkeit zur Wahrnehmung derselben darbot, und

die in Beziehung auf die Ausübung dieser Funktionen, Beam¬

ten der Sicherheit^-Polizei (okliciorg cle polico äc 8ccrotö)

genannt wurden. — Das Straf-Gesetzbuch vom 3tcn Brum.

I. 4 führte (tit. 1) dafür den Namen: Beamten der gerichtlichen

Polizei *) ein, welchen das Napolconsche Gesetzbuch über das

Criminal-Verfahren (cocl. cl'instr. crim.) beibehalten hat. Nach

den Bestimmungen desselben (srt. 9) wird die gerichtliche Poli¬

zei, unter der Aufsicht des Appelhofs, vorzüglich von dem

Staats - Prokurator (des Tribunals der ersten Instanz) und

dem Justructions-Richter **) ausgeübt, welchen die Fricdens-

*) Loci. cl. Z. brum. ,1 . 4- srt. 18- „klllc (Is police) 86 cli-
vi 80 o» polico gclministrstivo et en polico juclicisiro."

— srt. 20. „Ls polico juclicisiro rocllorobo Io8 clolits
c^uo la polico sclministrstivv u's pas pu omziöolior clo
commottre, en rg88emt)Io Ik8 preuvo8, et en iirro los

suteurs sux tribunsux cbsrgös psr I» loi <lo los pn-
nir. " M. vergleiche Loci. cl'in8tr. crim. srt. 8.

**) Dieser Beamte wird (oocl. tl'in8lr. crim. srt. 55, 56) von
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Richter, die Maircs und ihre Beigeordneten, die Polizei-Com-
miffarlen, die Gendarmerie-Offiziere,und sogar die Forstwärter
und Flurschützen,in Fällen, die sich näher auf ihre Verrichtun¬
gen beziehen, als Hülfsbeamtenhergegeben sind. Nach dem
Dekret der Constituirendcn vom 16tcn Dezember 1791, und
eben so nach dem coll. 6. 3. Ki-um. g. 4. tir. 5 lag diesen
Hülfsbeamten, und ganz vorzüglich den Fricdens-Richtern, fast
die ganze Instruktion des Prozesses ob.* *) Jetzt indessen neh¬
men sie (»rt. 48,50) vorzüglich nur die Klagen und Anzeigen
über die in ihrem Bezirk begangenen Verbrechen auf, und las¬
sen sie zu dem Staats-Prokurator Oet- 54) gelangen, der sie
weiter dem Jnstructions - Richter mittheilt. Nur in dem Fall
eines frisch begangenen Verbrechens (tisg^nr üslit), oder auf
das Ansuchen des Herrn eines Hauses, worin ein Verbrechen be¬
gangen worden, nehmen sie Protokolle über den Thatbestand
auf, hören die Aussagen der Personen, die nähere Aufschlüsse
über die That geben können, an, und lassen den Beschuldigten
einstweilen verhaften und verhören ihn, oder erlassen, wenn er
nicht gegenwärtig ist, einen Vorführungs-Befehl (msnllst ä's-
mener) gegen denselben (alt. 49, 50, 40, 41, 46).

Alle so eben genannten Operationengehören vorzugsweise

dem Landesfürstcn aus den Mitgliedern des Tribunals der
ersten Instanz auf drei Jahre gewählt; er kann jedoch
auf längere Zeit bestätigt werden. Vor Einführung d.

ä'i,i8te. ci-im. hieß der Beamte, der mit ihm unge¬
fähr dieselbe Stellung hatte, Direktor der Jury.

*)Vou den Attributioncn der hier genannten Beamten nach
den Bestimmungen des Dekrets der Constituirendcn vom
I6tcn September 1791 und des voll. 6. 3. drum. 4.
wird in der Folge noch das Nähere gesagt werden. —
Nach gl't. 10. d. ooä. ll'instl'. orim. können auch die Prä-
sekte sowohl selbst die geeigneten Schritte thun, als auch
die Beamten der gerichtlichenPolizei auffordern dieselben
zu thun, um die Ürhcber der Verbrechen zu entdecken und
den Gerichten auszuliefern. Dieses ist aber in Beziehung
auf die Präfecte blos fakultativ. Es heißt sr-r. 10 „ I-e«
pret'ets.etc. "



zu den Dienstpflichtendes Staats-Prokurators, welcher, sobald
er von einem unmittelbar begangenen Verbrechen Kunde erhält,
(srt. 32) verpflichtet ist sich an Ort und Stelle zu begeben,
und die erwähnten Schritte zu thun. Nur, weil ihm diese
Kunde zu spät zukommen konnte, hat das Gesetz, um die ersten
Spuren des Verbrechens nicht untergehen zu lassen, auch die
untern Hülfsbcamtender gerichtlichen Polizei mit demselben
Geschäft beauftragt. In dem angeführten Fall (nämlich eines
frisch begangenen Verbrechens, woher fsi-r. 41) auch gerechnet
wird, wenn der als Urheber desselben Beschuldigte durch
öffentliches Nachrufen verfolgt wird, oder wenn man bei
Einem die Waffen, Instrumente und Papiere, *) die ihn
als Urbcbcr des Verbrechens muthmaßen lassen, findet) kann
(srt. 59) jetzt auch der Jnstructions-Richter sich den ge,
nannten Verrichtungen unterziehen. **) Diesen Beamten,
den Art. 42 des Gesetzes vom 20sten April 1810 (Dosen,
tom. IV. p. 466) an die Stelle des Direktors der Jury setzte,
hat das Gesetzbuchüber das Criminal-Verfahren Vorzugs,
weise mit der Instruktion des Prozesses beauftragt, wobei

*)So bestimmte schon die gesetzliche Jnstruction, welche die
constituirende Versammlung am 29sten September 1791
über die Ausführung ihres Dekrets vom 16tcn September
d. I. herausgab (l)esen. tom. III. p. 388, 394). In der
in dem ehemaligen GroßherzogthumBerg eingeführten
Uebersi'tzung des voll. ä'instr. erirn. wird „flagrant clolit"
durch „Ertappung auf frischer That" ausgedrückt,
welches den Worten des srt. 41 d. ooll. cl'instr. orim.
„ lo llölit i»i so commet sotuellement ou ^ui vient
lle so oommottro, est nn stgArsnt äelit" nicht ganz ge¬
mäß ist, aber doch den Sinn derselben richtig darstellt.
Man sehe Derriero Diot. und Merlin Deport, srt. sts-
grsnt clelit.

**)Der Staats - Prokurator ist dazu streng verpflichtet; denn
srt. 32 spricht Bcfehlsweise „lo proouronr imporisl so
trsnsportera. " Dasselbe gilt srt. 49, 50 von den Fric-
dens-Richtern, den Maires u. s. f. In Beziehung auf den
Jnstructions - Richter sagt srt. 59 „Do ju^o ä'instrue-
tion.perck Isiro etc."



jedoch der Staats-Prokurator immer mitcinwirkt. Nämlich den
Fall eines unmittelbar begangenen Verbrechens abgerechnet,
darf (voll. ll'instr. er im. grt. 611 der Jnstructions - Richter
keinen Act des Verfahrens vornehmen, ohne vorher den Staats-
Procurator in Kenntniß zu setzen und dessen Antrag zu ver¬
nehmen. Auch nach geschlossener Jnstruction müssen demselben
sämmtliche Verhandlungen übergeben werden, damit er die ihm
dienlich scheinenden Anträge mache. Doch kann der Jnstrnc-
tions - Richter (eoä. cl'instr. erim. kirr. 611, wenn er es für
nöthig hält, auch ohne den Antrag des Staats-Prokurators
abzuwarten, einen Vorführungs- und selbst einen Scquestra-
tions-Befehl (msuäar llo llepär) erlassen. Durch diese Ein¬
richtungen, welche die Gesetzgebung Napoleons (der coä. ä'in-
struot. crim.1 zuerst einführte, ist die jetzige Form der Jnstruc¬
tion der ehemals (vor der Rcvolutionl üblichen, wieder sehr
genähert worden. *1 Jetzt sammelt, wie ehemals, ein cinzcl-

*lJn Einem wichtigen Punkt weicht sie doch davon ab.
Nach dem ehemaligen Verfahren gehörte, wie S. 452 be¬
merkt worden, die Jnstruction des Prozesses dem Richter
des Orts an, wo das Verbrechen begangen worden. Das
von der Coustituireuden (durch das Dekret vom 16- Sep¬
tember 17911 eingeführte Criminal-Verfahren und eben so
der ooä. ä. 3. beum. g. 4. behielten (letztere jedoch mit
einigen Ausnahmenl dieses bei. Die erste Jnstruction lag
damals in den Händen der Friedens - Richter und der son¬
stigen Polizei-Beamten. Diese waren freilich schon befugt
zu verfahren, wenn entweder der Ort, wo das Verbrechen
begangen worden war, oder wo der Angeschuldigte seine
gewöhnliche Wohnung hatte, oder auch sich wirklich auf¬
hielt, zu ihrem Amtsbezirk gehörte. Allein wenn sie in
Folge der gegen einen Angeschuldigten vorgebrachten Be¬
weise denselben zur gcfänglrchcn Haft bringen liessen, so
mußten sie ihn zu dem Direktor der Jury des Orts schi¬
cken, wo das Verbrechen begangen worden war. (M. s.
die Jnstruction der Coustituireuden über die Ausführung
des Dekrets vom listen September 1791. Hosen. wm. lli.
p- 393, 395; und lllerlin. Hopeit. srt. compötoncol.
Von diesem ward nun die Jnstruction vollendet, und der
Angeklagte vor die Anklage-Geschwornen gestellt. Nach
srt. 69, 23 d. voä. st'insri-. vlim. kann aber sowohl der
Jnstrnctions-Richter des Orts, wo das Verbrechen bcgan-



»er Richter (>s jugs ck'Ingtruction) unter beständiger Mitwir¬
kung des Staats-Prokurators die gegen den Angeklagten be¬
stehenden Anzeigen. Er vernimmt unter Zuziehung des Ge¬
richts-Secrctairs sowohl den Angeklagten als die Zeugen, und
laßt ihre Aussagen zu Protokol bringen. Diese Vernehmung
wird wie ehemals, (am. 73) für jeden Zeugen besonders und
in Abwesenheitdes Angeklagten vorgenommen.Dem letzter»
brauchen die Aussagen derselben unmittelbar d. h. ehe das Ur¬
theil der Anklagekammer(wovon sogleich) ergangen ist, nicht
mitgetheilt zu werden.* ***) ) Papiere indessen, Werkzeuge u. d. g.
die sich bei Durchsuchung der Wohnung des Angeschuldigten
finden, müssen ihm vorgezeigt, und seine Erklärung darüber
vernommen werden. Sogar die drei verschiedenenGrade von
Strenge, womit man ehemals bei der Vorladung eines Angeklag¬
ten verfuhr, finden sich in dem neuern Verfahren wieder. An die
Stelle der Vorladungsbefehle um vernommen zu werden (cks-
orets ä'i>58igns pour stio oui) sind nach dem neuern Verfah¬
ren die Erschcinungsbefehle(msnästs äs oomgal-uilon), an

gen worden; als desjenigen wo der Angeschuldigte wohnt,
so wie auch desjenigen, wo er gefunden werden kann, eine
Untersuchung gegen denselben anstellen, ohne daß in dem
angeführten Act bestimmt wäre, welchem hei Conflicten der
Vorzug gebühre. Nach der Meinung der Rechtsgelebrten
gebührt er indessen demjenigen, der zuerst die Untersuchung
angefangen. Uosi'igt-Lmnt-k'rix (!ous8 «l. ckroit erim.
Ziems sckit. p. 92-

*)Nach dem Gesetzbuch vom 3. Brum. I. 4. Art. 115 wur¬
den die Zeugen, zwar jeder besonders, doch in Gegenwart
des Angeklagten, (wenn derselbe verhaftet war) vernom¬
men. Ward er erst späterhin verhaftet, so las (Art. 116)
der Friedens-Richterihm die Erklärungen(flvsIrlrsUons)
der Zeugen vor, ohne ihm jedoch eine Abschrift davon zu
geben. M. s. n. Art. 225.

**)Der Ausdruck (manckst äs sompsruUon) kommt, soviel
ich glaube, zuerst in dem sock. <1. Z. Lrnm. s. 4. (srt. 69)
vor. Ein solcher Befehl wird nach der Bestimmung des
sock. ck'lnstr. erim. srt. 91 in Fallen, wo die angeschul¬
digte That nur eine corrcctionellc Strafe nach sich ziehen
kann, erlassen. Hiermit stimmt der angeführte Art. d. sock.
ck. 3. vrum. s. 4. ebenfalls übercin, doch sind dort noch



516

die Stelle der Befehle persönlich zu erscheinen (äeorets ä'sjour-
nement peisonnol), die Vorführungsbefchle (msnästs ä'-ims-
ner)* *) getreten. Statt der eigentlichen Verhaftungsbefehls
(äecrets äe priss äs oorps) hat das neuere Verfahren die
Befehle in sichern Verwahr zu bringen (Scquestrations-Befehle,
insnclüts äs äepot), die Vcrhaftungs- und Ergreifungsbefehle
(rnsnästs ä'arret, oräonnaoee» äe priss äe eorps). **) Nach

einige Nebenbcdingungen angeführt. Ein solcher Befehl
ist fast wie eine gewöhnliche Vorladung (vor die Civil,
Gerichte) anzusehen. Der Gerichtsdiener u. s. f. übergibt
ihn dem Vorgeladenen ohne irgend eine Zwangs-Maßregcl
zu nehmen, oder sich näher darum zu bekümmern, ob der
Vorgeladene wirklich vor dem Jnstructions-Richter erscheint,
oder nicht.

*)Der Ausdruck „msnäat ä'amensr" ward durch das De,
kret der Constituirendcnvom lOten Dezember 1791 (über
die Organisation der Criminal-Justiz) zuerst eingeführt,
tit. 2. »rt. 1. „I'oräre ä'un ollleier äe polico äe ssirstä
pour 1sire oompsroitre Iss prsvenns äs srime ou äslit,
s'gppsllsrs msnästä'srosner." Der Huissier oder Gcndarme,
der einen solchen Befehl übergibt, muß Sorge tragen, daß
der Vorgeladene demselben Folge leiste. Er muß ihn selbst vor
den Richter führen und nöthigcnfalls die öffentliche Macht
anrufen. In der Instruktion, welche die Constituirende den
29sten September 179 l über die Anwendung des von ibr
eingeführten Criminal-Verfahrens bekannt machte, empfahl
sie aber die größte Schonung bei Vollstreckung dieser Bc,
fehle.

**) Vermöge eines Vcrhaftungs - Befehls (nmnäst ä'srret)
wird der Beschuldigte in das bei dem correctionnellcn
Tribunal bestehende' Arresthans gebracht, (soll. ä'instr.
sl'im. sm. 107, 108). Der Sequcstrationsbefehl (msnäst
äp äopöt) hat eigentlich dieselbe Folge. Doch verfahrt
man schonender dabei, als bei den Verhaftungsbefehlen.
„l^e M2»äüt äs äepot u'sst cju'uns mesure provisoire.
Oette mesurs äoit äone etre exs'eiitee svee inensge-
msnt. eile ne äoit pss etre inserite sur le registrs äes
eeroues, n»sis »ur un rvgistre psrtieulisr pour les
msnäilt« äs äepot." Merlin Ile'pert. srt. mg^istrst äs
»ürets. Den Namen rnsoäat äs äepot erhielt nach dem
Gesetz vom 7ten Plüv. I. 0 (liess», tu,». IV. p. 282),
derjenige Verhaftungsbefehl, welchen der durch dieses Gesetz



dem Gesetz vom 6tcn April 1810 Art. ',z (Oeso». wm. IV.
p. 400) ist jeder Richter, gegen den ein Norführnngs -, Sc-
qucstrations -, Ergreifungs - oder Verhaftungsbefehlbesteht,
oder welcher zu einer corrcctionnellcn Strafe verurthcilt ist,
provisorischvon seiner Stelle entlassen (suspendirt), wodurch
also die jetzige Einrichtungdes Criminal-Verfahrensmit der
frühern (S. 461) auch hierin übereinstimmend gemacht ward.
Alle diese Befehle, die Ergreifungsbefehle (»l-ilonnances clu
pl-iso sto coi^8) abgerechnet, gehen in der Regel von dem Jn-
structions-Richter aus. Verhaftungsbefehle kann Niemand als
der Jnstructions-Richter, und zwar nur coo4. ä'lnsti-. or-im.
vrt. 94) wenn 1) die That eine peinliche, entehrende oder cor-
rectionnclle Gefängniß-Strafenach sich zieht, und nachdem er
2) den Beschuldigtenvorher vernommen und 3) den Staats-
Procurator angehört hat, erlassen. Einen Norführnngs- und
selbst einen Sequestrationsbcfehl kann indessen <>rt. 61) der
Jnstructions-Richter erlassen, auch ohne den Antrag des Staats-
Procurators gehört zu haben. Damit derselbe diese große ihm
anvertraute Gewalt nicht mißbrauche,ist er verpflichtet, jede
Woche wenigstens einmal in der versammelten Rathskammcr
über den Stand der ihm anvertrauten Sachen Rechenschaft
abzulegen (oenäro comptv) (sit. 127), nachdem vorher auch
die Staatsbehörde in Kenntniß gesetzt worden, um ihrc Anträgc
zu machen. Hält die Rathskammer die angeschuldigte That

neu geschaffene Sichcrheitöbeamte (msgi 8t,- 2 t 8Ünoie)
erließ. Derselbe war eigentlich der Substitnt des Staats-
Procurators, dem diese neue Macht verliehen ward. Eben
darum wählte man für diese Befehle auch einen neuen
Namen. Jetzt kann der Staats-Prokurator nur in einem
einzigen Fall (ooll. d'instr. cinn. art. 100) einen solchen
Befehl erlassen. — Ein Verhaftungsbefehl (msnllgt cH-
,-öt) unterscheidet sich von einem Ergrcifnngsbefehl (o, 6o„-
nsnoe stv xrisv llo ooi-,.s) dadurch, daß der letztere gegen
Einen, der schon wirklich verhaftet ist, erkannt wird.
Berlin liöpert. srt. orclonngnoo äo priso clo ooi-^is. —
Derselbe wird von der Rathskammeroder der Anklage¬
kammer erlassen. Dieses scheint auch sein wesentliches
Merkmal zu seyn, obschon man bei an der ange¬
führten Stelle das Gegentheil findet. Nämlich auch gegen
einen contumsL wird (sot. 465) priso clo ooip, erkannt.



5 ? 8

nur für ein Polizei - oder correctionnellcS Vergehen, so verweist
sie den Beschuldigten au das geeignete Gericht (art. 129, 130).
Hält sie dieselbe weder für ein Vergehen noch für ein Verbre,
chen, oder glaubt sie, daß die Beweise gegen den Angeklagten
nicht gehörig begründet sind, so erklärt sie, daß kein Grund
zum wcitern Verfahren Statt finde (gn'il s pg« lieu L
xoursuivro), worauf der Beschuldigte in Freiheit gesetzt wird
(sm. 128); wenn nicht etwa die Staatsbehörde oder die Civil-

Parthci Einspruch dagegen einlegt, (sm. 135). In Beziehung
auf die Fälle, wo es sich von einem eigentlichen Verbrechen
handelt, ist noch zu bemerken, daß zur Freisprechung des Ange¬
klagten die Uebereinstimmung aller Mitglieder der Nathskammer
erforderlich ist. Ist («m. 133) auch nur Ein Mitglied der
Meinung, daß die That ein Verbrechen, und daß ein hinrei¬
chender Beweis vorhanden ist, so muß die Sache weiter vor
die Anklagckammer des Appclhofs gebracht werden. Die Raths-
kammcr selbst erlaßt in diesem Fall gegen den Angeklagten
einen Ergreifungsbcfehl (orllonnsnoo <1s priso 6o oorps)
Gi-i. 134). Alle Jnstructions--Acten, das Protokol über den
Thatbestand, nebst einem Verzeichniß der Ucbcrführungsstücke*),
werden alsdann dem Staats-Procurator des Gerichts mitge¬
theilt, der sie nebst seinem Autrag dem Gcncral-Procurator des
Appclhofs übersendet, (srt. 133 ). Dieser ist verpflichtet, inner¬
halb zehn Tagen nach dem Empfang der Actcnstücke, seinen
Bericht an die Anklagekammcr des Appclhofs zu machen. Der
Angeklagte und auch die Civil-Parthci können während dieser
Zeit ihre Denkschriften einreichen, (srr. 217.) Innerhalb drei
Tagen nach dem eben erwähnten Bericht muß die Anklagckam¬
mer**) über die Sache entscheiden, (srt.217, 218, 219). Das
Verfahren bei dieser Kammer ist schriftlich. Der Gerichts-Sc,
cretair liest der Kammer in Gegenwart des Staats-Prokura¬
tors alle Acten des Prozesses vor. Hierauf legt der letz¬
tere seinen schriftlichen Antrag auf dem Büreau nieder,
und zieht sich, eben so wie der Gerichts-Sccretair zurück. Die

*) Diese Stücke selbst bleiben bei dem ersten Instanz-Tribunal
zurück. <3 >t. 133).

**)M. s. noch Art. 3. d. kaiserl. Dccr. vom 6 ten Juli 1810.



Richter entscheiden dann ohne sich zn trennen und ohne mit
irgend einem Dritten Rücksprache zu nehmen, (srt. 224, 225).
Findet die Anklagekammer die Anklage nicht hinreichend begrün¬
det, so wird der Angeschuldigte gleich in Freiheit gesetzt, und
kann, wenn sich keine neuen Beweise ergeben, wegen des näm¬
lichen Verbrechens nicht wieder vor Gericht gestellt werden,

(srt. 246). Hält die Kammer die Sache noch nicht für hin¬
reichend aufgeklärt, so kann sie (srt. 228) eine nähere Untersu¬
chung verordnen. *) Hält endlich die Anklagekammer die That
für ein Verbrechen, und die Beweise gegen den Angeschuldigten
für hinreichend begründet, so erklärt sie denselben durch einen
Beschluß (si-l'är) in Anklagestand, und verweist ihn (srt. 231)
entweder an einen Assisen- oder Specialhof, wenn der Fall
nämlich zn der Competcnz des letztem gehört. **) Dieser

*)Der Appelhof kann (srt. 235) sogar, die Richter der ersten
Instanz mögen eine Untersuchung über ein Verbrechen an¬
gestellt haben oder nicht, von Ämtswegen eine solche ver¬
ordnen, die Einsendung der Beweisstücke verfügen, Zeugen
vernehmen oder vernehmen lassen (inkai-mer ou IRi-o in-
torme»') u. s. f. In diesem Fall versieht (sit. 236) ein
Mitglied der Anklagekammer die Stelle des Jnstructions-
Richtcrs. Der angeführte srt. (235) wird indessen so
erklärt, daß die genannte Bcfngniß nur den versammelten
Kammern (disinbi-es reunies) des Appelhofs zustehe, wo¬
rüber man si't. II des Gesetzes vom 20stcn April 18>0
nachsehen kann. — Beiläufig bemerke ich hier, daß in meh-
rcrn Schriften (unter andern in der im ehemaligen Groß-
hcrzogthum Berg eingeführten Uebcrsetz. d. voll. «l'instr-.
orim. und eben so in der Uebcrsctzung des Commentars
von Bourguignon durch Zum Bach, Kln 1811) das srt.
235 vorkommende „inkormsr- ou f-Ui-o iiikormsr" minder
richtig durch „Erkundigungen einziehen oder einziehen lassen"
übersetzt ist. Nämlich inlvi-mor bedeutet in der französ.
Gerichtssprache nur „untersuchen und zwar durch Verneh¬
mung von Zeugen."

»*) Erkennt der Hof die angeschuldigte That nur für ein Po¬
lizei- oder correctionnelles Vergehen, so verweist er den
Angeklagten (r>rt. 230) an das geeignete Tribunal, das er
bestimmt bezeichnet. — Nach der Napoleonschen Gesetzge¬
bung konnte der Angeklagte nicht allein an einen Spccial-



Beschluß, der (srt. 234) von allen Richtern unterzeichnet wird,
muß (srt. 233) zugleich den Ergreifungsbcfehl (orllan-
nsnee cle Prise cle corp») gegen den Angeklagten enthalten;
selbst wenn ein solcher Befehl schon von den Richtern der er¬
sten Instanz erlassen worden ist. In Folge dieses Beschlusses
entwirft (srt. 242) der General-Prokurator den Anklage-Act.
Die Abfassung dieses letzter» ist Eines der ernstesten und wich¬
tigsten Geschäfte, welches die größte Sorgfalt erfordert. Die¬
ser Act muß (srt. 241) 1) die Beschaffenheit des Verbrechens,
2) die That mit allen Umständen,welche die Strafe mildern
oder verschärfen können, enthalten, und 3) den Angeklagten selbst
mit Namen nennen und deutlich bezeichnen. Am Schluß heißt
es: Es wird demnach N angeklagt, dieses oder jenes Verbre¬
chen (Diebstahl, Mord) mit diesem oder jenem Umstand began¬
gen zn haben.* *)

Hof, sondern nach Umständen auch an den hohen kaiserl.
Gerichtshof verwiesen werden. Allein seit der Restaura¬
tion ist letzterer eben so wie die Specialhöfe verschwunden.
Noch ist zu bemerken, daß die Anklagekammer nach srt.
226 über alle in Verbindung stehenden Verbrechen (seist»
eonnexe» m. s. srt. 227). worüber ihr die Acten gleich¬
zeitig vorliegen, durch denselben Beschluß entscheidet. Da¬
bei werden, wenn unter den Mitschuldigen auch nur Einer
ist, gegen den eine entehrende oder peinliche Strafe erkannt
werden kann, alle andern ebenfalls an den Asstscnhof ver¬
wiesen. M. s. den Commentar von Bourguignon über
srt. 226, so wie auch lsterlin lläpert. srt. eonnexite.

*)Jn der Instruktion, welche die Constituirendc den 29sten
September 1791 über die Ausführung ihres Dekrets vom
listen September d. I. erließ, heißt es (1)e»enne tom. III.
p. 388 , 403) „ 1^,'seto s'sccnsstian n'est sulre eliose
gu'un expase exset, msi» präei», clsn» leguel on enonee
gue tel jour, s teile lioure et en tel enclroit, il s vtö
eommi» un seilt cle teile et tolle nsture; guv teile
per»onne ost I'suteur so ce seilt, on soupeonnäe cle
I'gvoir commi». 6et seto <1oit contenir ton» le» se-
tsil», taute» le» eireonstsnee» gui ant proeese , seeoin-
ps»ne et »uivi le sollt; en un rnot präsenter Sans
taute leur etensue le» Isit» <zui ant rspport su clelit;
s« »orte aus 1s lieu, le jour, l'üeure, le» per8onnes
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Der Anklage-Act nebst dem Urtheil der Anklagekammcr
wird Ort. 242) dem Angeklagten mitgetheilt, worauf er Ort.
243) innerhalb 24 Stunden in das bei dem Hof, wohin er
verwiesen worden, bestehende Criminal - ArrcsthauS (msison äo
justice) gebracht wird.

Wir wollen hier den Fall näher verfolgen, wo der Ange¬
klagte vor einen Assiscnhof, d. h. vor das gewöhnliche Criini-
nal-Gericht gestellt wird, (indem von dem Verfahren vor den
Spccial- Gerichten unten das Nöthige vorkommen soll). —
In Frankreich waren bekanntlich seit der Revolution die Cri¬
minal-Gerichte aus zwei verschiedenen Klassen von Richtern
zusammengesetzt, nämlich aus Geschwornen, welche darüber, ob
der Angeklagte die That begangen oder nicht- und aus eigent¬
lichen rcchtsgclchrtcn Richtern, welche über die Anwendung und
das Maß der Strafe erkannten. WaS die letzten: betrifft, so
wurden sie nach der Gesetzgebung der Constituirenden* *) mit
Ausnahme des Präsident, dc^ ein beständig bei dem Crimi¬
nal-Gericht fungirendcr Beamter war, abwechselndaus den
Mitgliedern der Civil-Tribunale genommen, so daß jedes Vier¬
teljahr andere an die Reihe kamen. Die dritte Constitution
vom 5ten Fructid. I. 3 (22stcn Aug. 1795) behielt Ort. 245)
dieses bei, oder stellte es vielmehr wieder her, **) (denn die

ot lo «lölit, soiont llosignos lo plus el-üromont possilile.
Dscte «1'soousÄtion ii'est sujot llHIIouis ü suouno
(oi mo. " Dieser Act ward nach dem Dekret der Consti¬
tuirenden vom löten September 1791, so wie auch nach
dem coll. ll. 3- krum. g. 4. nicht vom General-Procura-

' tor (Regierungs - Commissair) sondern von dem Dircctor
der Jury entworfen, über welchen Umstand unten noch
Einiges vorkommen wird. Immer aber machte der An-
klage-Act die Grundlage des ganzen fernern Verfahrens'aus;
so daß der Angeklagte wegen keines andern Verbrechens
verurthcilt werden konnte, als welches im Anklage-Act
enthalten war.

*) Durch das Dekret vom 20sten Januar 1791. Der Präsi¬
dent ward von den Wählern des Departementsauf sechs
Jahre gewählt. (Dosen. tom. lll. p. 275, 333).

**) Nur ward die Zahl der Richter (»m. 245) von drei auf



wilde Constitntion des National-ConventShatte es ls". V7l
abgeändert). Man befürchtete mit Recht, daß Menschen, deren
gewöhnlichesAmtsgeschäftes wäre, Verbrechen zu untersuchen
und zu bestrafen, sich dadurch an einen Grad von Härte ge¬
wöhnen könnten, wodurch sie minder fähig wurden, unter der
großen Masse von Bösewichtern, die sie immer vor Augen sä¬
hen, einen Unschuldigen oder Unglücklichenzu unterscheiden.
Auch hielt man es mit dem Geist der Verfassung und besonders
mit dem Zweck, den man bei Einführung der Geschwornen-An-
stalt beabsichtigte,* *) nicht verträglich, die Nation durch den
täglichen Anblick von Menschen zu erschrecken, welchen, wie den
Consuln in Rom, immer das Strafbeil vorgetragen ward.
Das Gesetz vom 27stcn Ventose I. 8. (18ten März 1800,
Dosen. wm. IV. x. 250), wodurch unter der Consular-Regie¬
rung die Gerichte eine neue Organisation erhielten, wich indes¬
sen von diesen Grundsätzen ab. Es setzte (ttt. 4. »»>. 32) für
jedes Departement ein besonderes Criminal-Gericht (tribungl
Cl'iminel) ein, welches (srt. 34) aus einem Präsident, zwei
Richtern und zwei Ergänzungs-Richternbestand. Die Richter
wurden (icl. srt.) für dieses besondere Amt auf Lebenszeit von
dem ersten Eonsul ernannt, aber der Präsident ward (is. am.)
(übrigens auch von dem ersten Eonsul) aus den Richtern des
Appelhofs nur auf ein Jahr gewählt. Doch konnte derselbe
immer wieder bestätigt werden. Allein die oben erwähnten
Uebelstände zeigten sich bald. Die Regierung konnte endlich
nicht mehr verkennen, daß diese Criminal-Gerichte mehr Furcht
und Schrecken als wahre Achtung bei der Nation erregten.**)

vier, und (sm. 247) ihre Dienstzeit bei dem Eriminal-Ge-
richt von einem Viertel - auf ein halbes Jahr vermehrt.

*) Sehr richtig heißt es in der so eben angeführten Jnstruc-
tion der Constituirendcn (Dosen. tom. III. p. 400) „8,
I exeeeiee instsntgne ses lonctions se jure leur cloune
un pouvoio gue Is loi sutorise et gue tous solvent
respeetee, leue mission linie, ils se eonkonsent ssns
le sein so Is societe, et ns eonservent sueun signs
se eelte jueisietion sn moinent. "

**) Eben um die Wirkung dieses Schreckens zu verhüten, hatte
die Constit. vom 22sten Frim. I. 8. (13ten Deccmb. 1799),
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i'l Daher wurden dieselben nach den Bestimmungen deS co6.

ä'inskl-. ei-im. durch die (noch jetzt -'m I. 1835) bestehenden

^ Asstsenhöfe*) ersetzt. Diese letztem, deren Ort. 251) für jedes

D Departement Einer angeordnet ist, find keine beständigen Ge-

ü'k richte, sondern ste treten nur von Zeit zu Zeit (wenigstens in

sä- jedem Viertel-Jahre einmal fort. 259s) zusammen, um alle

'»> von der Anklagckammcr an ste verwiesenen Sachen abzuurthei-

rj lcn. (srt. 260, 261). Die dabei fungirendcn Richter (den

Präsident mitgerechnet), so wie ganz insbesondere die Ge¬

ro schwornen bleiben nicht dieselben, sondern wechseln beständig,

ie. In Beziehung auf die Richter ist die Zusammensetzung eines

L solchen Hofs verschieden, nachdem das Departement, worin er

H gehalten wird, der Sitz eines Appelhoss ist oder nicht. In

w den erstem Departements besteht der Assisenhof (->> t. 252) aus

P fünf Mitgliedern des Appelhoss, wovon Einer als Präsident

iit fungirt. Ucbcrdcm versehen der General-Procurator (oder Ei-

,I ner seiner Substitute) und der Gerichts-Sccretair des Appel-

, Hofs auch bei den Assisen die geeigneten Functioncn. In den

i andern Departements bestehen diese Asstsenhöfe aus einem Prä-

l sident, welcher ein jedesmal dazu besonders beauftragtes Mit-

^ wodurch die Eonsnlar-Regicrung eingeführt ward, Art. 63
, die besondere Stelle des öffentlichen Anklägers aufgeho-

^ bcn, und dessen Functioncn dem Regicrungs - Eommissair
» (Staats - Procurator) übertragen. Um so mehr muß man

sich über die angeführte Anordnung des Gesetzes vom
27sten Vent. I. 8. wundern.

j *) ^881808 (lat. 3881836 und 38818136) ist in der französischen
Gerichtssprache ein uraltes Wort, wie die 3881868 6 6 )6-

. ru 83 l 6 m beweisen. Mau unterschied xetit68 und Ai-3n668
3881868. Die erstem wurden von den Unterrichten!, den

Vögten u. s. s, die zweiten von den Amtmännern, Sene-
>l- schallen u. s. f. und zwar an freien und offenen Orten
k (vor den Kirchthüren u. s. f.) gehalten. So findet man

«i bei 0 U-L 3 NA 6 6 Ue868t. Ooi^tabular. Uurllogal. OI. 127-
!«> „ ^881838 81138 tenokmit b. 6 M 0 vi 66 N868 3nt6 j3II1I38 Ma¬
il! N38t6l)i 8ti. lVl36tini 6t III 606M6t6I'ia 6eol68i36 8t. Mi-

^ 6 li 36 >i8 ." Unter 388183 verstand man endlich auch noch

Alles, was in den Assisen sowohl in Beziehung auf Civil-

,, als Eriminal-Sachen beschlossen und angeordnet ward. M.
j. »11-631186 31't. 3881836, wo man Vieles lehrreiche findet.



glied des Appelhofs ist, 2) aus vier Richtern des Tribunals
der ersten Instanz des Orts, wo die Assisen gehalten werden,
(-nt. 253; man vcrgl. ->rt. 254), 3) aus einem Substitut des
General-Procurators,welcher den Titel kaiserl. Criminal - Pro¬
kurator führt,*) 4) aus dem Gerichts-Sccrctair des Tribu¬
nals der ersten Instanz. Endlich befinden sich allezeit bei jedem
Assiscnhof 36 Geschworne, d. h. Männer, die aus der Mitte
des Volks, so wie gleich näher erklärt wird, gewählt werden.
Diese Geschwornen urtheilen über die Thatsache, d. h. darüber;
ob der Angeklagte das Verbrechen begangen hat oder nicht,
worauf die Richter die Strafe bestimmen. Die Zahl der Ge¬
schwornen ist für die Beurtheilung eines jeden einzelnen Falls
zwölf, welche aus den 36 für die ganze Assisc gewählten, durch
das Looö bestimmt werden, und wobei der Staats-Procurator
sowohl als der Angeklagtedas Recht hat zwölf und zwar ohne
Angabe der Gri^idc zu verbitten (löouzoi). Ehe nämlich die
öffentlichen Verhandlungen über einen einzelnen Fall anfangen,
werden die Namen aller 36 Geschwornen in eine Urne gewor¬
fen, und öffentlich und in Gegenwart des Angeklagten ein
Name nach dem andern herausgezogen. Kommt der Name
eines Geschwornenheraus, den der Angeklagte oder die Staats¬
behörde verbitten zu müssen glaubt, so thun sie dieses unmit¬
telbar, so wie sein Name herauskommt. Man fährt mit diesem
Ziehen so lange fort, bis zwölf Geschworne herausgekommen
sind, die nicht verbeten worden, oder nicht verbeten werden
konnten.—> Die Art die Geschwornen für eine Assisensitzung zu
wählen war in den verschiedenen Zeitperiodcn, seit Einführung
des Geschwornen - Gerichts, verschieden. Von den frühern Zei¬
ten wird in der Folge noch näher geredet werden. Nach dem
coä. cl'instr. crim. schlägt der Präfekt für jede Assisc aus al¬
len Staatsbürgern des Departements, denen man die gehörige
Bildung zutrauen kann, und die (r>rl. 381—386) näher bezeich¬
net sind, 60 zu Geschwornen vor. Die Liste derselben wird
dem Präsident der Assisen zugeschickt, und von diesem auf 36

*)Nach Art. 2 des Gesetzes vom 25. Dcc. 1815, versieht
der Staats-Procurator bei dem Tribunal der ersten In¬
stanz diese Stelle.



gebracht, welche für die nächste Asstse wirklich mitteten Ort.
387).

Nach der Restauration ist diese Art die Geschwornen zn
wählen abgeändert, und dem Geist des Instituts angemessener
geordnet worden. Nach dem Gesetz vom 2tcn Mai 1827 *)
stellt der Präfekt jedes Jahr zwei Listen auf, wovon die erste
alle Einwohner seines Departcmcnes, welche die nöthigen Ei¬
genschaften haben, um in den Dcpartemcnts-Kollegicn als Wäh¬
ler zugelassen zn werden - und die andern Alle, denen man ver¬
möge ihres Standes oder ihrer Beschäftigung die nöthige Bil¬
dung zutrauen kann, (ungefähr dieselben, die sit. 382 des
coä. cl'in8tr. ci'im. bezeichnet) enthält. Die Zahl der Mitglie¬
der beider Listen muß wenigstens 800 seyn, sonst werden sie
aus den höchst Besteuerten ergänzt. Der Präfekt wählt aus
beiden Listen den 4ten Theil für die Jury aller Assisen des
folgenden Jahrs, doch darf die Zahl der Gewählten nicht über
300 seyn, das Seine-Departement abgerechnet, wo sie 1500
seyn kann. Die Liste der so Gewählten wird dem Justiz-Mi¬
nister, dem ersten Präsident des Appclhofs und dem Gencral-
Procurator mitgetheilt. Wenigstens zehn Tage vor der Eröff¬
nung jeder Asstse zieht der erste Präsident in der öffentlichen
Sitzung der ersten Kammer (oder der Ferien-Kammer) aus der
ihm zugesendeten Liste 36 Geschworne nebst 4 Erganzungs-Ge¬
schwornen **) für die nächste Asstse durch das Loos heraus.
Die Bestimmung der Geschwornen für jeden einzelnen Fall ge¬
schieht wie früherhin.

Bei dem Verfahren vor den Assiscnhöfen, welches an die
Stelle desjenigen, das ehemals nach der Einleitung des außer¬
ordentlichen Prozesses Stattfand, getreten ist, zeigt sich die
Menschlichkeit und Milde der neuern Gesetzgebung in ihrem
vollsten Glänze. Nachdem der Angeklagte, wie oben bemerkt.

*)Man sehe den Monitcur vom 5. Mai dcsselb. Jahrs (1827).

»») Letztere werden aus den Bewohnern der Stadt, wo die
Asstse gehalten wird, in so fern sie auf der Liste der vom
Präfekt Gewählten stehen und suhstdiarisch aus der Haupt-
Liste der zu Geschwornen befäbigtcn Einwobner genommen.
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in das Criminal-Arresthaus smsison 6s justico) gebracht

(srt. 243) ist, wird er von dem Präsident des Assisenhofs ver¬
hört <>rt. 2931, und ihm die Wahl eines Vertheidigers über¬
lassen. (art. 294). (M. vgl. jcd. srt. 295.) Wählt er selbst kei¬
nen, so wird ihm von Amtswegen Einer bestellt. Ort. 294).
Dem Vertheidiger ist, nachdem der Angeklagte verhört worden,

(srt. 302) der Zutritt zu demselben *) und die Einsicht aller
Acten erlaubt. Von dem Protokol über den Thatbestand, so wie
von allen vor dem Jnstructions-Richter abgelegten Zeugen-
Aussagcn wird Ihm nuentgcldlich eine Abschrift zugestellt, (srt.
305). Die endliche Beurtheilung des Angeklagten geschieht nun
in der Sitzung des Assisenhofs öffentlich vor den Augen Aller.
Der Angeklagte erscheint in derselben frei und ohne Fesseln

(srt. 310), und sieht und hört alle gegen ihn sprechenden Zeu¬
gen und vorgebrachten Beweise. Die Sitzung wird, nachdem
der Angeklagte vor dem Präsident um seinen Namen, Stand
u. s. f. befragt, und die Geschwornen herausgeloost sind, mit
Verlesung des Urtheils der Anklagekammcr und des Anklage-
Acts eröffnet, (srt. 313). Der Staats-Prokurator, dessen
Pflicht es ist die Anklage zu unterstützen und durchzuführen,
setzt darauf den Gegenstand derselben näher auseinander (srt.
315), und legt die Liste sowohl der von ihm als von der Ci-
vil-Parthei und dem Angeklagten vorgeschlagenen Zeugen, **)

*)Das Dekret der Constituircnden vom 16ten September
1791 über die Organisat. der Criminal-Justiz enthält ti>.
6- srt. 13 Meson. tom. III. p. 334) die nämliche Bestim¬
mung. Härter ist die Verfügung des eorl. ci. 3- Krum.
s. 4- Derselbe enthält srt. 322 „(.es eonseils sto I'se-

euse no peuvent eommuniczuer sveo Ini gu spres son
interrogstoiro" und gleich darauf srt. 323 ,,1.0 Presi¬

dent pout lorsgu'il lo juzze utile pour deeouvrir Is ve-
rite stillerer ou snsponstro eetto eommuniostion, et
tenir 1'seouse su seeret penstant un tomps detormine,

pourvu gu'il lui eo Isisse un espsoe sullisant pour
pre'psrer ses mo^ons de dölense svsnt I'ssseuibleo sto

jur^ de jugoment. Ln ess de stidieultö le tribunsl
eriminol en deeido. "

**) Diejenigen Zeugen, deren Vernehmung der Staats-Procu-
rator zur Entdeckung der Wahrheit für nöthig hält, wer-



die in der Sitzung abgehört werden sollen, vor. Ueberdem hat
der Präsident (sm. 269) das Recht, während der Sitzung alle
Personen vorführen zu lassen und abzuhören, deren Aussagen
er zur Aufklärung der Wahrheit für dienlich erachtet. Die
Vernehmung der Zeugen geschieht unmittelbar durch den Präsi¬
dent. Doch steht es dem Angeklagten sowohl als seinem Ver¬
theidiger frei, den Zeugen durch das Organ des Präsident jede
ihnen zweckdienlich scheinende Frage zu stellen.* *) Die nämliche
Freiheit haben der Staats - Prokurator, die Richter und Ge¬
schwornen, wenn sie vorher den Präsident um das Wort gebe¬
ten haben. Jeder Zeuge wird nicht eher, als bis er sein Zeug¬
niß ablegt, in den Sitzungssaal eingeführt. Er bleibt indessen,
nach Ablegung desselben darin. Der Präsident kann verordnen,
und der Angeklagte so wie der Staats-Procurator verlangen,
daß ein oder einige Zeugen, nachdem sie ihr Zeugniß abgelegt,
aus dem Sitzungssaal entfernt, und nachher einige derselben

den (oo<l. st'inslr. crim. si't. 321) von diesem vorgeladen,
wenn sie auch für den Angeklagten zeugen, Wenn aber
der Angeklagte selbst die Abhörung noch anderer Schutz-
zeugen lw'moins ä ckL'obsrgs) verlangt, so muß er die Liste
derselben (s,e. 315) 24 Stunden vor dem ^Anfang der
öffentlichen Verhandlungen dem Staats-Procurator mit¬
theilen lassen, und zwar fallen die Kosten der Vernehmung
dieser Zeugen dem Angeklagten zur Last. Das Gesetzbuch
hat es zwar nicht unter Strafe der Nichtigkeit vorgeschrie¬
ben, daß alle von dem Angeklagten vorgeschlagenen Zeu¬
gen vernommen werden müssen (wovon offenbar Mißbrauch
gemacht werden könnte). Allein es sagt doch (srt. 321)
M einem befehlenden Ton „l'scousv t'eri» entenäre le»
8>ens " o. ä. 3. les tölnoins ü ckövbgr'go. M. s. N. das
Gesetz vom 5ten Pluv. I. 13. (25- Jan. 1805) vesen.
wir,. IV. x. 358 .

*) Nach Art. 353 d. cost. 3. 3. Krum. g. 4. konnte der An¬
geklagte selbst und sein Vertheidiger unmittelbar den Zeu¬
gen befragen. Die Bestimmung der Constituircnden über
diesen Punkt ist dunkel. Nach der Eriminal-Ordnung der¬
selben vom loten September 1791 tit. 7- set. 9 sollte man
glauben, daß die Fragen an die Zeugen nur durch das
Organ des Präsident gestellt werden sollten. Nach, der
Instruktion über dieses Decret scheint das Gegentheil kaum
zu bezweifeln zu seyn. (Dose», wm. III. (>. 412).
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wieder eingeführt und theils einzeln theils zusammen von neu¬
em befragt werden. Weichen die Aussagen eines Zeugen vor
dem Assisenhof von den früher von ihm schriftlich (vor dem
Jnstructions-Richter)gegebenen ab, so läßt der Präsident die
Aenderungen durch den Gerichts - Secrctair aufzeichnen. Alle
Ueberführungsstückewerden überdem dem Angeklagten in der
öffentlichen Sitzung vorgelegt.

Nachdem nun alle Zeugen, sowohl gegen als für den An¬
geklagten vernommen sind, hält die Civil-Parthei *) oder ihr
Rechtsbeistand (son oonseil), und der Staats-Prokurator den
geeigneten Vertrag, worauf der Angeklagte und sein Vertheidi¬
ger antworten. Die beiden erstem dürfen ihre Gegenbemerkun¬
gen in einem neuen Vortrag entwickeln: allein so, daß dem An¬
geklagten und seinem Vertheidiger allezeit das letzte Wort bleibt.
Nachdem nun diese alle ihre Gründe und Gegcngründe vorge¬
tragen, erklärt der Präsident die Verhandlungen (>es äebsts)
für geschlossen, und stellt an die Geschwornen die Fragen, wel¬
che sie in Beziehung auf die Schuld oder Unschuld des Ange¬
klagten zu beantworten haben.

Die Stellung dieser Fragen, worüber in der Folge noch
umständlicher geredet werden soll, geschieht nach der Bestim¬
mung des ooä. ä'instr. crim. (srk. 337—340) in folgender
Form. „Ist der Angeklagte schuldig diesen oder jenen Mord,
Dicbstahl u. s. f. mit allen in dem Schluß des Anklageacts
enthaltenen Umständen begangen zu haben?" Obschon die
Fragen sich nur auf das in dem Anklage-Act angeführte Ver¬
brechen beziehen dürfen, so kann doch, wenn sich aus den öffent¬
lichen Verhandlungen ein erschwerender Umstand, dessen in dem
Anklage-Actnicht erwähnt wird, ergibt, in Beziehung auf die¬
sen eine besondere Frage gestellt werden. Wenn endlich der
Angeklagte sich auf einen Entschuldigungs-Grund,den die Ge¬
setze als solchen annehmen, beruft, so muß (-»-i. 339) noch die
Frage hinzugefügt werden: „Ist diese oder jene Thatsache,

*)Sowohl nach dem Decret der Constituirenden vom löten
September 1791 (O. Is justio. crim. tit. 7. sin. 18) als
auch nach dem ooä. 3. 3- brnm. g. st. (srt. 370) stand
der Civil-Parthei die nämliche Befugniß zu.



welche der Angeklagte für sich anführt, erwiesen?« (M. s. n.

srt. 340). Der Präsident übergibt nun Ort. 341) diese Fra¬
gen, schriftlich abgefaßt, und eben so den Anklage-Act, die
Protokolle über den Thatbestand, so wie alle Acten des Pro¬
zesses, die schriftlich aufgenommenen Aussage» der Zeugen ab¬
gerechnet, *) den Geschwornen. Diese ziehen sich hierauf in
ein besonderes Zimmer zurück, wo sie gemeinschaftlich, doch im
Geheimen, die Sache berathen. Oit. 342). Sie dürfen dieses
Zimmer nicht verlassen, bevor sie ihre Erklärung abgegeben ha¬
ben. Niemand, unter welchem Verwand es immer seyn mag,
hat während der Berathung Zutritt zu ihnen, als auf eine
schriftliche Erlaubniß des Präsident. (s,t. 343). Den Ge¬
schwornen sind keine bestimmte Beweise und Merkmale, nach
welchen sie die Wahrheit einer Thatsache ermessen müssen, vor¬
geschrieben, sondern sie sind in dieser Hinsicht einzig an ihre
innere, aus dem Gang der Verhandlungen und den ihnen vor¬
gelegten Beweisen, geschöpfte Ueberzeugung gewiesen, (srt.342).
Ihre Entscheidung sowohl für als gegen den Angeklagten, be¬
stimmt sich durch Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stim¬
men gilt indessen die für den Angeklagten günstige Mei-

*) Die Geschwornen haben selbst die Zeugen gehört, und wer¬
den auf die etwa vorkommenden Abweichungen der letzten
(mündlichen) und frühern Aussagen derselben durch den
Präsident, durch den Advokat des Angeklagten u. s. f. auf¬
merksam gemacht, so daß es nicht gedenkbär ist, daß ihnen
irgend ein wichtiger Umstand entgehen könnte. Durch Un->
tersuchung und Vergleichung der schriftlich aufgezeichneten
Aussagen der Zeugen würde daher ihre Aufmerksamkeit
nur nnnöthigcr Weise von der Hauptsache abgelenkt und
auf Nebendinge gerichtet werden. Der oo3. 3. 3. drum.
nahm daher Ort) 381) von den Aktenstücken, die den Ge¬
schwornen in das Berathungs-Zimmer mitgegeben wurden,
nicht allein die schriftlich aufgenommenen Zeugen-Aussa¬
gen, sondern auch die Verhöre des Angeklagten aus. Diese
Anordnung möchte sogar vor der jetzigen den Vorzug ver¬
dienen, indem das Verhör des Angeklagten öffentlich vor
den Augen der Geschwornen vorgenommen wird, folglich
gegen die Mittheilung dieser Verhöre die nämlichen Grunde
streiten, als gegen die der schriftlich aufgenommenen Aus¬
sagen der Zeugen.
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»ung. (si't. 347). Die Stimmenmehrheit kann, da 12 Ge¬

schworne sind, nicht geringer als 7 gegen 5 seyn, so daß also,

wie nach der ältern französ. Gesetzgebung, zur Vcrurtheilung

eine Mehrheit von wenigstens zwei Stimmen erforderlich ist.

Der Art. 35t hat dieses noch Etwas gemildert. Wenn näm-

lim der Angeklagte hinsichtlich der Hauptsache (<1u lait

Principal) nur mit einer Mehrheit von 7 gegen 5 *) für schul¬

dig erklärt worden, so wird derselbe Punkt den Richtern eben¬

falls zur Berathung vorgelegt. Nachdem diese auch ihre Mei¬

nung abgegeben, so werden die Stimmen der Richter und Ge¬

schwornen durcheinander, wie die der Mitglieder eines und des¬

selben Kollegiums gezählt, und die Sache wird nach Stimmen«

Mehrheit entschieden. Diese letztere Bestimmung ist sehr häu¬

fig, und zwar nicht mit Unrecht, als hart, und mit dem Geist

des Instituts unverträglich angefochten worden. Da nämlich

die Zahl der Richter, den Präsident mitgerechnet, fünf ist, so

wird in dem hier betrachteten Fall, wenn drei Richter sich für

die Unschuld, und nur zwei für die Schuld anssprcchcn, also

die Majorität der Richter für die Unschuld ist, der Angeklagte

dennoch für schuldig erklärt, indem die drei Richter mit den

fünf Geschwornen nur acht, die zwei Richter mit den sieben

Geschwornen hingegen schon neun Stimmende ausmachen. Nach

der Restauration ist mit diesem Art. (351) eine zweimalige Verän¬

derung vorgenommen worden. Das Gesetz vom 24. Mai 1821 be¬

stimmte, daß, wenn in solchen Fällen die Mehrheit der Richter

der Minderzahl der Geschwornen beiträte, der Angeklagte für

unschuldig angesehen werden sollte. Nach dem Sinn dieses Ge¬

setzes ward also die Stimme eines jeden Kollegiums (der Ge¬

schwornen und Richter) für eine Einzige angesehen, und dabei

der Grundsatz angewendet, daß bei Stimmen-Gleichhcit die für

*)si>t. 351 heißt es: „ä uns simple insjorUe." Nach
gewöhnlichen Begriffen gibt zwar 7 gegen 5 nicht eine bloß
einfache Mehrheit: allein es ist die geringste Mehrheit, die

bei 12 Stimmen Statt finden kann. Daß übrigens der
Ausdruck „einfache Stimmen - Mehrheit" so verstanden

werden müsse, geht buchstäblich aus dem Vertrag des Red¬
ners der Regierung (Faure) und aus jenen, des Bericht-
Erstatters der Kommission (Riboud) hervor. M. s. d.

Monitcur vom 3V. November und 10. Dezember 1808-
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den Angeklagten günstigere Meinung gelten sollte. *) — Das
Gesetz voin 28stcn April 1832 änderte auch dieses wieder' ab.
Nach Art. 7 desselben kann der Angeklagte durchaus und in
jedem Punkt nur mit einer Stimmen-Mehrheit von mehr als
7 Geschwornen gegen 5 für schuldig erklärt werden. Zu dem
lctztcrn muß also die Zahl der Stimmen gegen den Angeklag¬
ten wenigstens noch einmal so groß als die für denselben seyn,
welche 2dec auch eigentlich der Napolconschcn Gesetzgebung
zum Grunde liegt, die aber nicht ganz folgerecht durchgeführt
worden ist. Nach demselben Art. 7 des Gesetzes vom 28stcn
April 1832, (m. s. d. Monitcnr vom 3ten Mai 1832) muß bei
der Erklärung der Geschwornen ausdrücklich bemerkt werden,
daß die Stimmen-Mehrheit gegen den Angeklagten größer als
die von 7 gegen 5 gewesen ist, ohne daß doch die wirkliche
Zahl der Stimmen angeführt werden dürfte. Nach Art. 5
muß übcrdcm den Geschwornen in jedem Fall noch die Frage
gestellt werden, ob mildernde Umstände (oirconstaiioos snöau-
vnles) vorhanden sind. Um diese Frage zu Gunsten des An¬
geklagten zu entscheiden, wird ebenfalls eine Stimmen-Mchrbcit
von mehr als 7 gegen 5 erfordert. Das Gericht erkennt in
diesem Fall (srt. 94) eine mildere Strafe als die sonst gesetzlich
bestimmte. — Nachdem nun die Erklärung der Geschwornen
fest steht, treten sie in das Sitzungs-Zimmer zurück, und der Erste
Geschworne liest dieselbe laut ab. Erklären dieselben den Ange¬
klagten für nicht schuldig, so erklärt der Präsident ihn von der
Anklage frei und verordnet, ihn auf der Stelle in Freiheit zu
setzen, (art. 358). Er kann nun wegen derselben Sache nie
wieder belangt werden, (srt. 360). Fällt der Ausspruch gegen
den Angeklagten aus, und die Richter sind einstimmig der
Meinung, daß die Geschwornen sich geirrt, so können sie
(doch nur, wenn der Angeklagte für schuldig erklärt worden)
verordnen, daß mit dem fernern Gang des Prozesses eingehal¬
ten und die Sache an einen andern Assisenhof, wovon keiner

»)Des Königs Majestät haben durch das Gesetz vom Zlsten
Dezember 1833 dieses, und zwar sowohl in Beziehung auf
die Hauptsache als auf die Ncbcnumständc, auch in ihren
Rheinischen Provinzen eingeführt.



der erstem Geschwornen Mitglied seyn darf, verwiesen werde,
(srt. 352), Bei diesem zweiten Assisenhof darf indessen von
dieser Maßregel keine Anwendnng gemacht werden, so wie über¬
haupt Niemand darauf antragen, sondern nur der Hof von
Amtswegen, und unmittelbar, nachdem die Geschwornenöffent¬
lich ihre Erklärung ausgesprochen haben, sie verordnen kann.
(iä. srt). — Erklären aber die Geschwornen den Angeklagten
für schuldig, und ihr Ausspruch wird nicht, (was nur sehr
selten geschieht) durch die übereinstimmende Meinung der Rich¬
ter umgestoßen, so wird nun von den letztem noch näher unter¬
sucht, ob die Handlung, deren der Angeklagte schuldig erklärt
worden, auch im Sinne des Gesetzes ein Verbrechen sey. Ist
dieses nicht, so wird der Angeklagte losgesprochen.*) Sonst
wird nur zur nähern Bestimmung der Strafe geschritten. Den
Antrag darüber macht der Staats-Procurator, worauf der
Vertheidiger des Angeklagten antwortet, und worüber die Rich¬
ter entscheiden, und zwar (srt. 365) selbst in den Fällen, wenn
die zu erkennende Strafe nur eine Polizei - oder Correctionnelle
ist. Dieselben erkennen auch (srt. 366) in allen Fallen und
zwar auf den Antrag der Partheien und nach Anhörung des
Staats - Prokurators über den Schadens-Ersatz. Sie können,
um die Größe desselben zu ermitteln, ein Mitglied des Assisen-
hofs seinen Richter) beauftragen, deßhalb außer der Sitzung
die Partheien zu vernehmen und ihre Beweise näher zu unter¬
suchen. Der Hof entscheidet dann spater auf einen schriftlichen,
in der öffentlichen Sitzung abgestattetenBericht dieses Richters,
nachdem die Partheien sowohl als der Staats-Procurator noch¬
mals gehört worden. —> Die Richter können sich, um abzustim¬
men, in die Berathungs-Kammer zurückziehen. Jeder gibt seine
Stimme im Geheimen ab. Aber das Urtheil wird laut und in
der öffentlichen Sitzung verkündigt. Dasselbe muß, wie bei
dem frühern Verfahren von allen Richtern unterschrieben wer-

*)Das Gesetz nennt einen solchen Ausspruch der Richter
„Sl-I'öt ll'sbsoluiion", wogegen die Verordnung des Präsi¬
dent einen von der Jury für nicht schuldig Erklärten in
Freiheit zu setzen „oräonnsnoo cl'soguittkluent"heißt. srt.
358, 364, 366, 4W. Ueber die verschiedenen Wirkungen
beider sehe man weiter unten.
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den. Ort. 370). Der Gerichts - Sccretair führt ein Protokol
über die Sitzung, damit mau sich überzeugen kann, alle For¬
malitäten seyen erfüllt worden. Gegen den Ausspruch eines
Assisenhofs findet gar kein Rechtsmittel als das der Cassation,
(in einigen höchst seltenen Fällen s> t. 443—447 das der Revision)
Statt. Nur aus zwei Gründen kann Cassation nachgesucht wer¬
den , nämlich Ort. 408) entweder wegen Verletzung einer unter
Nichtigkeits-Strafe 0 poino <lo nullits) vorgeschriebenen Form
so wie wegen Inkompetenz und wegen Unterlassung oder Ver¬
weigerung der Entscheidung über ein Gesuch des Angeklagten
oder der Staatsbehörde, wodurch diese eine ihnen gesetzlich zu¬
kommende Befugniß in Anspruch nehmen, oder (»rt. 4l0)
wegen ungesetzlicher Bestimmung der Strafe. Die Cassati¬
on kann sowohl von dem Verurtheilten als von dem Staats-
Procurator und der Civil - Parthei nachgesucht werden.
Der Verurtheilte selbst kann dieses Gesuch nur anstellen,
wenn er sich wirklich im Gefängniß befindet Ort. 42t),
so wie dieses nach dem ehemaligen Verfahren bei den Begna-
digungs-Gesuchcn erforderlich war. 2m Fall der Angeklagte
von den Geschwornen für nicht schuldig erklärt worden, kann
der Staats-Prokurator die Cassation nur im Interesse des
Rechts und des Gesetzes nachsuchen, ohne daß dev Erfolg die
Freisprechung rückgängig machen könnte» (»rt. 409). *) Die
Civil-Parthei kann, sowohl wenn der Angeklagte für nicht
schuldig erklärt, als wenn er losgesprochen worden, nur wegen
der ihr auferlegten Entschädigung, und auch dieses nur in ge¬
wissen Fallen, Cassation nachsuchen, (»rt. 412). Ueber diese
Gesuche entscheidet in jedem Fall der für das ganze Reich
bestellte Cassationshof, wovon in der Folge umständlicher gere¬
det werden wird. Dieser Hof selbst erkennt weder über die
That, noch bestimmt er die Strafe, sondern er verweist, in dem
Fall er den Ausspruch des Assisenhofs cassirt, die Sache an
einen andern (Assisenhof). Wird der Ausspruch wegen Ver-

*) Ein anderes ist es, wenn der Angeklagte von den Richtern
aus dem Grund losgesprochen worden, daß die demselben
angeschuldigte Handlung im Sinne des Gesetzes kein Ver¬
brechen ist. »rt. 410-
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lehmig einer für das Verfahren vorgeschriebenenForm (si-r.
408) cassirt, so wird der Angeklagtevor ein ncnes Gcschwvr-
nen-Gericht gestellt, und vor diesem das ganze Verfahren wie¬
derholt. Bezieht sich aber die Cassation auf die Strafbestim-
mung, so wird der Ausspruch der ersten Geschwornenals rich¬
tig angenommen, und die Richter des zweiten Assiscnhofsent¬
scheiden nur über die Strafe, (srt. 434). Gegen alle zur In¬
struktion gehörigen Prozedurenkann vor dem Endurtheil nie
Cassation eingelegt werden. Nur gegen Urtheile über die Com-
petenz (sm. 416) und gegen den Beschluß der Anklagekammer,
wodurch der Angeklagte entweder vor die Assisen verwiesen
oder in Freiheit gesetzt wird, läßt sich dieses Rechtsmittel auf
der Stelle und ehe die Sache weiter betrieben wird, und zwar
gegen den letzter» nur aus gewissen, durch das Gesetz bestimm¬
ten Gründen anwenden, (»rt. 296 — 299).

Was das Gesuch um Revision betrifft, so sind die Fälle,
wo dieselbe zulässig ist, theils auf eine sehr geringe Zahl, wo
die Unrichtigkeit des Ausspruchs des Gerichts ganz offenbar
ist, Ort. 443—447) beschränkt; theils geht das Gesuch um Re¬
vision nicht, wie ehemals an den Staats-Rath, sondern an den
Justiz - Minister, welcher die Sache an den Cassationshof ver¬
weist, von welchem letzter» dann nach Umständen ein anderer
Assisenhof, um über die Sache zu urtheilen, bestimmt wird, so
daß gar kein Mißbrauch, den einflußreicheLeute davon machen
könnten, zu befürchten ist. Eben so verhält es sich mit der
Verweisung an andere Gerichte, oder den sogenannten Evoca-
tionen, *) welche ehemals so viele Klagen veranlaßt haben.
Außer den eigentlichen Conflicten zwischen den Behörden und
den Competenzstreitigkeitcn gibt es nur zwei Gründe, weshalb
eine Criminal-Sache von einem Assisen- oder Specialhof an
einen andern und eben so von einem Tribunal an ein anderes,
oder von einem Jnstructions-Richter an einen andern verwiesen
werden kann, nämlich wenn entweder durch die Betreibung des
Prozesses bei einem Gericht die öffentliche Sicherheit gefährdet
werden könnte, oder wenn ein gegründeter Verdacht vorhanden
ist, daß wegen des Einflusses der Partheien die Sache von

*) Jetzt „rvnvois" genannt.
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cmnn Gcrichl nicht mit der gehörigen Unparteilichkeit unter-,
sucht und entschieden werden könnte. (am. 542). Eine solche
Verweisung kann sowohl von dem Staats-Procnrator des Ap,
pclhofs, als von den intcressirten Parthcien, von diesen jedoch
nur aus dem letzten der so eben angeführten Gründe nachge¬
sucht werden (am. 542). Das Gesuch wird, wenn es sich auf
den letztem Grund stützt, an den Cassationshof-, sonst an den
Instiz - Minister gerichtet, der es nach Gutdünken dem Caffa-
tionshof mittheilen kann. (am. 54s).

Eine umständlichere Darstellung des Verfahrens vor den
Assisenhöfen würde uns hier zu weit und in das Gebiet der
eigentlichen Rechtswissenschaft hinüberführen, welches weder
unsere Absicht noch unsere Kräfte erlauben. Wir verweisen
daher Diejenigen, welche eine umständlichere Belehrung wün¬
schen, auf das Gesetzbuch selbst, (am. 266 — 380), so wie auf
die Eommentatorcn, (Dourguignon, darnot, Lomiat-8aint-
krix u. s. f. und das Deport, von ülerlin). Hier mögen nur
noch einige allgemeine Bemerkungen über das jetzige französi.
Straf-Verfahren ihren Platz finden.

1) Nach der französ. Gesetzgebung werden alle gegen die
Gesetze begangenen Handlungen nach drei Graden in Uebcr-
tretungen (contra ventions), Vergehen (äölits), und Verbre¬
chen (orimos), eingetheilt. (oo<). pön. am. 1). Diese Eintei¬
lung ward schon von der Constituirenden eingeführt, obschon
sie nicht gerade dieselben Namen gebraucht. *) Auch enthalten
ihre Dekrete kein inneres Merkmal, um die Handlungen dieser
drei Grade voneinander zu unterscheiden; sondern man findet
darin nur, der Reihe nach, die Handlungen aufgezählt, die zu
der einen oder andern dieser Kategorien gerechnet werden sol¬
len. Das Gesetzbuch vom 3. Brümaire 1.4. theilt (Art. 596—604)

*)M. vcrgl. das Dekret vom 19tcn Juli 1791 und den zwei¬
ten Theil des oo<1. pvnsl der Constituirenden (Dosen. tom.
Hl. p. 303, 359). In dem ersten werden (tit. 1. am. 14)
die Polizei-Vergehen „äolits äs polioo municipale," die
Corrcctionnellen „äolits punissable» par- la voio äo la
police correctionnolle, " und in dem zweiten die Ver¬
breche» wie jetzt „ommc," genannt.



nicht sowohl die Vergehen als die Strafen in Polizei--, correc-
tionnelle- und in peinliche und entehrende Strafen ein, die es
ebenfalls der Ordnung nach herzählt. Das Straf-Gesetzbuch
Napoleons verfolgte dieses weiter. Es nennt (Art. 1) die un¬
gesetzlichen Handlungen entweder Uebcrtretungen (contrsvea-
rions), oder Vergehen (llöiitch, oder Verbrechen (crimes) nach
dem Namen der Strafe, welche die Gesetze dagegen ausgesprochen
haben. — Ueber die Art, wie die eigentlichen Verbrechen ver¬
folgt werden, ist im Vorigen hinreichend gehandelt worden. *)
Für jede der beiden andern Gattungen von Vergehen sind be¬
sondere Gerichte bestellt. Das Erkenntniß über die der ersten
Gattung, welche (ohne Rücksicht auf die Kosten und den allen-
fallsigcn Schadens - Ersatz oder die Beschlagnahme) höchstens
mit einer Geldbuße von 15 Franken oder mit einer Einsperrung
(emprisonnement) von 5 Tagen bestraft werden können, ge¬
hört (in erster Instanz) den Polizei-Gerichten. **) Bei dem-

*)Eine Ausnabme machen diejenigen, welche wahrend der
öffentlichen Sitzung eines Gerichtshofs (onu,-) begangen
werden. Die Instruction wird darüber (voll. ll'insrr.
cvim. s,-l. 507, 508) auf der Stelle vorgenommen und
gleich darauf das Urtheil von den Richtern, ohne Zuzie¬
hung von Geschwornen, ausgesprochen. Man bemerke
nur, daß bier nicht einzig von Beleidigungen gegen den
Hof und sonstigen Ruhestörungen, die in Thätlichkeiten
und Verbrechen ausarten, sondern überhaupt von jedem
wahrend der Sitzung begangenen Verbrechen die Rede ist.
M. vergl. srt. 181, 504 — 506.

**)Doch steht das Erkenntniß einiger Vergehen, selbst wenn
sie geringere Strafen als die genannten nach sich ziehen,
vermöge ihrer Natur nicht den Polizei- sondern den cor-
rcctionncllcn Gerichten zu. Dahin gehören (voll. ll'instr.
vrim. si-r. 170) alle Forstfrevel, insofern sie von der Forst-
Verwaltung verfolgt werden. Der Redner der Regierung,
(Treilbard), welcher den Vorschlag zu diesem Gesetz (d. 9. Nov.
1808) in dem gesetzgebenden Korps vortrug, gab als Ursache
dieser Ausnabme die Schwierigkeit an, welche die Forstver-
waltnng haben würde, die Forstfrevel vor so vielen Friedens-
Gerichtcn zu verfolgen. (M. s. d. Monit. v. 10. Nov. 1808).
Es gibt übrigens noch mehrere andere Vergehen und Polizei-
Ucffertretungcn, welche durch besondere Gesetze an die correc-
tionneüen Gerichte verwiesen sind, wie z. B. die Ucbertretungen
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selben fungkrt als Richter nur ein einziger Beamter, der Frke-

dens-Richter (auch zuweilen der Maire Ort. 139 — 143), dem

ein Gerichts - Secretair und ein Beamter der Staatsbehörde

beigegeben ist. Nämlich in allen Polizei- sowohl als correc-

tionnellen Sachen müssen Ort. 153, 190) die Anträge des letz¬

tem vernommen werden. Bei den Polizei-Gerichten wird diese

Stelle Ort. 144, 167) entweder durch den Polizei-Kommissair

oder durch den Beigeordneten des MaircS, oder in Ermange¬

lung derselben durch andere in demselben Artikel näher bestimmte

Beamten vertreten. Das Verfahren vor den Poiizei-Gerichten

kommt mit dem vor den Correctionnellen (wovon sogleich) fast

gänzlich überein. Das Nähere findet man 'Ort. 153— 165,

169 —171). Die Appellation von den Polizei-Gerichten, wenn

eine solche Statt findet, — und dieses ist, wenn auf eine Ge¬

fängnißstrafe e.kannt wird, allezeit der Fall (m. s. n.srt. 172) —

geht an das correctionnclle Tribunal. In den Fällen, wo die

Polizei-Gerichte in letzter Instanz sprechen, kann Ort. 177) gegen

ihre Urtheile, und zwar sowohl von den Partheien als von

der Staatsbehörde Cassation eingelegt werden.

2) Ueber die Bestrafung der gesetzwidrigen Handlungen

des zweiten Grades, die Vergehen (äo'Iits), wogegen durch das

Gesetz keine Leibes- oder entehrende Strafe bestimmt ist, erken¬

nen in erster Instanz (jedoch mit Einer Ausnahme *) die ge¬

wöhnlichen Civil-Tribunale derselben Instanz. Sie nehmen in

diesem Fall den Titel: Correctionnelle Tribunale **) an. Das

in Lotterie-Sachen, in denjenigen der vereinigten Rechte

u. s. f.; wenn sie nämlich durch erschwerende Umstände nicht

gar Erimincl werden. M. s. d. Eommentar von Bour-

guignon zu gi t. 179, 137 ll. ooll. tl'insti-. crim.

")Nach Art. 10 des Gesetzes vom Msten April 1810 (Dosen,

wm. I V. x. 466) stehen die Groß - Offiziere der Ehrenle¬

gion, die Generale, welche in einem Departement »ver¬
eine Diviston befehligen, die Erzbischöfe, Bischöfe, die Prä¬

sidenten der Consistorien, die Mitglieder des Eaffations-,
Nechnungshofs und der Appclhöfe, so wie die Prafecte, in
Correctionnellen Sachen nur unter den Appelhöfen. Man

sollte glauben, dieses sey durch Art. 1 der Charte abge¬
schafft.

**)M. s- eost. ä'iastl-. erim. Ur. 1l. tit. 1. cbsp. S. —
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Verfahren vor denselben ist fast ganz (si-r. 190) enthalten.
Die Instruction geschieht in der öffentlichen Sitzung selbst und
es findet keine vorläufige Untersuchung vor dem Jnstructions-
Richter Statt, (Die Fälle abgerechnet, wo eine Handlung, die
man anfänglich für ein Verbrechen hielt, sich während der nä¬
hern Untersuchungvor dem Jnstructions-Richtcr als ein bloßes
Vergehen herausstellt, und deßhalb das Erkenntniß darüber
von der Raths- oder Anklage-Kammer an das Polizei - oder
correctionnclleGericht verwiesen wird). Bei dem öffentlichen
Verfahren trägt zuerst der Staats-Procurator, und die Civil-Par,
thci, oder bei Forstfreveln der Forstbcamte — welchem letzter»
nach dem kaiserl. Dekret vom 18ten Junius 1809 *) ein beson¬
derer Platz unmittelbar nach den Beamten der Staatsbehörde
angewiesen ist — die Sache vor. Darauf werden die Proto¬
kolle **) und sonstigen Berichte von dem Gerichts - Sccretair
verlesen, die Zeugen für und gegen abgehört, und die etwaige»
Einwendungen dagegen vorgebracht und abgeurtheilt. Alle
Stücke, welche zur (Überführung oder Rechtfertigung des An¬
geklagten dienen können, werden den Zeugen und Partheien
vorgelegt. Nun wird der Angeklagte vernommen;er sowohl,
als alle die für den Schadcns-Ersatz verantwortlich sind, brin¬
gen ihre Vertheidigungs-Gründe vor. Dann trägt der Staats-
Procurator die ganze Sache nochmals knrz vor, und macht
seine Anträge, worauf dem Angeklagten und die wegen des
Schaden-Ersatzes verantwortlichen Personen erwiedern können.
Nun erfolgt das Urtheil entweder auf der Stelle oder in der

Nach dem kaiserl. Dekret vom 30sten März 1808 Art. 56
sollen außer der gewöhnlichen Rolle für die Civil - Sachen
noch zwei andere Rollen angefertigt werden. Auf die erste
werden alle eigentlichen Klagen (xlsintes) wegen Beleidi¬
gungen u. s. f. und Ucbertretungcn der Polizeigesetze, auf
die andere alle Sachen, die sich auf Forst-Vergehen, auf
die Einregistrirungs - Gebühren, Lotterien, und überhaupt
auf die Abgaben beziehen, getragen. Das Erkenntniß da¬
rüber ist an eine besondere Kammer gewiesen. (Dosen,
tom. I V. i>. 438).

*) Dosen. tom. IV. p. 454



nächsten Sitzung. Bei demselben werden keine Geschwornen
zugezogen, sondern die Richter (jedoch wenigstens drei an der
Zabl) sprechen sowohl über die Schuld als die Bestimmung
der Strafe. Die corrcctionncllen Urtheile müssen die That¬
sache, deren der Angeklagte schuldig ist, die zuerkannte Strafe,
den zu leistenden Schadens-Ersatz und den Tert des Gesetzes
bestimmt enthalten, (srt. 195). Die Urkunde derselben (ls mi-
nuie) muß von allen Richtern unterschrieben seyn.

Gegen ein solches Urtheil kann 1) von dem Angeklagten
und allen wegen des Schadens-Ersatzes verantwortlichen Perso¬
nen, 2) von der Civil-Parthei, doch nur wegen ihres Civil-
Jntcrcsse, 3) von der Forst-Verwaltung, 4) von dem Staats-
Procurator des Gerichts, welches das Urtheil erlassen; und,
was merkwürdig ist, auch 5) von dem Staats-Procurator des
Gerichts, woran appcllirt wird, Appellation eingelegt werden.
Diese Appellation geht übrigens nach Umständen entweder an
ein anderes Tribunal der ersten Instanz oder an den Appclhof
(srt. 200, 201).*) **) Hier wird die Sache zum Theil schrift¬
lich verhandelt. Der Appellant reicht eine Bittschrift ein, wel¬
che seine Beschwerden gegen das frühere Urtheil enthalt. Ein
besonders dazu ernannter Richter liest in der öffentlichen Si¬
tzung einen schriftlichen Bericht über die Sache ab, ohne doch
seine Meinung abzugeben. Nun werden alle Partheicn noch¬
mals gehört, und nöthigenfalls die Zeugen wiederholt vernom¬
men, und dann das Urtheil gefallt.

Was die Verfolgung vor den Polizei- und corrcctionnellen
Gerichten betrifft, so kann Einer, der sich von Jemand beleidigt

*)6oä. il'instr. crim. srt. 199, 202. M. vgl. jed. srt. 192-

**)Nach dem kaiscrl. Dekret vorn 6ten Julius 1810 Art. 2
müssen in der Kammer des Appelhofs, welche in corrcction¬
nellen Sachen spricht, eben so wie in der Anklage-Kammer
bei jedem Urtheil wenigstens fünf Richter mitwirken.—Dem
kaiscrl. Dekret vorn 18ten August 1810 über die Organisa¬
tion der Tribunale der ersten Instanz ist (dir. II) eine
Liste beigefügt, welche die Tribunale enthalt, woran von
jedem Tribunal der ersten Instanz (nach srt. 200 d. cost.
tl'instr. crim.) in correctionnellen Sachen appcllirt wird.
(Oescn. lom. IV- p. 47 H 490, 498).



glaubt, denselben entweder unmittelbar vor diese Gerichte la¬
den lassen, oder er kann auch seine Klage bei dem Staats-Pro-
curator anbringen, und sich diesem, wenn er die Klage verfolgt,
als Civil - Parthei anschließen; endlich steht auch dem Staats-
Procurator von Amtswegcn diese Bcfugniß zu..

3) Den verschiedenen Graden der strafbaren Handlungen
gemäß, ist- oder sollte auch wenigstens die Art der Gefäng¬
nisse seyn (obschon hierin die gesetzlichenVorschriften leider
nicht allenthalbenbefolgt werden). Die constituirende Ver¬
sammlung richtete ihre Aufmerksamkeit bald auf diesen in Frank¬
reich früher gänzlich vernachlässigten Gegenstand. In dem De¬
kret, welches sie den 19ten Juli 1791 über die Einrichtung der
Polizei- und correctionnellen Gerichte *) erließ, bestimmte sie
(tit. 2. srt. 2—5), daß für die zu correctionnellen Strafen
verurtheiltcn, unter dem Namen Besserungs-Häuser (maison,
äs cori-eotion) besondere Gefängnisse eingerichtet werden soll¬
ten. Wenn ein Besserungshaus sich in dem nämlichen Local
mit dem für die Verbrecher bestimmten Gefängniß befände, so
sollte es von demselben dennoch gänzlich getrennt seyn.

Das Dekret derselben Versammlung vom löten September
1791 über das Criminal-Verfahren**) bestimmte ferner (tit.
13. sm. 11, 1), daß die eigentlichen Gefängnisse, wo die ver-
urtheilten Verbrecher ihre Strafe aushielten, durchaus von den¬
jenigen Häusern getrennt seyn sollten, wo man die Beschuldig¬
ten oder auch Angeklagten, um sich ihrer Person zu versichern,
aufbewahrte. Bei jedem correctionnellen Tribunal sollte (am. 1)
ein Arresthaus (msison ä'-mis,) bestehen, um dorthin alle die¬
jenigen zu bringen, gegen die ein geeigneter Polizei-Beamter
(der damals hierin die Stelle des Jnstructions-Richters vertrat)
einen Verhaftungs - Befehl (msnäst ä'ar-rst) erlassen hatte.
Ferner sollte bei jedem Criminal-Gericht ein besonderes Crimi-
nal-Arresthaus (maison äs justice) eingerichtet werden, wohin
die Beschuldigten erst, nachdem sie förmlich in Anklagestand
versetzt waren, und deßhalb ein Ergreifungs-Befehl (oräon-
nsncs äs xeise äs sorxs) gegen sie ergangen war, gebracht

*)Oesen. lom. 111. p. 303»
**) idiä x. 325, 329.
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würden. Obschorr nach der jetzigen Gesetzgebung das Versah,
ren, um Jemand in Anklagezustand zu versetzen, von der durch
die Constituirende eingeführten, sehr wesentlich abweicht, so
sind doch die eben genannten Bestimmungen über die Gesang,
niste (cod. ä'iostr. crim. srl. 603, 604, 233) beibehalten wor¬
den.

4) Zur Verhütung aller willkührlichcn Verhaftungen finden
sich (ood. d'insto. crim. liv. II. tit. 7. cllsp. 3) sehr weise
und zweckmäßigeBestimmungen. *) Allein sie waren durch
andere Anordnungen,wovon sogleich die Rede seyn wird, in
Bezicbung auf politische Verbrechen ganz unwirksam gemacht.
Wahrscheinlich wird es dem Leser nicht unangenehm seyn, wenn
wir über diesen wichtigen Gegenstand in einige nähere histo,
rische Details eingehen. Der Mißbrauch, der mit den gehei,
men Vcrhaftsbcfchlen (lettros do «sollet) getrieben ward, war
gewiß einer der häßlichsten Flecken der ehemaligen Verwaltung
Frankreichs. Es gibt fast Nichts, was von je her die Gemü¬
ther der Menschen so tief empörte, als der Gedanke an die
Möglichkeit einer solchen Verhaftung, so wie denn auch die
Zerstörung der Bastille fast der erste Act war, wo im Anfang
der Revolution die Volkswuth in wirkliche Gewaltthätigkeit
ausbrach. Man hätte daher glauben sollen, daß die Machtha¬
ber es für immer als Warnung nehmen und in dieser Hinsicht
jeder Besorgniß zuvorkommen würden. Die constituirende Ver¬
sammlung, mit der Stimmung der Nation wohl vertraut, eilte
auch wirklich hierin ihren Klagen abzuhelfen. Durch ihr De¬
kret vom 16. März 1790 verordnete sie, daß alle, welche in
Folge eines geheimen Verhaftsbefehls oder auf Ansuchen ihrer
Familie in Schlössern, Klöstern, Zuchthäusern u. s. f. gefangen
gehalten würden, innerhalb sechs Wochen in Freiheit gesetzt,
oder vor die Tribunale gestellt werden sollten. **) Durch

*)Man vergleiche das eben angeführte Dekret der Consti-
tuir. tit. 14 (1)«86NN0 tom III. p. 348 — 349), so wie
auch die Bestimmungendes ood. d. do'lits et des xomes
cvom 3ten Brüm. I. 4) liv. II. tit. 13 (vesenao tom. IV-
l>. 105).

**) Horenne tom. IX. x. 608.



das Dekret über die Organisation der Criminal-Justiz (vom
löten September 1791 rit. 14) wurden nicht allein alle Der«
Haftungen, die von andern als den gesetzlich beauftragten Be¬
amten ausgingen, verboten, sondern auch sehr wirksame Maß¬
regeln angeordnet, um über die Ausübung dieses Verbots zu
wachen. *) Allein wohl nie wurden so schöne Erwartungen so
bitter getäuscht als diesesmal. Nach dem Sturz der Monar¬
chie, unter der Schreckcns-Regicrung, sah Frankreich den Skan¬
dal der willkührlichen Verhaftungen bis zu einem Uebermaß
getrieben, wovon man kein Beispiel gekannt, ja wie man es
sich früher nicht als möglich hätte denken können. Die Con-
stitution, welche der National-Couvcnt den 24. Junius 1793
dem Volk vorlegte, gab (srl. 55) dem gesetzgebenden Korps
das Recht diejenigen anzuklagen, welche eines Complots gegen
die öffentliche Sicherheit verdächtig wären. Allein von diesem
scheinbar gemäßigten Anfang ließ der Convcnt sich durch den
Drang der Begebenheiten sehr bald zu den ärgsten Greueln
fortreißen. Schon den 17ten September 1793 erschien daS
berüchtigte Gesetz über die Verdächtigen. (>oi lies suspeets.) **)
Nach demselben sollten in ganz Frankreich alle Verdächtigen
— und als solche bezeichnet Art. 2 unter andern Alle, welche
durch ihr Betragen, durch ihre Reden, Schriften, oder durch
ihre Verbindungen (xsi- Ieu,s relational sich als Freunde
der Tyrannei und des Fedcralismus gezeigt hätten — in Haft
genommen-, und bis zum Frieden in Haft gehalten werden.
Die Ausführung dieser schrecklichen Maßregel ward den Auf-
sichts-Ausschüssen (evnntes so 5urveillsnee) übertragen, deren
durch das Dekret vom 21sten März 1793 bei allen Gemeinden
eingesetzt waren, und die aus 12 Mitgliedern bestanden. Diese
Aufsichts-Ausschüsse sollten (srt. 3) unverzüglich eine Liste aller
Verdächtigen ihres Arrondissemcnts aufstellen, dieselben verhaften
und ihre Papiere versiegeln lassen. Die Vcrbaftung sollte

*)vesenne tom. III. p. (348—349).

**)1)e8enne eos. zenei-. 1'rsno. tom. X. p. 129. Man ver¬
gleiche noch das Dekret vom 22sten Neutose I. 2 (13-
März 1794). ibisi x. 150-
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indessen (srt. 4) nur durch Stimmenmehrheit und unter Mit¬
wirkung von wenigstens sieben Mitgliedern erkannt werden
können. Alle Ausschüsse der einzelnen Städte standen unter
der obern Leitung des Ausschusses der allgemeinen Sicherheit
(comitt- klo »ür-etä Ao'nel-gle) von Paris, welcher einen der
16 Ausschüsse des National-Convents ausmachte, und von dem
der Impuls auf ganz Frankreich ansgehn sollte. *) An die¬
sen mußten tsrt. 9) die Ausschüsse der einzelnen Städte das
Verzeichniß aller auf ihren Befehl Verhafteten nebst Angabe
der Gründe und der bei ihnen gefundenen Papiere einschicken,
und dieser (der Sichcrhcits-Ausschuß) entschied endlich bestimmt,
und zwar nach Stimmen-Mehrheit und unter Mitwirkung
von wenigstens neun seiner Mitglieder**), ob der Verhaftete
frei gelassen - an das Revolutions-Tribunaloder an die ge¬
wöhnlichen Criminal-Gcrichte verwiesen- oder als Verdächtiger
in fernerer Gefangenschaft gehalten werden sollte. Diese Be-
fugniß ward ihm durch das Dekret vom 19ten Wendern. I. 2
(lOten Oktober 1793), welches dem vom 17ten September zur
Erläuterung diente, noch bestimmter beigelegt. ***) Nach Art.
10 des letzter» Gesetzes, konnten auch die Tribunale diejenigen,
in Hinsicht welcher die Anklage als unstatthaft erklärt ward,
oder die nach der Anklage frei gesprochen wurden, dennoch nach
Umständen als verdächtig in Haft halten. Allein (mit Aus¬
nahme des Revolutions - Tribunals) schienen die gewöhnlichen
Gerichte den damaligen Machthabern nicht die geeigneten Werk¬
zeuge zur Ausübung ihrer Tyrannei zu seyn. Das Dekret ****)

*) Dieser Ausschuß der allgemeinen Sicherheit war es, wo¬
von, in Verbindung mit dem Wohlßahrts-Ausschuß, alle
Greuel der Schreckens-Regierung ausgingen. Die Be¬
fugnisse dieser Ausschüsse wurden' insbesondere durch das
Gesetz vom 7ten Fructidor I. 2 näher bestimmt. Vesennv
tom. I. p. 305.

**) Dieses letztere bestimmte Art. 3 des Dekrets vom 7ten
Fructid. I. 2 (3ten September 1794). vesenne tom. I.
p. 305.

***)Oesenvo tom. X. p. 132.

****) Dekans tom X. x. 140. 30



vom 18ten Iiivosc I. 2 (8tcn Januar 1794) beauftragte daher
(Art. 1) vorzugsweise die Municipalitäten und die Aufsichts-
Ausschüffe mit der Verfolgung und Verhaftung derjenigen, die
Etwas gegen die Sicherheit des Staats unternahmen. Die
Friedensrichter wurden (Art. 8) verpflichtet, alle Anklagen der
Art, welche bei ihnen vorgebracht würden, an die Municipali¬
täten und Aufstchts- oder Nevolntions-Ausschüsse zu verweisen.
Diese grausamen Maßregeln blieben in Wirksamkeit bis zum
27steu Juli 1794 (9ten Thermid. I. 2). Da führte endlich
das Uebermaß des Uebels den Untergang seiner Urheber und
in Folge dessen bald eine bessere Ordnung der Dinge herbei.
Am 5tcn Fructid. I. 3 (22steu August 1795) ward eine neue
(die dritte) Constitution eingeführt, welche (Art. 222) jede
willkührlichc Verhaftung verbot. Nur die Polizei- oder ge¬
richtlichen Beamten dursten im Fall eines gegründeten Ver¬
dachts einen Bürger verhaften lassen; und zwar unter der Ver¬
pflichtung ihn gleich zu verhören *) und au die Gerichte aus¬
zuliefern. (Art. 224, 225, 227). Im Fall einer Verschwörung
gegen den Staat erhielt zwar das Directorium (Art. 145) das
Recht einen Verdächtigen verhaften zu lassen und zu verneh¬
men; allein es war, und zwar unter den gegen die willkühr-
lichcn Verhaftungen verhängten Strafen, verpflichtet, denselben
innerhalb zwei Tagen an die Polizei-Beamten auszuliefern,
um nach den Gesetzen zu verfahren. Gegen die Einzelnen ward
diese Bestimmung streng genug gehalten. Zsttbin das Directo¬
rium durch die unaufhörlichen Bewegungen feiner innern und
äußern Feinde in stetem Schrecken gehalten, wüthete gegen die
Massen, besonders gegen die Klasse der Emigranten, der Ade-
lichen und Priester.«. Den lOten Vendemiaire I. 4 (2ten Okto¬
ber 1795 **) erschien ein Gesetz, nach welchem jede Gemeinde
für alle auf ihrem Gebiet mit offenbarer Gewalt durch Zusam¬
menrottung Mehrerer (mit- oder ohne Waffen) begangenen
Verbrechen verantwortlich gemacht (tit. 4 »rt. 1), und zum

*)Die Jnstruction der Criminal-Prozesse lag damals fast
ganz in den Händen der Beamten der gerichtlichen Poli¬
zei. M. s. weiter unten.

**)Oe8vnn6 tom. X. p. 219-



Schadens-Ersatz und, wenn Mitglieder der Gemeinde Theil
genommen hatten, zu einer der Entschädigungs-Summe gleichen
Geldbuße gegen den Staat (»ri. 2) angehalten ward. Nur,
wenn die Ucbelthätcr nicht aus der Gemeinde waren, und *)
letztere alle ihr zu Gebot stehenden Mittel angewendet hatte,
um dein Verbrechen zuvorzukommenund die Urheber zu ent¬
decken, war sie von aller Verantwortlichkeitfrei (tit. 4 srt. 5).
Ueber Alles dieses, so wie über den Betrag der Entschädigung
entschied das Eivil-Tribunal des Departements. (tit 5 srt. 4,5).
Die Summe, wozu eine Gemeinde verurtheilt ward, sollte in¬
nerhalb zehn Tagen fürs Erste von den zwanzig höchst Be¬
steuerten genommen, und alsdann auf alle Gemeinde-Mitglieder
nach Verhältniß ihres Vermögens (ü i-gison äss kslmltös cko
clisc^us Iisbitsni) vertheilt werden, (tit. 5 srt. 8, 9). Den
Mitgliedernder Gemeinde, welche an dem Verbrechen keinen
Theil genommen,blieb es vorbehalten, ihren Recurs gegen die
Urheber, und deren Mitschuldige zu nehmen, (tit. 4 srt. 4).

Durch das Gesetz vom 19ten Fructid.**) I. 5 (5ten Sep¬
tember 1797) wurden eine Menge bestimmt genannter Perso¬
nen zur Deportation verurtheilt. Dieses geschah indessen in
Folge einer gewaltsamen Veränderung der Regierung.

Den 24steu Mcssidor I. 7 (12ten Juli 1799) erschien das
unter dem Namen des Gesetzes über die Geißel (loicles otsgss)
bekannte.***) Nach demselben sollten aus einem Landestheil,

*) Es kann kaum bezweifelt werden, daß das hier Gesagte Cu-
mulativ verstanden werden sollte, d. h. daß die hier erwähn¬
ten, die Gemeinde entschuldigenden Umstände zusammen
eintreffen müßten, um sie von aller Verantwortlichkeitzu
befreien. Es heißt nämlich Art. 4: „Vsn8 le» os8 ou les
rgssemblomens guroient 6tö 1ormÜ8 cl'inlllviclus etrsn-

gers s Is communo ..... et orr Is eommun« Sliroit
gl)ü touteg los me.8ui'e8 sto. — Anders verhalt es sich mitdem Art. 7 erwähnten Fall, wenn Brücken zerstört, Wege
unterbrochen wurden u. s. f. In diesen Fällen konnte sich
die Gemeinde (Art. 8) durch Angabe der Urheber, wenn
sie Fremde waren, befreien.

**)I)6seri. tow. X. p. 250.
***)Oe8eon6 m. X. p. 283-



(Departement, Canton u.s.f.), worin bürgerliche Unruhen Statt
fänden, nachdem das Gesetz anf den Vorschlag des Directori,
nms von dem gesetzgebenden Korps als darauf anwendbar er¬
klärt worden, von den Central - Verwaltungen gewisse Indivi¬
duen als Geißel genommen und auf ihre Kosten alle in einem
gemeinschaftlichen Local in Verwahr gehalten werden, (srt.
1,3,4). Dieselben sollten votzüglich aus den Verwandten und
Verschwägertender Emigrirten, den ehemaligen Adelichen, wenn
sie ssch durch Etwas verdächtig gemacht hatten, so wie aus
den Eltern und Großeltern derjenigen Personen, die notorisch
an den Zusammenrottungen und Verbindungen der Meuchel¬
mörder Theil hatten, genommen werden (srt. 2, 3). Alle diese
sollten überhaupt für die in dem Departement u. s. f. began¬
genen Meuchelmorde und Räubereien persönlich und bürgerlich
verantwortlich seyn. (s,r. 2). Im Fall an einem wirklichen
oder vormaligen Beamten der Republick, an einem Vaterlands-
Vertheidiger, an einem Ankäufer oder Besitzer von National-
Gütern ein Meuchelmord begangen würde, sollte das Direkto¬
rium für jeden Ermordeten vier dieser Geißel von dem Gebiet
der Republick deportiren lassen, (sr-r. 9). Die srt. 2 als ver¬
dächtig bezeichneten waren überdem solidarisch verpflichtet, für
jeden dieser Ermordeteneine Geldbuße von 5000 Franken
und an die Wittwe und Kinder des Ermordeten eine Entschä¬
digung, die für die Wittwe nie weniger als 6000- und für
jedes Kind nie weniger als 3000 Franks betragen konnte, zu
bezahlen, (srt. 13, 15).

Das Direktorium überlebte das Erscheinen dieses Gesetzes
nicht lange. Den 18ten Brümaire desselben Jahrs (9ten No¬
vember 1799) mußte es den Consuln Platz machen. Auch diese
hatten eine Eristenz von kaum ein paar Tagen, als sie (durch
den Beschluß »i-rütäz vom 20sten Brümaire I. 8) eine Meuge
von Personen der vorigen Regierung verbannten. *) Doch

*) Desenne lom. X. p. 290- Von den bezeichneten Personenwurden Einige aus dem Gebiet von Frankreich verwiesen,
andern ward ein bestimmter Wohnort in Frankreich ange¬
wiesen, den sie nicht verlassen durften. Eigentlich depor¬
tier ward keiner.
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dieses scheint leider fast eine traurige aber absolute Nothwen¬
digkeit zu seyn, der sich keine Regierung, die eine frühere ver-
drangt, ganz entziehen kann. Die Constitution vom 22stcn
Friin. I. 8 (13. Dezember 1799), welche das Werk des 18ten
Brümaire erst fest begründete, ertheilte fast so, wie die vorige
v. I. 1795 , der Regierung (srt. 46) das Recht, diejenigen,
die staatsgefahrlichcr Plane verdächtig waren, unter der Ver¬
pflichtung sie den Gerichten auszuliefern, verhaften zu lassen.
Nur ward die Zeit, innerhalb welcher der Verhaftete entweder
in Freiheit gesetzt oder den Gerichten übergeben werden mußte,
von zwei auf zehn Tage ausgedehnt; auch sollte die Strafe
der willkührlichen Verhaftungnicht die Mitglieder der Regie¬
rung, (die Consuln), sondern den Minister, der den Verhafts-
Befehl unterzeichnet hatte, treffen. Die Constitution vom löten
Thcrmid. I. 10 (4ten August 1802) *), wodurch Napoleon auf
Lebenszeit zum Consul ernannt ward, änderte (tit. 5 -ne. 55)
dieses dahin ab, daß der Senat jedesmal die Frist festsetzen
sollte, innerhalb welcher ein von der Regierung Verhafteter
den Gerichten ausgeliefert werden müßte. Hierzu fügte (sin. 56)
noch die allgemeine Bestimmung hinzu, daß ein Senatus - Con-
sult nicht anders als auf den Vorschlag der Regierung zur
Berathung gebracht werden könne; wodurch freilich der Inhalt
des vorigen Artikels in ein leeres Gaukelspiel verwandelt, und
die persönliche Freiheit eines jeden Bürgers ohne Schutzmittel
in die Hände der Regierung und ihrer Agenten gegeben ward.
In Folge dieser Gewalt, welche die Constitution selbst der Re¬
gierung gab, hatten sich die Gefängnisse im Lauf mehrerer
Jahre nach und nach mit Verdächtigen gefüllt, als den 3ten
März 1810 endlich das berüchtigte kaiserliche Dekret über die
Staats - Gefängnisse**) erschien, welches man fast eine verfei¬
nerte Ausgabe des Gesetzes der Verdächtigennennen möchte.
Die in der Einleitung angegebenen Beweggründe des Dekrets
sind merkwürdig. In Erwägung „ heißt es daselbst " daß eine
Menge Menschen in den Staats - Gefängnissen verhaftet ist,

*)Sie ward als organisches Senatus-Consult verkündigt.

**) Oesonns tom. IX. 623.



ohne daß cs angemessen wäre weder sie in Freiheit zu sehen,
noch auch sie den Gerichten zu überliefern ; daß Mehrere dersel¬
ben, die von der Polizei in fremden Landern gebraucht worden !!,
gegen diese wortbrüchig geworden, so daß man sie ohne das
Wohl des Staats zu gefährden, weder in Freiheit setzen, noch
vor Gericht stellen kann, ..... in Erwägung indessen, daß
unsere Gerechtigkeit erheischt uns zu versichern, daß, wenn ei¬
nige unserer Unterthanen in den Staats-Gefängnisscn zurückge¬
halten werden, dieses nur aus gerechten Ursachen und aus
Rücksichten auf das öffentliche Wohl geschieht; so wie daß es
zweckgemäß ist für die Untersuchung einer jeden Sache gesetz¬
liche Formen festzustellen, haben Wir beschlossen u. s. f.

Der wesentliche Inhalt des Dekrets ist, daß Niemand in
ein Staats - Gefängniß gesetzt werden könne (srt. 1), als in
Folge eines kaiserlichen Beschlusses, der auf den Bericht des
Justitz- oder Polizei-Ministers in einer geheimen Berathung
erlassen ward, wobei außer dem Großrichter *) noch zwei Mi¬
nister, zwei Senatoren, zwei Staatsrathe und zwei Mitglieder
des Cassationshofs gegenwärtig waren. Dieser Beschluß sollte
nur ein Jahr in Wirksamkeit bleiben, wenn vor Ablauf dieser
Zeit nicht ein ähnlicher Beschluß (srt. 2) erfolgte. Jedes
Staats-Gefängniß sollte jährlich vor dem Isten September von
Einem oder mehreren Staatsrathcn (sri. 9, 10) untersucht,
und jeder Gefangene einzeln über seine Einreden und Rcchtfcr-
tigungs - Gründe (srt. 1l) vernommen werden. In Folge die¬
ser Untersuchung ward dem Kaiser jedes Jahr im Lauf des
Dezembers die Liste der Staats-Gcfangencnmit allen nöthigen
Nachweisungen in einer geheimen Berathung vorgelegt, (srt.
3, 4, 5). Der Beschluß über jeden einzelnen Gefangenen sollte
ebenfalls jedes Jahr, von dem Staats-Sccretair ausgefertigt,
und von dem Justitz-Minister bescheinigt, an den Polizei-Mini¬
ster und an den General-Procnratordes betreffenden Appelhofs
übersendet werden, (srt. 6). Zu Staats-Gefängnisscn sollten
(srt. 37, 38) nur die Schlösser zu Saumür, Hain, Jf, Lands-
kroun, Pierre - Chatel, Fenestrclle, Campiano und Vincennes

*)d. h. außer dem Justitz-Minister. Die Constitntion v. I.
1802 legte Art. 78 ihm diesen Titel (Großrichter) bei.
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dienen. Jeder Gefangene behielt in der Reget («'it n'o» ert

gutrvmvnt orclonnö) das Recht über sein Vermögen zu ver¬

fügen (si-t. 34), und bekam außer seiner Nahrung, wenn er

es verlangte, jeden Tag zwei Franken. (-»>. 33). — Welcher

Gebrauch von diesem Dekret gemacht worden, und zu welche,»

Klagen es Veranlassung gegeben, ist bekannt. Letztere waren

um so gerechter, da der Kaiser bei seinem Talent und sei¬

nen Hülfsmitteln zur Erhaltung seiner Macht solcher Mittel

nicht bedurfte, die endlich gerade das Gegentheil von dem, was

sie bezweckten, herbeigeführt haben.*)—Die, nach dem Sturz

Napoleons, im I. 1814 ertheilte Ehartc Ludwigs des Achtzehn¬

ten huldigte in dieser Hinsicht ganz den Grundsätzen der Eon-

stituirenden. Durch s>t. 4, 62, 63 ward die Freiheit der Bür¬

ger vor jedem willkührlichm Angriff gesichert. Bald darauf

kehrte bekanntlich Napoleon auf eine sehr kurze Zeit nach Frank¬

reich zurück, um auf immer daraus zu verschwinden. Seine

Fehler zwar erkennend, aber nicht bekennend (welches letztere die

Nation erwartete, und die Gerechtigkeit forderte) gab er den

22sten April 1815 (Dosen. ton,. XVIII. i>. 586) eine Constitu-

tion unter dem Namen: Zusatz-Act zu der Grundverfassung

des Reichs (soto kxiclitionnol kttix oonstitulions lls I'onipiro),

die Art. 60 jede willkührliche Verhaftung verbot. Diese

große Wohlthat ward endlich den Bürgern durch die Charte

von 1830 ait. 4,5,3 von neuem bestätigt, und (si-t. 54) völ¬

lig gesichert.

5) Nach der jetzt (1835) bestehenden Gesetzgebung gibt es

in Frankreich, außer der Pairskammer und den Militair-Gerich-

ten, welche letztere nur über Militair-Personen richten, und

worüber im fünften Abschnitt noch Einiges vorkommen wird,

keine Ausnahm-Tribunale (tridunsux ä'sttribuuo») mehr. **)

*)Jn dem Dekret des Senats vom 3tcn April 18l4, welches
Napoleon des Throns verlustig erklärte, wird sein Dekret
über die Staats-Gefängnisse als ein besonderer Beschwerde-

Grund gegen ihn angeführt. (Dosen. to»>. I. s>. 103).

**)Auch keinen privilcgirtcn Gerichtsstand. Das besondere
bei Verbrechen der Richter oder gerichtlichen Behörden vor¬
geschriebene Verfahren eock. ck'insir. cri'u,. Ilv. 2. cb.>>», 3



Die Gesetzgebung, so wie sie unmittelbar von Napoleon aus,
ging, war aber von diesem Flecken noch nicht ganz frei. Sie
hatte für Menschen von der geringern Klasse die Spccialhöfe
(oour« spo'oisles) , für die vom allerhöchsten Stand den hohen
kaiserlichen Gerichtshof (Is llsut« vorn- impörisle) , und end-
lich für Menschen aus den geringern und mittlern Ständen
die Prevotalhöfe (bei Zollvergehen) (cours prevtztsles stes
äousnes). Die Specialhöfe sollten, jedoch in einem gemäßig¬
tem Sinne, die Stelle der Prevotal-Gerichte der ältern Gesetz¬
gebung (S. 486) vertreten, wie der Staats-Rath Real in dem
Vertrag, den er in der Sitzung des gesetzgebenden Korps vom
5ten Dezember 1808 über (tit. 2 Ur. 2 4. voll. ll'instr. crim.)
hielt, ausdrücklich erklärte. Auch der Unterschied, den man
ehemals zwischen Prevotal - Fällen nach der Natur des Verbre¬
chers und derjenigen des Verbrechens machte, findet sich (cost.
ll'instr. oriin. srt. 553 — 555) deutlich wieder. Vor die Spe¬
ciell-Gerichtshöfe gehörten nämlich 1) alle von Landstreichern,
hergelaufenem Gesinde! oder Menschen, die schon einmal verur-
theilt waren, begangenen Verbrechen (srt. 553); 2) bewaffnete
Widersetzlichkeit gegen die bewaffnete Macht; Falschmünzerei;
Meuchelmord, der durch bewaffnete Zusammenrottungen vorbe¬
reitet worden (srt. 554): also fast dieselben Verbrechen, die
ehemals vor die Prevotal-Gerichte gehörten;* *) nur daß
(srt. 554) noch die Contrebande mit bewaffneter Hand aus,

ist kaum hierhin zu rechnen. Eben so wenig die in dem
folgenden Kapitel enthaltenen Verordnungen, nach welchen
jedes Gericht die in der Sitzung desselben vorfallenden Ex¬
cesse oder Verbrechen auf der Stelle strafen kann. Die
Präfecte und andere Administrations - Beamten können in
solchen Fällen die Ruhestörer u. s. f. nur ergreifen lassen,
müssen sie aber wegen der Bestrafung den Gerichten über¬
liefern. (srt. 509). In correctionnellenSachen ward in¬
dessen durch das Gesetz vom 20sten April 1810. srt. 10.
ein wahrer privilegirter Gerichtsstand eingeführt. (Oeseo.
tom. IV- x. 466).

*)Man sehe diese merkwürdigeRede, worin man auch über
die ehemaligenPrevotal-Gekichte noch manches historisch
Merkwürdige findet, in dem Moniteur vom 7ten Dezember
1808°
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^ drücklich zugesetzt worden ist. —Bei den Spccial-Gerichten wnr-
^ den keine Geschwornenzugezogen, sondern dieselben waren aus

acht Richtern, nämlich aus einem Mitglied des Appclhofs als
^ Präsident, vier eigentlichen Richtern und drei von dem Kaiser
^ jedes Jahr dazu bestimmten Offizieren, welche wenigstens den
'A Grad eines Kapitains haben und dreißig Jahre alt seyn muß¬

ten, *) zusammengesetzt, (srt. 556,559). Diese entschieden nach
einfacher Stimmen-Mehrheit sowohl über die Thatsache, als
auch über die Bestimmung der Strafe. Gegen ihren Ausspruch

^ fand keine Cassatiou Statt. (srt. 597). Indessen mußte der
Beschluß der Anklage-Kammer, wodurch der Angeklagte an ei¬

ch neu Special-Gerichtshof verwiesen ward, durch den Cassations-
W Hof bestätigt werden srt. (567 — 571), gerade so wie auch
dw ehemals die Compctcnz des Prcvotal-Gerichtsvorher durch ein
oi Urtheil festgestellt werden mußte. Doch ward, auch ehe der
w Eassationshof entschieden hatte, der Prozeß bis zu den öffent-
v, lichcn Verhandlungen (ausschließlich) fortgesetzt, (srt. 572).
!> Der Gang des Prozesses, sowohl während der Instruktion als

bei der Erlassung des Endurtheils, war fast genau so wie
bei den gewöhnlichen Assisen. Der Anklage-Act ward von dem

„ General - Prokurator des Appclhofs entworfen (ooll. ä'instr.
ii vrim. srt. 241), und (srt. 576) dem Angeklagten mitge-
s theilt. Demselben mußte (srt. 572, 294, 295), wenn er nicht
^ selbst einen Vertheidiger wählte, von Amtswegcn einer gegeben

*)Nach Art 24 des Gesetzes vom 20steu April 1810 über
die Organisation der Gerichte, ernannte der Kaiser alle
Jahre für jeden Spccialhof sechs Offiziere der Gendarme¬
rie, worunter drei als Stellvertreter bezeichnet wurden, um
als Richter bei den Spccialhöfen zu sungiren. Das bald
darauf (den 6ten Juli 1810) erlassene kaiserl. Dekret än¬
derte (Art. 99) dieses wieder dahin ab, daß, in Ermange¬
lung von Gendarmerie-Offizieren, auch Offiziere von der
Linie, die aber ebenfalls wenigstens den Grad eines Kapi¬
tains haben mußten, genommen werden könuten. Das
Dekret enthält noch (Art. 103) die wichtige Bestimmung,
daß die Zahl der Richter, die bei einem Urtheil mitwirken,
nothwendig acht oder sechs seyn müsse. Ein Angeklagter
konnte also, wie ehemals, nur mit einer Mehrheit von zwei
Stimmen verurthcilt werden.
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werden. Bei der definitiven Beurtheilung waren die Verhand¬
lungen öffentlich. Hier ward der Angeklagte verhört, und die
Zeugen vernommen, gerade so wie bei den gewöhnlichen Assi-
sen. Nach Vernehmung der Zeugen hielt der General-Procm
ratvr seinen Vertrag, worauf der Vertheidiger antwortete,

(alt. 57(i, 335). Nun ward (srt. 277) der Angeklagte aus
dem Sitzungssaal entfernt und (ai-r. 580) der Hof zog sich in
die Bcrathungs - Kammer (eliamlnw oonsoil) zurück. Hier
stellte (art. 581) der Präsident die Fragen, und sammelte die
Stimmen. Die Fragen über die Thatsache wurden von den¬
jenigen über die Anwendung der Strafe getrennt, (ai-t. 587).
Der Gerichtshof entschied (a,t. 582) nach Stimmen-Mehrheit.
Die Militairs stimmten zuerst (art. 58>)- Bei Stimmen-
Glcichhcit galt (art. 583) die gelindere Meinung. War das
Urtheil erlassen, so ward es öffentlich und zwar in Gegenwart
des Angeklagten ausgesprochen. Cassation fand, wie schon so
eben bemerkt worden, gegen dasselbe nicht Statt. Doch konnte
das Gericht, in den vsm Gesetz bestimmten Fallen, erklären, daß
der Vcrnrtheilte Entschuldigung verdiene. Eben so konnte es

(art. 505) Ihn aus wichtigen Gründen der Gnade des Kai¬
sers empfehlen. Diese Empfehlung kam nicht in das Urtheil
sondern es ward im Geheimen in der Rathskammer da¬
rüber ein Protokol aufgenommen, von allen Richtern un¬
terschrieben und an den Jnstitz - Minister gesendet. *) — Er¬
gab sich aus den Verhandlungen, daß die dem Angeklagten zu
Last gelegte That zu der Competenz eines gewöhnlichen Assisen-
hofö gehöre, so ward er (art. 580) dahin verwiesen. Verdiente
dieselbe aber nur eine Polizei- oder corrccrionnclle Strafe, so
konnte der Specialhof diese sogleich selbst erkennen.

Diese Einrichtung der Specialhöfe, die wir so eben erklärt
haben, war nur eine Etwas verbesserte Auflage der ursprüng¬
lichen. Die Special-Gerichte wurden durch daö Gesetz vom

*) Durch die Aussicht znr Begnadigung, die man dem Ange¬
klagten offen ließ, beabsichtigte man, wie aus dem eben
angeführten Vortrag deö Staats- Ratbü Real hervorgeht,
ihn znr Entdeckung seiner Geheimnisse und Angabe der
Mitschuldigen zu bewegen.



I8tcn Pluv. I. 9 (7tcn Fcbr. 1801) unter dem Titel: Spc-
cial-Tribunale, zuerst eingesetzt. (Deson. wm. IV. p. 286).
Sowohl die Zusammensetzung als Compctenz, so wie auch das
Verfahren vor denselben war von dem, was der oo<I. cl'insti-.
crim. darüber bestimmt, in Etwa verschieden. Sie richteten
indessen ebenfalls ohne Zuziehung von Geschwornen; welches
überhaupt den wesentlichen Unterschied zwischen Ihnen und den
gewöhnlichen Criminal-Gerichten ausmacht. Als Richter fun-
girtcn dabei (sm. 2) der Präsident und zwei Richter des Cri-
minal - Gerichts, drei Militairs, welche wenigstens den Grad
eines Kapitains- und zwei Bürger, welche die zur Versetzung
einer Nichterstelle nöthigen Eigenschaften haben mußten. Letz¬
tere (die Militairs und Bürger) wurden von dem ersten Con-
sul ernannt. Der Regiernngs-Kommissair (Staats-Prokura¬
tor) so wie der Gerichts-Sccretair des Criminal-Gerichts ver¬
sahen (arl. 3) dieselben Funktionen bei dem Special-Gericht.
Die Compctenz dieser Gerichte (sm. 6 — 14) war noch ausge¬
dehnter als nach den Bestimmungen des voll. ll'insu-. ci-im.
Sie erstreckte sich insbesondere (art. 8) auf alle Dicbstählc, die
auf der offenen Landstraße, oder auf dem offenen Lande oder
auch in Wohnungen auf dem Lande, mit Durchbrechung der
Mauern, des Dachs, der Thüren und Fenster, geschahen; was
für Personen auch immer die Urheber seyn mochten n. s. f.
Kurz die Compctenz dieser Special-Tribunale kam derjenigen
der ehemaligen Prevotal-Gerichte noch viel naher, als nach
den Bestimmungendes voll. ä'instr. o,im. Als das erste Ge¬
setz über die Special-Gerichte erschien (18ten Pluv. I. 9, 7ten
Fcbr. 1801), war die Jnstruction bei den gewöhnlichenCrimi¬
nal-Gerichten von der durch den voll. kUinzri-. orim. angeord¬
neten noch sehr verschieden, und vorzüglich den Beamten
der gerichtlichen Polizei überlassen. Diese schickten nun, nach
gehöriger Untersuchung,den Angeschuldigten in das gewöhnliche
Arresthaus. Hier ward derselbe (srt. 23) innerhalb 24 Stun¬
den von einem dazu besonders beauftragten Richter ver¬
hört. Auch die Zeugen wurden und zwar in Abwesenheit des
Angeklagten vernommen. Nachdem diese Verhöre beendigt, dem
Staats-Procnrator mitgetheilt, und dessen Anträge gehört wa¬
ren, entschied (a,-t. 24) das Tribunal selbst, und zwar in letz-
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ter Instanz, über seine Competenz. Dieses Urtheil ward Ort. 25,)
dem Angeklagten innerhalb 24 Stunden mitgetheilt, und durch
den Regierungs - Kommissair dem Justitz - Minister zugesendet,
der es an den Cassationshof gelangen ließ, nm über die etwai¬
gen Nichtigkeiten u. s. f. zu entscheiden. Während dieser Zeit
ward Ort. 27) der Prozeß bis zum definitiven Urtheil (ein¬
schließlich) fortgesetzt, doch so, daß die Vollstreckung bis zu dem
Eintreffen der Entscheidung des Cassationshofs ausgesetzt blieb.
Die Verhandlungen des Prozesses waren Ort. 28) öffentlich.
Der Anklage-Act ward (Ist. srt.) von dem Regierungs-Kom-
missair entworfen. Gegen das definitive Urtheil eines Spe-
cial-Gerichts fand Ort. 29) keine Cassation Statt. Die Zahl
der Richter bei Abfassung des Urtheils mußte (srt. 5) gerade
(6, 8 u. s. f.) seyn. Fanden sich etwa sieben Richter dabei
ein, so mußte der siebente ausscheiden. Auf diese Weise konnte
der Angeklagte (der ehemaligen Sitte gemäß) nur durch eine
Stimmen-Mehrheit von wenigstens zwei Richtern vcrnrtheilt
werden. — Die Spccial-Tribunale sollten (srt. 1) nur in den
Departements, wo die Regierung es für nöthig erachtete, ein¬
gesetzt werden, und (srt. 31) zwei Jahre nach dem allgemeinen
Frieden, dem Recht nach (äo plein stroit), aufhören.

Durch das Gesetz vom 23. Floreal I. 10 (13. Mai 1802)
(Dosen tom. IV. x. 321) wurden für das Verbrechen der Verfäl¬
schung (srt. 2) Spccial-Tribunale einer andern Art, die nur aus
eigentlichen Richtern (sechs an der Zahl) bestanden (srt. 3), ein¬
gesetzt. Das Verfahren bei denselben war (srt. 5) dem bei
den andern Special - Tribunalen gleich. *) Durch das Gesetz
vom 17ten Messidor I. 12 (6ten Juli 1804) ward den Spe¬
cial - Gerichten der einen und andern Art der Titel: Spccial-
Criminalhöfe (oours sto justioo oriminolle spoeislo) beigelegt.
(Dosen. tom. IV. x. 355). — Endlich wurden, nachdem das
Gesetzbuch für das Criminal - Verfahren vollendet war, durch

*)Die Competenz dieser Spccial-Gerichtc ward durch die Ge¬
setze vom 2ten und 13ten Flor. I. 1 l, 23sten Ventose
I. 12, durch das Gesetz vom 19. Pluvios. I. 13, 12ten
Mai 1806 noch weiter ausgedehnt. (Dosen. tom. IV.
x. 341, 343, 351, 359, 374).'



das Gesetz vom 20ffen April 1810, einem der wichtigsten in
Beziehung auf die Justitz-Organisation (ebop. 4 §. 2; Dosen,
wm. IV. p. 466) noch außerordentliche Specialhöfe einge,
führt, die (srt. 25) nur aus acht Richtern des Appelhofs,
wovon Einer als Präsident fungirte, bestanden, und in denje¬
nigen Departements,wo die Geschwornen--Anstaltfür eine ge¬
wisse Zeit aufgehobenwar, die Stelle der Assisenhöfe versehen
sollten. Die Attributioncn eines solchen Hofs sollten (srt. 29)
durch eine Vorschrift für die öffentliche Verwaltung tpar un
röglement ck'sälninistoglion zinbli^ne) jedoch nicht länger als
auf Ein Jahr festgesetzt werden. In Hinsicht des Verfahrens

l und der Entscheidung sollten sie sich (sm. 31) nach den, in dem
cocl. cl'insrr. vrim., für die gewöhnlichen Specialhöfe enthalte¬
nen Vorschriften richten. Doch fand gegen ihre definitiven
Aussprüche (srt. 31) das Rechtsmittel der Cassation Statt,
und eben deswegen brauchte denselben kein besonderes Urtheil
des Cassationshofs, wodurch ihre Competenz anerkannt ward,
vorherzugehen.

6) Daß die gegen die ersten Beamten des Reichs, gegen
die Minister, die kommandirenden Generale u. s. f. wegen
Mißbrauchs ihrer Gewalt und sonstiger Dienstvergehenangeho¬
benen Klagen einem besondern Gerichtshof übergeben werden,
scheint eine sowohl im Interesse der Gerechtigkeitals der An¬
geklagten, unerläßliche Maßregel zu seyn. Rang und Macht
der Angeklagten sowohl als auch des Anklägers ist in diesen
Fällen so außerordentlich, daß die gewöhnlichen Gerichte dem
Einfluß derselben wohl nicht immer widerstehen möchten. Auch
sind die Gegenstände,worüber es sich hier handelt, ganz ver¬
schieden *) von denen, womit die Richter sich gewöhnlich be¬
schäftigen: und eben wegen dieser Verschiedenheitder Gegen-

*)Das Erkenntniß über Verbrechen gegen die Sicherheit des
Staats wird daher auch häufig ohne Rücksicht auf die
Person des Verbrechers zu der Competenz desselben Ge¬
richts gerechnet, welches über die Dienstvergehen der Hä¬
hern Staatsbeamten entscheidet. Doch ist die Gesetzgebung
hierüber in Frankreich sich nickt ganz gleich geblieben, wie
aus dem sogleich folgenden näber erbellen wird.
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stände kann daher auch der Gang des Verfahrens dem ge¬
wöhnlichen nicht ganz gleich seyn. Auch haben fast alle neuern
Gesetzgeber diese Maßregel aufgenommen, wohl überzeugt, daß
ohne dieselbe entweder mächtige Verbrecher gar nicht gestraft,
oder auch redliche Administratoren der Wuth der Tyrannei
Preis gegeben würden. — In Frankreich insbesondere verord¬
nete schon die erste Constitution vom I. 1791 (tit. 3 ebap. 5
Sll. 23, Hosen. Win. 1. p. 37) die Errichtung eines hohen
National-Gcrichtshofs(baute eour nationale), welcher, auf
ein Anklage-Dekret der gesetzgebenden Versammlung,über alle
von den Ministern und den Hauptagentcn der ausübenden
Gewalt begangenen Amtsvergehen, *1 so wie über alle Ver¬
brechen gegen die Sicherheit des Staats entscheiden sollte.
Die gesetzgebende Versammlung konnte, ehe ste die Anklage er¬
kannte, Zeugen vor ihren Schrankn vernehmen. Das Dekret,
wodurch die Anklage erkannt ward, galt zugleich als Verhaf-
tungs-Befehl (-leeret <le xr-iso äe oorps.) Der hohe Ge¬
richtshof war, nach Art der jetzigen Asstscnhöfe, aus Richtern
und Geschwornen zusammengesetzt,wovon die letztem über
Schuld und Nichtschuld und die erstem über die Strafbestim-
mung erkannten. **) Die Richter, vier an der Zahl, welche
Großrichtcr (grsn-ls-ju^es) hießen, wurden aus dem Cassa-
tionshof durch das Loos gewählt. Dieselben waren auch, nach¬
dem die Anklage erkannt war, mit der vorläufigen Instruktion
des Prozesses beauftragt, welche wie gewöhnlichgeführt ward.
Die Geschwornen, welche hohe Geschworne (baut»-jures) hie¬
ßen, wurden durch die Wahlkollegien der Departements(und

*)Dcr genannte Gerichtshof entschied nur über Verbrechen
gegen den Staat. Selbst die Mitglieder der königl. Fa¬
milie standen in den gewöhnlichen Fällen unter den ge¬
wöhnlichen Gerichten. Mau sehe n. Oosenne tom. 1.
Oonstit. <l. 1791 tit. III. ebap. 2- seet, 3 srt. 6 (psA. 28-)

**) Ueber die Zusammensetzung der baute eour nationale und
den Geschäftsgang bei derselben sehe man das Dekret der
constituirenden Versammlung vom lOten Mai 1791 und
das der gesetzgebenden Versammlung vom 25sten August
1792 bei Oeseans cost. Zen. tom. III. pag. 100 und
108.



zwar von jedem Departement zwei, im Ganzen 166 und für

die Dauer einer Versammlung des gesetzgebenden Korps) zu

diesem Zweck besonders gewählt. Aus diesen wurden zur Be¬

urtheilung eines jeden einzelnen Falls 24 durch das Loos be¬

stimmt. Der Angeklagte hatte das Recht, vor der Loosung

noch einmal so viele Geschworne als bei den gewöhnlichen As-

siscn oder vierzig zu verbitten. Wollte er noch Mehrere ver¬

bitten, so mußte er die Gründe angeben; worüber die Richter

entschieden. Die Ankläger konnten keinen Geschwornen anders

als mit Angabe der Gründe verbitten. Um die Anklage durch¬

zuführen, wurden unter dem Titel: Groß-Procuratoren der

Nation (grsncls-^roeuratonis <Ie Is nation) zwei Mitglieder

der gesetzgebenden Versammlung ernannt. Die Stelle des

öffentlichen Ministeriums, dessen Verrichtungen von denen der

Ankläger getrennt waren, vertrat der königl. Staats-Procura-

tor. Die Verhandlungen vor dem hohen National-Gcrichtshof

waren öffentlich. Gegen den Anssprnch desselben fand keine

Cassation Statt. *) Er trat nur auf eine Proclamation des

gesetzgebenden Korps zusammen. Der Ort seiner Sitzungen

mußte von dem Vcrsammlnngs - Ort des gesetzgebenden Korps

wenigstens 15 Meilen (lioues) entfernt seyn. Die erste Ver¬

sammlung des hohen National-Gerichtshofs fand zu Orleans

Statt. Derselbe ward aber durch ein Dekret der gesetzgebenden

Versammlung vom 12ten September 1792 (nachdem das Kö¬

nigthum schon gestürzt war) aufgelöst, und endlich den 25stcn

September desselben Jahres vom National-Eonvcnt aufgeho¬

ben. **) ,

Unter der blutdürstigen Regierung des letztem vertrat das

Revolutions-Tribunal, ***) welches durch das Dekret vom lOtcn

März 1793 eingesetzt ward, und den 28stcn desselben Monats

seine Verrichtungen antrat, gewisser Maßen die Stelle des ho-

*) Nach dem Dccret der gesctzgcb. Versammlung vom 29sten

Aug. 1792 bei Uesenne tom. III. p. 110-

**) Ilsseniiv ioin. III. zi. 110-

***)Man sehe über dasselbe vesonne io,n. III. x. 474, 480,

488, 492. 495, 498, 515, 563, 590.
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hen National-Gerichtshofs. Die Zusammensetzung desselben und
das Verfahren wurden oft geändert, und nahmen immer mehr
den Eharacter der Grausamkeit an, wie aus der Begleichung
der nachcinandcrfolgendcn, in der Note angeführten Dekrete des
Convents naher erhellt. Allein allezeit bestand das Tribunal
aus Richtern, Geschwornen, einem öffentlichen Ankläger und
einem Gerichts-Secrctair. (Es befand steh kein besonderer Kom«
miffair der Regierung oder Staats--Procurator dabei). Die
Entscheidung über die Thatsache blieb allezeit den Geschwornen«
und die Bestimmung der Strafe den Richtern überlassen. Diele
Jury war es aber nur dem Namen nach, und hatte in der
That Nichts von der wohlthätigen Einrichtung derselben. Die
Geschwornen wurden bei der ersten Errichtung des Tribunals
(am lOten März 1793) zwölf an der Zahl, von dem National-
Convcnt für eine bestimmte Zeit (für Einen- späterhin für
drei Monathe) gewählt, in welcher Zeit sie in allen vor das
Revolutions-Tribunal gebrachten Sachen urtheilten. Der An¬
geklagte und eben so der Ankläger konnte Einen oder Einige
derselben nur aus bestimmt angegebenen Gründen verwerfen,
über deren Werth die Richter entschieden. Für die auf diese
Weise ausfallenden, traten die Ergänzungs - Geschworne ein.
In jeder einzelnen Sache entschieden über die Thatsache (nach
dem Einsetzungs - Dekret vom lOten März 1793) zwölf- nach
dem schrecklichen Gesetz vom lOten Juni 1794 neun oder sie¬
ben- und nach dem Dekret vom 28stcn Dezember 1794 eilf
Geschworne und zwar nach absoluter Stimmen-Mehrheit. *)
Sie mußten ihre Stimmen laut abgeben. Die Verhandlungen
waren öffentlich. Vor denselben fand (nach der ersten Bestim¬
mung) eine Jnstruction des Prozesses, eine Vernehmung des
Angeklagten, der Zeugen u. s. f. vor einem Richter, dem ein
Gerichts-Secrctair beigegeben war. Statt. Dem Angeklagten
ward eben so (vor dem Dekret vom lOten Junius 1794) ein

*)Die Zahl der Geschwornen im Ganzen ward späterhin, '
da das Revolutions - Tribunal sich in mehrere Scctioncn
theilte, bis auf dreißig und scchszig vermehrt. Das Leos
entschied dann nur, zu welcher Section jeder einzelne Ge¬
schworne gehören sollte.



Vertheidiger bewilligt. Sechs Mitglieder des Convents warm
ernannt, um alle bei den einzelnen Municipalitäten eingehenden
Anklagen und Nachrichten zu untersuchen, darauf einen An¬
klage-Act zu gründen, über die Instruktionen der Prozesse bei
dem Nevolutions-Tribunal zn wachen, mit dem öffentlichen
Ankläger bei dem letztem, eben so wie mit den Richtern eine
beständige Correspondcnz zu unterhalten u. s. f. Alle Verur-
theilungen zum Tode bei dem Revolutions-Tribunal waren mit
der Confiscation des Vermögens verbunden. Cassation fand
nicht Statt.

Als den Tyrannen, die damals Frankreich unterdrückten,
die Zahl der Opfer, welche dieses Blutgericht lieferte, noch
nicht zu genügen schien, erwirkten sie ein Dekret des Convents
vom 8ten Brümaire I. 2 (29sten Oktober 1793), nach welchem
der Präsident, wenn die Verhandlungen über eine Sache län¬
ger als drei Tage gedauert hätten, den Geschwornen die Fra¬
ge stellen sollte „ob ihr Gewissen hinreichend aufgeklärt sey."
Bejahten sie dieses, so ward auf der Stelle zum Urtheil ge¬
schritten. *)?

Allein die schrecklichste Einrichtung, wodurch es fast in eine
Mördcrbande verwandelt ward, erhielt dieses Tribunal durch
das Gesetz, welches der Convent den 22sten Prairial I. 2,
(lOten Juni 1794) auf den Antrag **) des Wohlfahrts-Aus-
schusses, vorzüglich Conthons, blutdürstigen Andenkens, erließ.
Jedes Wort desselben erfüllt die Seele mit Schrecken, und ath¬
met Wuth und Rache. „Das Revolutions-Tribunal ist einge¬
setzt, um die Feinde des Volks zu strafen" Heißt es Ort. 4).
Femer (srt. 5) „Als Feinde des Volks sind anzusehen Alle,
welche die öffentliche Freiheit, sey es mit Gewalt oder List, zu
vernichten streben; Alle (srt. 6), welche zu der Wiederherstel¬
lung des Königthums auffordern, oder die den National-Con¬
vent und die Rcvolutionaire- und republikanische Regierung,
dessen Mittelpunkt derselbe ist, herabzuwürdigen suchen; die
falsche Nachrichten verbreiten, um das Volk zu theilen oder zu

*)Oesenne tom. III. p. 515.
**)ikiä ;>. 563. Mit diesem schrecklichen Gesetz ward das

Gesctz-Bülletin eröffnet. M. s. S. 167.
37
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beunruhigen,.kurz Alle,' die, durch welche Mittel und
unter welcher Maske es immer seyn mag, gegen die Freiheit,
Einheit und Sicherheit der Republick angehen oder ihre Befe¬
stigung hindern. Die Strafe (srt. 7) für alle Verbrechen, über
die das Revolutions-Tribunal erkennt, ist der Tod." Nur der
National-Convent, der Wohlfahrts- und Sicherheits-Ausschuß,
die Volks-Repräsentanten und der öffentliche Ankläger des Re-
volutions-Tribunals können Jemand vor dem letztem anklagen
(srt. 10 ). „Der Angeklagte wird nur in der öffentlichen Si¬
tzung verhört. Das vorläufige geheime Verhör ist aufgehoben,
und hat nur (srt. 12) in besondern Fällen, wo es zur Ent¬
deckung der Wahrheit nützlich erachtet wird, Statt." „Als
Ueberführungs-Mittel um die Feinde des Volks zu verurtheilen,
dienen alle materiellen und moralischen,geschriebenen oder münd¬
lichen Beweise, welche ein richtiger, natürlicher Verstand für ge¬
nügend erkennt. Die einzige Regel für die Urtheile ist das
Gewissen von Geschwornen, welche die Vaterlandsliebe erleuch¬
tet; der einzige Zweck derselben der Triumph der Republick und
der Untergang ihrer Feinde, (srt. 8)." „Sind materielle oder
moralische Beweise vorhanden, so brauchen keine Zeugen ver¬
nommen zu werden (srt. 13)." „Ist dieses nöthig Ort. 15),
so läßt der öffentliche Ankläger sie nach Gutdünken vorladen
(srt. 15)." Das Recht einen Vertheidiger zu haben, ward
den Angeklagtengenommen. „Den Patrioten, wenn sie ver-
läumdet werden, heißt es (srt. 16), gibt das Gesetz patriotische
Geschworne zu Vertheidigern. Aber es hat deren keine für
Verschwörer."*) Dieses schreckliche Gesetz ward für die Ungc-

*) Diesem Gesetz war (auf Befehl des Convents) der
Bericht von Coutbon als Erläuterung beigefügt, woraus
wir Einiges ausheben wollen. „Man verlangte, man
erhielt für den entthrontenTyrannen amtliche Vertheidi¬
ger ............... . Durch diesen einzigen Act
schwor man die Republick ab. Das Gesetz selbst lud die
Bürger zum Verbrechen ein, und heiligte die Angriffe ge¬
gen die Republick: denn die Sache der Tyrannen verthei¬
digen ist sich gegen die Republick verschwören. Gerade
denselben Fehler beging man, als man den Mitschuldigen
des Tyrannen, d. h. den Verschwörernamtliche Vertheidi-



Heuer, bis damals Richter hiessen, das Losungswort ihre Grau-
rlthatcn zu verdoppeln. Man beobachtete keine Formen mehr.
Man verurtheilte nicht mehr Einzelne sondern ganze Massen;
ohne sie zu verhören, oft ohne sich um die Identität ihrer Per-

gcr bewilligte. Unglaublich! die Freiheit ward durch un¬
aufhörliche Verschwörungen bedroht, und das Gesetz be-
harrte darauf, Helfer für ihre Feinde aufzusuchen! Das
Tribunal, welches eingesetzt war um sie zu strafen, ertönte
von Lästerungen gegen die Revolution und von vcrräthe-
rischen Deklamationen, die nur bezweckten, derselben im
Angesicht des Volks den Prozeß zu machen. Doch nicht
diese besoldeten Advocaten der Tyrannei, das Gesetz allein
muß man anklagen; denn jene schienen den Auftrag, den
das Gesetz ihnen gegeben, um so würdiger zu erfüllen, je
ärger sie das Volk lästerten. ...... "Die Repnblick, in
ihrer Geburt von eben so zahlreichen als treulosen Fein¬
den angegriffen, muß sie treffen mit der Schnelle des
Blitzes, doch zugleich Maßregeln nehmen, um die vcrläum-
detcn Patrioten zu schützen. ........ Die natürlichen
Vertheidiger und nothwendigen Freunde der verläumdeten
Patrioten sind patriotische Geschworne, die Verschwörer
dürfen deren keine finden." — Auch folgende Aeußerun¬
gen in diesem Bericht möchten dem Nachdenken Aller zu
empfehlen seyn. „Die gewöhnlichen Verbrechen greifen
unmittelbar nur Einzelne, die ganze Gesellschaft hingegen
nur mittelbarer Weise an; und da sie ibrer Natur nach
das öffentliche Wohl keiner drohenden Gefahr aussetzen,
und die Gerechtigkeit hier nur über individuelle Interessen
zu entscheiden hat, so darf sie einige Langsamkeit in dem
Geschäftsgang, eine überflüssige Menge von Formen und
sogar eine Art Parteilichkeit für den Angeklagten wohl
gestatten. Sie hat hier weiter Nichts zu thun als Maß¬
regeln zu ergreifen, um den Schwachen gegen die Will-
ksshr der richterlichen Gewalt zu schützen ..........
Allein die Verbrechen der Verschwörer bedrohen unmittel¬
bar die Existenz - oder, was dasselbe ist, die Freiheit der
Gesellschaft. Hier wird das Leben der Verräther gegen
das des ganzen Volks in die Waagschale gelegt; hier ist
jede Zögerung ein Verbrechen, jede schonende oder überflüs¬
sige Formalität eine Gefahr für das öffentliche Wohl.
Die Frist, die Verräther zu bestrafen, muß nicht länger
seyn, als die sie zu erkennen: denn es handelt sich weniger
darum sie zu strafen, als sie zu vernichten."



sonen zu bekümmern. Das Revolutions-Tribunal lieferte täg¬
lich an fünfzig Schlachtopfer unter das Henkerbeil, welches der
höllische Witz der Zeit „einen Ofen voll (lournöo)" nannte.
Ganz Frankreich schwamm in Blut, indem die in den verschie¬
denen Städten nach dem Beispiel des Pariser errichteten Re-
volutions - Tribunale hinter ihrem Muster nicht zurückbleiben
wollten. Doch nur etwa zwei Monate dauerte dieses Uebcr-
maaß des Gräucls, welche Zeit in der Schreckens - Regierung
selbst eine Epoche des Schreckens war. Am (9ten Thermidor
I. 2, 27sten Julius 1794) stürzte Robespierre mit seinen An¬
hängern. Schon gleich den folgenden Tag ward er und 21
derselben, unter andern auch das Ungeheuer Couthon, der Ur¬
heber des schrecklichen Dekrets vom lOten Juni 1794, von
demselben Tribunal aufs Blut-Gerüst geschickt, *) welches ihnen
in der Ermordung so vieler Schlachtopfer behülslich gewe¬
sen war.

Den Tag nach der Hinrichtung Robespierres snspendirte
ein Dekret des Convents die Wirksamkeit des Revolutions-
Tribuuals. Mehrere Mitglieder desselben, worunter der blut¬
dürstige Fouquier-Thinville, Eins der größten Ungeheuer, wel¬
ches die Revolution hervorgebracht, wurden in Anklagezustand
versetzt und bestiegen spater das Blutgerüst. Die Gefängnisse
öffneten sich und Schaaren von Gefangenen strömten aus den¬
selben in die Arme der Freiheit und ihrer Familien zurück. Doch
bald crschrack man selbst über die große Zahl dieser Befreiten.
Die Furcht vor Verschwörungen und Verbindungen mit dem Aus-
land hielt noch alle Gemüther gefesselt. Man glaubte es daher
noch nicht angemessen zu seyn das Revolutions-Tribunal aufzu¬
heben , sondern beschrankte sich darauf, seine Mitglieder zu än¬
dern und ihm mildere Formen vorzuschreiben. Durch das Dekret

*)Eine eigentliche Vernrtheilung derselben durch das Revo-
intions-Tribunal fand nicht Statt. Da sie nämlich durch
den Eonvent außer dem Gesetz (llors I» loi) erklärt wa¬
ren, so handelte es sich blos von der Identität ihrer Per¬
sonen. Nachdem Einer der abscheulichsten Helfershelfer
der Tyrannen, Fouquier-Thinville, öffentlicher Ankläger bei
dem Revolutions-Tribunal, diese Formalität berichtigt, wur¬
den die Gefangene« zum Tode geführt.



vom 14ten Thermtd. I. 2 (Isten August 1794) nahm der Con-
veiit das frühere vom 22sten Prairial (lOtcn Juni 1794) von
Couthon ausgegangene zwar wieder zurück. Allein er trug
zu gleicher Zeit dem Wohlfahrts-Ausschuß, dem der öffentlichen
Sicherheit und dem der Gesetzgebung auf, *) ihm gleich den
folgenden Tag vereinigt einen Bericht über eine neue Organi¬
sation des Revolutions - Tribunals vorzulegen. Den 23sten
Thermidor I. 2 (lOten Aug. 1794) erließ der Convent ein
neues Dekret,**) nach welchem das Revolutions-Tribunal
ohne Verzug in Funktion treten, allein nach den Formen und
Gesetzen, die vor dem 22sten Prairial, d. h. vor der letzten
Organisation desselben durch Coutbon bestanden, und die hart
genug waren, verfahren sollte. Den 8ten Nivose endlich I. 3
(28sten Dezember 1794) erließ der Convent ein neues sehr aus¬
führliches Dekret ***) über die Form, nach welcher das Revo-
lutions-Tribunal in Zukunft verfahren sollte, dessen Bestimmun¬
gen aber mit denjenigen des Dekrets vom lOten März 1793,
woraus wir oben das Wesentlichste mitgetheilt haben (Dosovno
wm. III. p. 474) in der Hauptsache übereinstimmen. Die end¬
liche Auflösung dieses Tribunals erfolgte erst zehn Monate
nach dem Sturz der Tyrannen, durch das Dekret des Con-
vents vom litten Prairial I. 3 (31stcn Mai 1795.) (Do¬

sen. win. III. p. 602). Durch dasselbe wurden alle Anklagen
wegen politischer Verbrechen an die gewöhnlichen Tribunale
verwiesen, mit dem Zusatz jedoch, daß, wenn Einer, auf ein
Dekret des gesetzgebenden Körpers selbst, wegen Verschwörung
oder eines Verbrechens gegen die Sicherheit deS Staats ange¬
klagt war, das Tribunal nach den Formen, die das zuletzt er¬
wähnte Dekret vom 8ten Nivose I. 3 für das Revolntions-
Tribunal vorschrieb, (nach welchen über die Thatsache nach
absoluter Stimmenmehrheit entschieden ward, und kein Cassa-
tions-Gesuch Statt fand) verfahren sollte. Nach (Art. 5 des
Dekrets) stellte der Gencral-Proct^aivr-Syndicus des Departe-

*) Desonno wm. III. p. 582.

**) Desenne wm. III. p. 583-

x. 590-



ments eine besondere Liste von dreißig Urtheils-Geschwornen
auf, die nur über diese Falle und zwar über jede Sache zu
eilf an der Zahl entschieden.

So dauerte die Wirksamkeit des Revolutions-Tribunals
selbst nach seiner Aufhebung gewisser Maßen fort, und erst
späterhin, nachdem der Convent seine Sitzungen geschlossen,
und die Gemüther zu ruhigern und mildern Gesinnungen zu¬
rückgekehrt, verschwand die letzte Spur dieses furchtbaren Ge¬
richts. —

Die dritte Constitution vom 5ten Fructidor des I. 3
(22sten August 1795) gab, wie schon S. 544 bemerkt worden,
(Art. 145) dem Direktorium das Recht im Fall einer Ver¬
schwörung gegen die Sicherheit des Staats die vermeintlichen
Urheber ergreifen zu lassen und zu verhören. Allein nach zwei
Tagen mußte es dieselben der Polizei ausliefern. (Dezonno
tow. I. p. 85). Das Verfahren bei Beurtheilung derselben
war auch dem gewöhnlichen ganz gleich, nur wurden dazu be,
sondere sowohl Anklage- als Urtheils-Geschworne berufen, über
deren Wahl der bald nach der Constitution erschienene ooäs
lies äölits er rle8 peines (vom 3ten Brümaire I. 4) tit. XIII.
das Nöthige enthalt. (Oesenns tom. IV- p. 97). Ueberdem
ward (tii. vm. -»m. 265 — 273 der Constitution) außer den
gewöhnlichen Gerichten ein hoher Gerichtshof (bsato-eour 4e
jusnoe) eingesetzt, vor welchen alle gegen Mitglieder des Di¬
rektoriums und der beiden gesetzgebenden Versammlungen ge¬
richteten Anklagen, nachdem sie vorher von dem Rath der Fünf¬
hundert für zulässig erkannt waren, gebracht werden sollten. *)
Derselbe bestand aus fünf Richtern, zwei National - Anklägern,
die alle aus den Mitgliedern des Cassationshofs, theils durch
das Loos, theils durch Wahl bestimmt wurden, und aus 16
hohen Geschwornen, wozu jedes Departement jährlich Einen

*)Nach dem Gesetz vom -Listen Messid. I. 4 wurden alle,
die von den gewöhnlichen Anklage-Geschwornen als Mit¬
schuldige eines so chen Verbrechens in Anklagestand versetzt
waren, zur definitiven Beurtheilung zugleich mit denjeni¬
gen. wogegen das gesetzgebende Korps die Anklage erkannt
hatte, vor diesen Gerichtshof gestellt, üeson. wm. IV.
p- 153-
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wählte. DaS Verfahren war übrigens fast so, wi<bei dem

oben erwähnten hohen National-Gerichtshof. Die Stimmen

von vier Geschwornen zu Gunsten des Angeklagten waren hin¬

reichend zu seiner Freisprechung. (Man sehe vesenue iom. I.

x. 96 und x. 82, 83 und besonders das Gesetz vom 20sten

Thermidor I. 4 stom. ill. x. 111) wodurch die Organisation

dieses Gerichtshofs festgesetzt ward.

Die vierte Constitution vom Msten Frkmaire I. 8 (13ten

Dezember 1799), wodurch die Consular, Regierung eingesetzt

ward, bestimmte ebenfalls Ort. 72, 73), daß die Minister we¬

gen gesetzwidriger Handlungen, die sich auf ihre Verwaltung

bezogen, auf eine von dem Tribunat angehobene und von dem

gesetzgebenden Körper genehmigte Anklage vor einen hohen Ge¬

richtshof (baute-oour) gestellt werden sollten, der in letzter

Instanz und ohne Zulässigkeit der Cassation entschied. Das

organische Gesetz über die Einrichtung dieses hohen Gerichts¬

hofs ist indessen nicht erschienen. Derselbe ging also noch

vor seiner Geburt unter, und ward nach Gründung des Kai-

serthums, die einige Jahre spater erfolgte, durch den hohen

kaiserlichen Gerichtshof (Is bsutv-eovr iwperisle) ersetzt. Der

organische Senats - Beschluß vom 28sten Floreal I. 12 (18ten

Mai 1804), wodurch Napoleon die Kaiscrwürde übertragen

ward, enthält t,t. 13 die nöthigen Bestimmungen über diesen

Gerichtshof, (vesenne ton,. I. x. 161). Die Gerichtsbarkeit,

welche derselbe ausübte, hing theils von dem Stand der Per¬

sonen, theils von der Natur des Verbrechens ab. Die Mit¬

glieder der kaiserl. Familie, die Großwürdner, die Minister,

der Staats-Secretair, die Groß - Offiziere, die Senatoren und

Staats-Räthe standen Ort. 161) in allen gegen sie erhobenen

Criminal-Klagen *) unter der Gerichtsbarkeit dieses Hofs.

Außerdem entschied derselbe aber noch über alle gegen die Si¬

cherheit des Staats, gegen die Person des Kaisers und muth-

maßlichen Thronerben unternommenen Attentate, Verschwörun-

*)Jn dem Gesetz heißt es art. 161 „uue baute vour nstio^-
usle eonnoit lle» ^ersonnela eommis etc." worun¬
ter also correctionnelle Vergehen eigentlich mitbegriffen
waren.



gen u. s. f., welches Standes auch immer die Urheber oder
Theilnchmer seyn mochten. Ferner urtheilte er über mehrere,
Or-t. 101 näher bestimmte) von den vornehmsten Beamten, den
Ministern, Staats-Rathen, Präfecten, Generalen *) n. s. f.
begangenen Amtsvergehen, insbesondere auch über die Pflicht¬
verletzungen eines ganzen Appel- oder Criminalhofes nnd ein¬
zelner Mitglieder des Cassationshofs, so wie über Klagen we,
gen willkührlicher Verhaftung und Verletzung der Preßfreiheit.
Der Sitz dieses Gerichtshofs (srt. 102) war der Senat. Der
Erzkanzler (sm. 103) war Präsident desselben. Er war zusam¬
mengesetzt aus den Fürsten (grlnoss), den Großwürdncrn,
den Groß - Offizieren, dem Groß-Richter Justiz-Minister**),
sechszig Senatoren, den sechs Präsidenten der Abtheilungen
des Staats-Raths, vierzehn Staats-Räthcn und zwanzig Mit¬
gliedern des Eassationshofs. (srt. 10-t). Die sechszig Senato¬
ren u. s. f. wurden nach dem Dienstalter gewählt. Das öf¬
fentliche Ministerium versah ein auf Lebenszeit vom Kaiser
ernannter General-Prokurator (srt. 105). Das gesetzgebende
Korps konnte bei den (»m. 101) erwähnten Amtsvergehen auf
einen Beschluß des Tribunals oder auf das Gesuch von fünf¬
zig seiner eigenen Mitglieder beschließen, eine förmliche Anzeige
((lönonoiation) gegen den Beschuldigten zu machen, srt. (110
—117). Auch den Ministern stand es (srt. 118) frei, gegen
die Präfecte, Generale n. s. f, eine eben solche Anzeige zu ma¬
chen. Dieselbe ward allezeit (set. 117 —118) dem bei dem
Gerichtshof angestellten General-Procurator mitgetheilt, welcher
letztere überhaupt die Verfolgung des Angeklagten betrieb.
Bei allen Vergehen derjenigen, die vermöge ihres Standes un¬
ter der Gerichtsbarkeit des hohen Gerichtsbofs standen, konnte
dieser nur auf Betreiben des General - Prokurators handeln.
Wenn eine bestimmte Person klagte, eben so bei den Amtsver¬
gehen der richterlichen Beamten und den xrises ä xsrtie, ge-

*)Wenn sie gegen ihre Instruktionen gehandelt statten. Die
Verantwortlichkeit derselben vor den Militair - Gerichten
blieb besonders bestehen.

**)Dis übrigen Minister waren nicht Mitglieder des hohen
kaiserl. Gerichtshofs.
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^ seilte er sich dem Kläger bei (stevenolr psrUs joints er pour-
^ l «lli vsnte) gi-k. 108. Nachdem er dem Reichs - Erzkanzlcr die

dr« gehörige Anzeige gemacht, rief dieser nach vorher eingeholter
l i Erlaubniß des Kaisers den hohen Gerichtshof zusammen,
ch- (grt. 119). Derselbe entschied schon in der ersten Sitzung über
in- seine Competenz Ort. 120). Nachdem diese festgesetzt war, so
'k> ward vorläufig, und zwar auf den Antrag der Staatsbehörde
>>. über die Zulassigkeit der Klage erkannt. Trug dieselbe darauf
h an, daß die Klage nicht zulässig sey, so war, wenn der hohe
w Gerichtshof dem Antrag willfahrte, die Sache definitiv abge-
«z macht. (g,'t. 121, 122). In jedem andern Fall aber ward die
"s Anklage fortgesetzt, (nrt. 123). Der Reichs-Erzkanzler ernannte
M zu dem Ende aus den Mitgliedern des Gerichtshofs, welche
R, zugleich Mitglieder des Caffationöhofs waren, einen Commis-

fair, um die Jnstrnction des Prozesses zu leiten, und auf den
D Grund der von der Staatsbehörde zu entwerfenden Anklage
k an Zwölf ebenfalls aus dem Gerichtshof vom Kanzler gewählte
k Mitglieder zu berichten. l>rn. 123, 124). Erkannten diese die
,f Zulassigkeit der Anklage, so erließ das zum Jnstructions - Rich-
ls, ter bestimmte Mitglied die nöthigen Vcrhaftsbefehle und vol¬
ler lendete die Jnstrnction. l>rt. 125). Ging die Meinung der
>!, zwölf Richter auf Verwerfung der Anklage, so gehörte die be¬
st finitive Entscheidung, ob eine solche Statt finden sollte oder

nicht, dem gesammten Gerichtshof an, welche auf den Bericht
, des zum Jnstructions - Richter ernannten Mitglieds erfolgte,
i (sr-t. 126). Nachdem dieses berichtigt, und die Jnstrnction
k, vollendet war, ward die Hauptsache zur endlichen Entscheidung
A, vor den kaiserlichen Gerichtshof gebracht. Die Verhandlungen

waren öffentlich. Der Angeklagte hatte einen Vertheidiger zum
Beistand. Der Gerichtshof konnte kein Urtheil bei weniger

M als sechszig anwesenden Mitgliedern erlassen. Zehn derselben

^ konnte sowohl der Angeklagte als die Staatsbehörde ohne An¬
gabe der Gründe verbitten (rsouser-). Die Beschlüsse des

^ Hofs wurden nach absoluter Stimmen-Mehrheit gefaßt, und
^ es fand keine Cassation dagegen Statt. Der Gerichtshof

konnte keine andere, als die im peinlichen Gesetzbuch verfügten
,A Strafen erkennen. Doch hatte" er das Recht den Angeklagten,

selbst wenn er ihn frei sprach, unter die Aufsicht der hohen

!
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Polizei zs stellen. Urtheile, die eine Leibes« oder entehrende
Strafe aussprachen, mußten, bevor sie vollstreckt wurden,
vom Kaiser bestätigt seyn. — Der hohe kaiscrl. Gerichtshof
ging zugleich mit dem Kaiserreich unter. — Nach der Restau¬
ration gingen die Befugnisse desselben größtentheils an die
Pairs-Kammcr über. Die Charte von 1814 (srt. 34) sowohl
als die von 1830 (srt. 29) legte die Gerichtsbarkeit über die
Personen der Pairs in Criminal - Sachen einzig der Pairs-
Kammer bei, welches nach der Meinung Einiger auch für cor-
rectionnelle Sachen gilt. *) Nach der Bestimmung beider Char¬
ten **) erkennt die Pairs-Kammer auch über das Verbrechen
des Hochvcrraths und über die Unternehmungen (sttentsts)
gegen die Sicherheit des Staats, welche durch das Gesetz be¬
stimmt werden sollen. Ein Gesetz dieser Art ist indessen bis
jetzt nicht erschienen. In der Ausübung haben seit Verkün¬
digung der Charte bald die Pairs-Kammer bald die gewöhn¬
lichen Geschwornen-Gerichte ***) über diese Verbrechen gerich¬
tet. Noch insbesondere urtbcilt die Pairs - Kammer (nach bei¬
den Charten srt. 55, srt. 47) über die Minister, doch nur auf
eine Anklage der Deputirten-Kammcr und zwar nach der Charte
von 1814 srt. 56 nur wegen Erpressung oder Verrath. Doch
auch in Beziehung auf diesen Punkt erwartet die Gesetzgebung
noch ihre letzte Vollendung. Fast am Schluß des vorigen Jah¬
res legte die Regierung der Deputirten - Kammer ein umständ¬
liches Gesetz über die Verantwortlichkeit,der Minister vor, wel¬
ches sich im Monitcur vom 3ten Dezember 1834 findet, und
worüber noch die Entscheidung der Kammern zu erwarten ist.

*) M. s. kerrist-8sint-krix Oours cl. äroit Crirn. e'äit. ä.

1825 x. 56 not. 34.

**)Art. 33; Art. 28.

***) verrigt-Kgint-k'rix sagt (p. 56 not. 33) in Beziehung auf
diese Befugniß der Pairs-Kammer „ 6els n'empvolie ps»
Is oour cl's88ise8 cl on oonnsitro lors^ii'un pouvoir 8u-
pörieur et con8titutionnsl n's pss sttriduö spo'oislo-
inent lo clslit ä Is odsmdro sies psir», 8niv. un. srix
VS88. 8. Oevemk. 1820, n. 151.



569

'^k Zu den Ausnahme-Gerichten gehörte unter dem Kaiserreich *)
^ auch noch das kaiserliche Familien-Gericht (vonseil lloksmille).
Hs Urt. 14 der Constitution vom 28sten Flor. I. 12 gab dem Kai-
ÄL ser das Recht, durch Statute die Pflichten der Mitglieder der
die kaiserl. Familie des einen und andern Geschlechts gegen seine

Person festzusetzen. In Folge dieser Bcfugniß erließ Napoleon
die den 30sten März 1806 das Statut, welches das kaiserl. Fami-
rt- lien-Gesetz genannt ward. (Ileson. ooä. Zönör. rom. I. x. 175).
d Tit. V. desselben setzte ein besonderes Gericht für die Familie

des Kaisers ein, welches Om. 33) über alle gegen die Mitglic-
«d« der derselben vorgebrachten Klagen (irlsinte 8), die nicht von der
Wj Art waren, daß sie vor den hohen kaiserl. Gerichtshof gehörten,
id und eben so über alle blos persönlichen Civil-Klagen, die entwe-
8 der von den Mitgliedern der kaiserl. Familie oder gegen dieselben

W angestellt wurden, urtheilte. Diese Klagen konnten indessen
kd nur auf einen besondern Befehl des Kaisers (-»m. 35) ange-
tz stellt werden, der übcrdcm Präsident des Gerichts war. Die

Mitglieder des Gerichts (srt. 34) waren einige der höchsten
«f Beamten des Reichs. Der Großrichtcr versah das öffentliche
iü Ministerium. Das Gericht brauchte sich (srd. 37 ) nach den
ch gewöhnlichen Formen des Verfahrens nicht zu richten. Cassa-
uz tion fand t>rt. 38) gegen seine Aussprüche nicht Statt,
ch Aus dem, was in diesem Abschnitt gesagt worden, ersieht

man, daß nach der Gerichts-Verfassung, so wie sie durch die

^ *)Die Gesandten der auswärtigen Mächte standen und ste-
. hen in Frankreich, wie allenthalben, in Criminal - Sachen
^ so wie auch in den meisten Zivilklagen, die man gegen

sie einleiten könnte, nicht unter den Gerichten des Landes,
worin sie ihre Funktionen ausüben. Selbst in den wilde-

j> sten Zeiten der Revolution hat man diese von allen Na¬
tionen Europa's angenommene Sitte geehrt. Durch das
Dekret vom 13ten Ventose Jahr 2 (3ten März 1794. ve-
senne wm. XV. p. 378) verbot der National-Convent
allen constituirten Gewalten sich an der Person eines Ge¬

il sandten der fremden Mächte auf irgend eine Art zu vcr-
j>» greifen, und befahl Allen ihre etwaigen Klagen gegen die-
!>' selben bei dem Woblfahrts-Ausschuß anzubringend — M. s.
> cl. loix liv. XXVI. ebsp. 21 und vorzüglich fiviei'-

lin lionel-t.) den vortrefflich bearbeiteten Art „ülinistre
publio" rovt. V. H. IV, V.



constituirende Versammlung geschaffen, durch die obschon wilde
Erfahrung der Revolutionsjahre geprüft, und durch die Gesetz¬
gebung Napoleons festgesetzt und bestätigt worden, in allen
Rechtssachen ohne Ausnahme die unschätzbare Wohlthat der
Oeffeutlichkcit und in den meisten Criminal-Sachen auch die
des Geschwornen - Gerichts Statt findet. Was die Ocffentlich-
kcit der Verhandlungen betrifft, *) so scheinen die Vorzüge der¬
selben nach und nach in ganz Europa anerkannt zu werden,
und nur noch wenige dunkle Stimmen erheben sich dagegen.
Wir wollen uns daher nur auf Eine Bemerkung beschranken.
Die Oeffentkichkeit der Verhandlungen ist gewöhnlich und fast
nothwendig mit der Mündlichkcit verbunden. Einige, welche
zwar das Unwesen der Actenschreiberei einsehen, aber dennoch
der Oeffcntlichkeit abhold find, haben vorgeschlagen die Sache
umzukehren, und die Mündlichkcit ohne die Oeffeutlichkcit ein¬
zuführen. Allein durch diesen Vorschlag, wenn er je ausgeführt
werden sollte, würde man Gefahr laufen, die Vortheile beider
zu verlieren. Die Oeffentkichkeit nämlich ist die sicherste Ge¬
währleistung gegen alle Mißbrauche, die aus der Mündlichkcit
entstehen könnten. Man hat oft zur Rechtfertigung des schrift¬
lichen Verfahrens angeführt, daß Jeder über Alles, was er
schriftlich abfaßt, langer und reiflicher nachzudenken gezwungen
sey; daß dagegen bei dem mündlichen Verfahren die Advocaten
unvorbereitet und ohne gehörige Kenntniß der Sache vor den
Gerichten erscheinen und die Verhandlungen in ein leeres Ge¬
rede oder gar in ein wildes Gezänke ausarten könnten. Die¬
ser Einwurf würde in seiner ganzen Starke bestehen, wenn
man die Mündlichkeit von der Oeffcntlichkeit trennte. Allein
diese letztere hält den Eifer der Richter so wie der Advocaten

*) Ueber die Vortbeile der Oeffcntlichkeit in Criminal-Sachen
sehe man den ebenfalls vortrefflich bearbeiteten Artikel: xubli-
ciiö cles suclionoes in dem Uöport. von IVlerlin. Er stammt
aus einer Zeit her, wo die Verhandlungen in Criminal-
Sachen noch nicht öffentlich waren. In Civil-Sachen wa¬
ren sie es bekanntlich immer. Diese Verschiedenheit, jo
auffallend sie erscheint, erklärt sich hinreichend durch die
Verachtung und Geringschätzung, womit man die meiste«
Criminal-Angcklagten ansah.



reg«. Dr« letztem, welche wissen, daß das Urtheil über ihre
Geschicklichkeit von der Art abhängt, wie sie in den öffentlichen
Sitzungen auftreten, wenden Alles an, um den Erwartungen
der Richter und des Publikums zu entsprechen. Auch die Rich¬
ter werden durch die Anwesenheit des Publikums sowohl von
zu großer Härte und Anmaßung gegen die Parthcien und Ad¬
vokaten, als auch von zu großer Jndulgcnz und Fahrlässigkeit
abgehalten. Endlich ist die Oeffentlichkeit das einzige Mittel,
um den gerichtlichen Verhandlungen jene Würde und jenen
Anstand zu erhalten, ohne welche in den Verhältnissen der
Bürger zum Staat, Nichts Gutes gedeihen kann.

Auch die Vorzüge der Geschwornen-Anstalt scheinen in un¬
serm Vaterland täglich immer mehr erkannt zu werden. Doch
ist sie auch jetzt immer noch stärkern Anfeindungen ausgesetzt,
als die Oeffentlichkeit. Zwar jener lächerlichen Einwürfe: als
ob die Geschwornen ohne alles Nachdenken, auf den blosm
Blick oder gleichsam durch einen hohem Einfluß ihr Urtheil
fällten, fängt man nach und nach an, sich zu schämen. Jeder,
der nur im Mindesten mit dem jetzigen Criminal-Verfahren
bekannt ist, weiß, daß die Geschwornen die Antworten des
Angeklagten, die Aussagen der Zeugen selbst vernehmen, daß
ihnen alle Beweise und Gegenbeweise unmittelbar vorgelegt
werden; daß also ihre Ueberzeugung ganz aus derselben Quelle
fließt, und sich auf dieselben Gründe stützt, wie die der ge¬
wöhnlichen Richter. Allein bei allem dem können doch viele
nicht begreifen, warum denn der Ausspruch von Geschwornen
ein größeres Zutrauen als der der Richter verdienen sollte.
Um dieses zu erläutern, sey es mir erlaubt dasjenige, was ich
schon in einigen meiner frühern Schriften über diesen Gegen¬
stand gesagt, hier in der Kürze zu wiederholen. Um allen
Mißverständnissen zuvorzukommen, bemerke ich, daß hier fürs
erste nur von der Beurtheilung der gewöhnlichen Verbrechen
durch Geschworne die Rede ist. (M. s. S. 555) Von der Be¬
urtheilung der politischen Verbrechen, und derjenigen der Mi¬
nister und anderer hoher Staats-Beamten werden am Schluß
noch einige Bemerkungen beigefügt werden.

1» Der Ausspruch von Geschwornen verdient aus demsel¬
ben Gruiid^ein größeres Zutrauen als der eines Richter-Kol-



572

legirrms, ans welchem die Gesetze, die von einer Stände-Ver-
sammlung untersucht und verhandelt werden, in der Regel vor
denjenigen, welche die Minister und ihre Rathe dictiren, den
Vorzug verdienen. Die Deputirten im Allgemeinen haben ge-
wiß nicht so viel Einsicht und Geschäfts-Kenntniß als die Mi¬
nister. Allein für die Deputirten und eben so für die Geschwor¬
nen macht diese Beschäftigung mit der Gesetzgebung einen
merkwürdigen Abschnitt ihres Lebens aus. Sie bringen daher
zu derselben einen weit reinern Willen und einen kräftigern
Vorsatz mit, als man von beständigen Beamten bei dem Drang
und dem beständigen Einerlei der Geschäfte erwarten kann.
Erwählte man aber die Deputirten auf Lebenszeit, oder ließ
ein Geschwornen - Gericht auf mehrere Jahre zusammen, *) so
würden beide bald viel schlechter als das schlechteste aus be¬
ständigen Beamten zusammengesetzte Kollegium seyn.

2) Die Geschwornen sehen den Angeklagten gewöhnlich an
dem Tag des Gerichts zum ersten - und letztenmal. Keine Em¬
pfehlung kann sie für- keine frühere Feindschaft gegen densel¬
ben eingenommen haben. Ganz anders verhält es sich mit den
Richtern, die man im Voraus kennt. Besonders werden Ver¬
brecher aus den Hähern Ständen schon Gelegenheit finden sich
wenigstens durch ihre Freunde dem Richter, auch vor dem Ge¬
richtstag , zu nähern, und ihre Vertheidigung, ehe derselbe die
Anklage gehört hat, vorzubringen. Ich glaube, man kann oh¬
ne den Richtern im mindesten zu nahe zu treten, behaupten, daß
ihre Aussprüche in dieser Hinsicht zu denen der Geschwornen
in einem fast gleichen Verhältniß stehen, wie die ehemals zuwei¬
len von dem Hof ausgehenden Urtheile zu den Aussprüchen
der Richter- Kollegien.

3) Ueberhaupt ist der Vorwurf durchaus unwahr, als ob
bei der Geschwornen-Anstalt das Talent und die Geschäfts-Er-
fahrnng der Richter ganz außer Acht und unbenutzt gelassen
würden. Vielmehr liegt Alles, wozu Kenntniß der Gesetze und
Geschäfts - Erfahrung gehört z die Jnstruction und Leitung des
Prozesses, das Zusammensuchen der Beweise, die Vernehmung

*)Das Revolutions-Tribunal liefert einen schrecklichen Be¬
weis dazu.
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der Zeugen, die Anklage und Vertheidigung, die Stellung der
Fragen, welche die Geschwornen zu beantworten haben, der
mündliche Vertrag über alle aus den Verhandlungen sich erge,
benden Umstände in den Händen wissenschaftlich gebildeter und
von dem Staat geprüfter Beamten. Nur die Frage, die ihrer
Natur nach ganz vor den Richterstuhl des gesunden Menschen-
Verstands gehört, nämlich: ob durch die gegen den Angcklag,
ten bestehenden Beweise seine Schuld hinreichend erwiesen ist,
bleibt auch dem Urtheil dieses gesunden Menschenverstands
überlassen.

4) Das Zusammenwirken von zwei voneinander unabhän¬
gigen Gewalten, die sich einander beobachten und bewachen,
wie die Richter und Geschwornen, ist znr Untersuchung und
Aufklärung der Wahrheit höchst förderlich. Die Richter wissen,
daß Alles, was sie bei der Einleitung und Vorbereitung des
Prozesses thun, endlich dem Urtheil von Männern, die mit ih¬
nen in gar keiner Verbindung stehen, vorgelegt wird; sie wis¬
sen, daß alle auf die Thatsache bezüglichen Umstände, so unter¬
sucht und aufgeklärt seyn müssen, um daraus ein Ganzes bil¬
den zu können, welches sich dem gemeinen Menschenverstand
von selbst als wahr und einleuchtend aufdringt. Eben hier¬
durch wird der Eifer der Untersuchungs-Richter, Staats - Pro¬
kuratoren u. s. f. erregt, so daß selbst die gerichtlichen Hand¬
lungen, wobei die Geschwornen nicht mitwirken, doch eben
wegen derselben viel genauer *) und pünktlicher behandelt und
ausgeführt werden, als es sonst der Fall wäre.

51 Einige haben die zu große Gclindigkeit und Nachgie¬

bigkeit der Geschwornen angeklagt;**) wobei Betrüger, Diebe

*) Dieses ist einer der größten Vorzüge der Gcschwornen-
Anstalt, welcher noch nicht gehörig gewürdigt zu seyn
scheint. Eben dadurch -werden Mißbräuche, welche die im
Anfang geheime Jnstruction des Prozesses herbeiführen
könnte, entweder verhindert, oder die Urheber entdeckt und
bestraft.

**)Die Tactik derjenigen, welche in den letztem Zeiten sich
gegen das Geschwornen-Gericht erklärt, war nicht ganz
redlich, und bewcißt mehr als Alles, daß ihre Sache nicht
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und Mörder freies Spiel hätten. Man kann indessen jetzt
solchen Einwürfen kühn den Ausspruch der Erfahrung entge¬
gensetzen, welche hinreichend gelehrt hat, daß die Strafgercch-
tigkeit durch Geschwornen-Gerichte allerdings mit der nöthigen
Strenge gchandhabt werden kann. „Wenn auch" sagte in
der Kammer der Deputirten der beredte Froc de la Bonllaye
oder -vielmehr durch ihn der Siegelbewahrer von Frankreich,
de Serre, (Nonit. llu 5. kevr. 1822. p. 170) „wenn auch
das Urtheil der Jury in einem einzelnen Fall zu schonend aus¬
fallen sollte, so bieten doch die Aussprüche derselben im Gan¬
zen ein Beispiel hinreichender Strenge und eine genügende
Sicherstellung gegen die Verbrechen dar. Dabei sind die Irr¬
thümer einer Jury durchaus ungefäbrlich: indem diejenige,
welche dieselben begangen, sogleich verschwindet, und keine
Spur hinter sich zurückläßt." — Uebcrhaupt gibt es kein Cri-
minal-Verfahrcn, es hat keines gegeben, und wird keines geben,
nach welchem alle Verbrechen sicher bestraft werden. Das Ein-

die beste ist. Sie fingen nämlich damit an, ganz gewal¬
tig gegen die strafbare Jndulgenz der Geschwornen loszu¬
ziehen. Man hätte glauben sollen, in einem Staate, wo
die Geschwornen - Anstalt besteht, sei kein Mensch seines
Lebens und Eigenthums sicher. Als aber diese Einwürfe
sowohl durch Gründe und noch mehr durch die Erfahrung
hinreichend widerlegt waren, hoben sie ein ganz entgegen¬
gesetztes Geschrei an. Die Geschwornen sollten auf einmal
die härtesten, grausamsten Menschen, und kein Angeklag¬
ter , wenn er auch noch so unschuldig, seines Lebens und
seiner Freiheit sicher seyn! ! — Gewiß hat es Manchen
geschmerzt, den berühmten (nun verstorbenen) Rcchtsge-
lebrten v. Fcucrbach unter den Gegnern der Geschwornen-
Anstalt zu finden. Als derselbe sein bekanntes Werk da¬
rüber zuerst herausgab, ging seine Behauptung vorzüglich
dahin, das Geschwornen - Gericht sey zwar in konstitu¬
tionellen Monarchien ein nützliches, fast nothwen¬
diges Institut; passe aber gar nicht in absolute Monar¬
chien. Nun ist aber wider Alles, was man bei der Her¬
ausgabe der Schrift des H. v. Fcucrbach muthmaßen und
erwarten konnte, Baiern, (worin bekanntlich H. v. Feuer¬
bach lebte) späterhin ein constitntionneller Staat gewor¬
den. Aber H. v. Fcueröach wollte, ungeachtet dessen, doch
kein Geschwornen-Gcricht!!!
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zige, was die Gesetzgebung erreichen kann, ist, daß dem Ver¬
brecher, wenn er die That begeht, kein bestimmtes Mittel zn
Gebot steht, unentdeckt zu bleiben, und sich vor der Strafe zu
sichern. Wenn das Urtheil über die Thatsache von der Ueber¬
zeugung der Geschwornen abhängt, so hat der Verbrecher wirk¬
lich kein solches Mittel; welches aber allerdings der Fall ist,
wenn Richter nach einer gesetzlich vorgeschriebenen Beweis-
Theorie *) urtheilen. Daß bei der That keine zwei Zeugen
gegenwärtig sind, u. d. g. kann der Verbrecher allerdings ver¬
meiden; aber über den Eindruck, den die Zusammenstellung al¬
ler gegen ihn sprechenden Beweise und Umstände auf die Ue¬
berzeugung der Geschwornen machen wird, ist er nicht Meister.
— Man hat in mehrern Ländern, wo die Beweis-Theorie besteht,
den so eben gerügten Fehler durch einen andern, noch größer»
zu verbessern gesucht. In denselben wird nämlich auch auf
Verdacht gestraft, und zwar wird der Grad der Strafe
nach dem des Verdachts (pro mocko probsUonum) abgemes¬
sen; ein Grundsatz, wobei auch ein Unschuldiger**) vor der
Strafe nicht immer sicher seyn kann!

6) So groß nun aber auch, nach dem Ausspruch der
Theorie sowohl als Erfahrung, die Vorzüge der Geschworncn-
Anstalt sind, so scheint — wie es Nichts Vollkommenes unter
der Sonne gibt — auch sie, wenn es sich von der Beurthei¬
lung politischer- und anderer von den höchsten Staats-Beam-

*) Mit großem Unrecht hat man die Beweis-Theorie vom
Civilfach auf das Criminal - Verfahren übertragen. Wer
einen Contract schließen, ein Testament machen will, kann
vor dieser Handlung Beweise aller Art beibringen,
er kann so viele Notarien und Zeugen als er will, zuzie¬
hen. Aber wer kann Zeugen zuziehen, wenn er bestohlen
oder von Räubern überfallen wird? Die Rvmcr, unsere
ewigen Muster in der Gesetzgebung, schrieben daher, so
pünktlich sie im Civilfach die Beobachtung der Formalitä¬
ten forderten, für das Criminalfach keine Beweis-Theo¬
rie vor.

**) Dem Grundsatz nach ist dieses ganz gewiß wahr. Allein
die Schädlichkeit auch des unrichtigsten Grundsatzes kann
durch eine verständige Anwendung beseitigt werden.

38
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ten, den Ministern u. s. f. begangenen Verbrechen handelt,
nur mit einigen Modifikationen anwendbar zu seyn. (M. s.
S. 555). Die Geschwornen, so wie die jetzige Art dieselben
zu wählen sie gibt, bringen zur Beurtheilung der gewöhnlichen
Verbrechen nicht allein den gehörigen Grad von Einsicht, son¬
dern, was sehr wichtig ist, auch das rechte Maß von Milde
und Strenge mit. Denn so sehr sie auch im Ganzen zur Milde
hinneigen, so können sie doch auf der andern Seite die bösen
Folgen, welche die Ungcstraftheit der gewöhnlichen Verbrechen auf
die menschliche Gesellschaft- haben müßte, nicht verkennen. Allein
wenn der Staat, als solcher, Schutz und Genugthuung fordert,
und Männer, die man früher nur in dem Glanz der höchsten
Würden erblickte, auf dem Verbrecher - Stuhl sitzen, so macht
die Neuheit und Größe sowohl des Gegenstandes als der Per¬
sonen den Verstand der meisten Menschen schwindeln. Die
schlimmen Folgen, welche diese Verbrechen über die Gesellschaft
bringen, berühren sie nicht so nah und leuchten Ihnen nicht so
deutlich ein, wie in den gewöhnlichen Fallen. Sie werden
immer den Staat für hinreichend stark und ihres Schutzes nicht
bedürftig ansehen. Uebcrdem läßt sich hier nicht, wie in den
gewöhnlichen Fällen sagen, daß, wenn auch hin und wieder
ein Ausspruch der Jury zu gelinde ausfällt, sie doch im Gan¬
zen gegen die Verbrecher hinreichende Sicherheit gewährt.
Staats - Verbrechen werden allenthalben nur selten vorkommen,
und ein einziger fehlerhafter Ausspruch der Geschwornen, kann
von den bedenklichsten Folgen seyn. Wem diese Gründe noch
nicht genügen, braucht nur auf das Beispiel derjenigen Völ¬
ker und Gesetzgeber, welche die Milde bei der Beurtheilung
der Verbrecher bis zum höchstmöglichen Grade gesteigert haben,
zu sehen. Die Constituirende selbst — und es ist gefährlich in
der Milde weiter gehen zu wollen als diese — fand es doch
zweckmäßig, oder richtiger zu sagen, nöthig, die Beurtheilung
politischer Verbrechen einem besondern Gerichtshof zu übertra¬
gen. Es ist darum gar nicht nöthig, (oder wäre vielmehr un¬
zweckmäßig) denselben nur aus beständigen Richtern *) zusam-

*)d. h. aus solchen, die richterliche Funktionen als ihre gc-
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menzusetzen. Allein wenn dabei das Urtheil über die That von
Geschwornen ausgehen soll, so müssen sie mit weit größerer
Sorgfalt und nach ganz andern Bedingungen, wie zu den ge¬
wöhnlichen Assiscn, gewählt werden; wie dieses auch die Con-
stituirende bestimmte.

§. 9 .

Die Einführung der Geschwornen-Anstaltin Criminal-Sa-
chen ward in Frankreich zuerst durch den Beschluß der consti-
tuirenden* *) Versammlung vom ZOsten April 1790 im Allge¬

wöhnlichen Amtsgeschäfteausüben. Hierunter waren also
die Pairs nicht zu verstehen.

*) Die Frage über die Einführung der Jury beschäftigte die
Versammlung sehr lange und ernstlich. Eine Menge von
Rednern wetteiferten, über diesen wichtigen Gegenstand
alles mögliche Licht zu verbreiten und die Versammlung zu
ihren Ansichten zu stimmen. Man findet diese Reden in
der Sammlung der Protokolle der Constituirenden.Eine
der merkwürdigsten, (die man mit den Gegenreden auch in:
(llioix 3o Usz>port8, Opinions, ei äisoours prononcos
ä ls tribunv kistionslo rlepuis 1789 susga'ä oe sonn.
karis 1818- rom. III. s>. 282 findet) ist die von A. Du-
port (vom 29sten März 1790). Derselbe bemühte sich
durch alle möglichen Gründe zu beweisen, daß die Einfüh¬
rung der Jury nicht allein in Criminal- sondern auch in
Civil-Sachen durchaus nöthig sey. Ein Punct, worauf er
vorzüglich bestand und worüber wir schon oben (S. 383
§. 3 dieses Abschnitts) gesprochen haben, war die Trennung
der Entscheidung über die Thatsache von der über das
Recht, und zwar sowohl in Civil- als Criminal-Sachen.
Die erstere sollte durchaus den Geschwornen überlassen
bleiben. Er glaubte, daß ohne diese Trennung sehr
viele Urtheile nach der Meinung der Minorität durch¬
gingen , welches er durch ein paar Beispiele zu be¬
weisen suchte, wovon wir oben schon Eines mitgetheilt
haben. Er führte noch ein Zweites an, welches sich
auf das Criminal-Verfahren(oder vielmehr auf das Cor-
rectionnelle) bezieht. „Titius klagt den Casus an, ehren¬
rührige Reden gegen ihn vorgebracht zu haben. Die Zahl der
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